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Gründung einer Neuen Weltordnung 

... Und die ganze Erde wunderte sich über das Tier, und sie beteten den Drachen an, weil er 
dem Tier Macht gab, und beteten das Tier an ... Und ihm wurde Macht gegeben über alle 
Stämme und Völker und Sprachen und Nationen. Und alle, die auf Erden wohnen, beten es 
an, deren Namen nicht vom Anfang der Welt an geschrieben stehen in dem Lebensbuch des 
Lammes, das geschlachtet ist. 
Offenbarung 13, 3-8 

Die entscheidenden Schritte zur Gründung einer "Neuen Weltordnung" wurden vor mehr als 
100 Jahren eingeleitet. 
Die Geheimbünde und Geheimorganisationen dominierten damals allmählich alle Bereiche 
des staatlichen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens. Der menschliche Glaube, jede 
subjektive Lebensäußerung und jeder Aspekt des menschlichen Daseins wurde relativiert so-
wie alle lebendigen Gegensätze vermischt, um letzten Endes die Weltherrschaft der Freimau-
rer zu realisieren.  
Die Geheimbünde und Geheimorganisationen schwächten alle Herrschaftsformen, indem 
man sie gegeneinander ausspielte (Monarchien sollten durch demokratische Elemente ergänzt 
werden etc.), förderten Nichtregierungsorganisationen und stärkten gleichzeitig die politische 
Macht der Massenmedien. 
Der NWO-Terror wird lediglich von sehr kleinen Gruppen oder gar von einzelnen Personen 
durchgesetzt. Nicht selten übernehmen hab- und machtgierige Psychopathen oder willige, 
gehirngewaschene Vasallen die Ausführung der arglistigen NWO-Zerstörungsmaßnahmen. 
Die gefährlichsten Destabilisierungsmaßnahmen des NWO-Imperiums, die sofort bekämpft 
werden müssen, sind gegenwärtig z.B.: 
-Abschaffung der Nationalstaaten, 
-Durchsetzung eines weltweiten Sozialismus bzw. Kommunismus, 
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- Bildung einer totalitären Welt-Regierung, 
- Errichtung von weltweiten Militärstützpunkten zur Stationierung von multinationalen Söld-
nereinsatzgruppen, 
- Deindustrialisierung und Kollabierung der Weltwirtschaft durch Umweltschutzauflagen 
(menschenverursachter Klimawandel), 
- Zentralisierung und Steuerung der Wissenschaft,  
- Kontrolle aller Medien und systematische Bewußtseinsmanipulation, 
- Reduzierung des Bildungswesens,  
- Schaffung einer Einheitsreligion und Einführung neuer Kulte (Satanismus, Teufelsanbetung 
Zauber- und Hexerei), 
- Zerstörung der Familie, Unterminierung der Kindererziehung, der Ehe usw., 
- Abschaffung des Bargeldes (alle Zahlungen sollen nur noch elektronisch erfolgen, um miß-
liebige Regimegegner sofort finanziell ausschalten zu können). 
- Förderung von Drogengebrauch, Pornographie und Fundamentalismus, 
- Zerstörung von Individualität und Umerziehung zum sog. Einheitsmenschen (z.B. durch 
Gehirnwäsche, Freigabe von Drogen, psychiatrische Zwangsbehandlungen),  
- Reduktion der Bevölkerung durch inszenierte Krisen (Kriege, Hunger, Krankheiten, 
Zwangsimpfungen, Corona-Pandemie usw.). 
Der US-Diplomat Joseph Kennedy (1888-1969) berichtete am 26. Juli 1936 in der "New 
York Times" (x335/9): >>50 Leute regieren Amerika, und das ist eine großzügige Schätzung. 
…<< 
US-Präsident Franklin D. Roosevelt erklärte am 29. April 1938 während einer Rede vor dem 
US-Kongreß (x342/10): >>… Die erste Wahrheit ist, daß die Freiheit einer Demokratie nicht 
sicher ist, wenn das Volk das Wachstum privater Macht toleriert, bis sie stärker wird als ihr 
demokratischer Staat selbst. In seiner Essenz ist das Faschismus - der Besitz der Regierung 
durch eine Person, eine Gruppe oder durch irgendeine andere kontrollierende private 
Macht.<<  
David Rockefeller (1915-2017, gründete 1973 mit Zbigniew Brzezinski und anderen die Ge-
heimorganisation "Trilaterale Kommission") erklärte im Jahre 1994 vor dem UN-Wirtschafts-
ausschuß (x335/9): >>Wir stehen vor einer globalen Transformation. Alles, was wir brau-
chen, ist eine große Krise, und die Nationen werden die Neue Weltordnung akzeptieren. …<< 
Der schweizerische Theologe Martin Hohl-Wirz berichtete später über die Freimaurerei und 
die Weltpolitik (x910/…): >>… 5.1.4. … Weltpolitik 
… Verschiedene Gruppen und Gesellschaften einflußreicher Persönlichkeiten, die auf höch-
ster Ebene Einfluß auf die Weltpolitik nehmen, sollen mit der Freimaurerei in Verbindung 
stehen. So unter anderen der Club of Rome, die Trilaterale Kommission, der Council on Fo-
reign Relations (CFR), die 'Bilderberger', die Round-table Gruppen, die B'nai B'rith sowie 
engere Kreise um die Familien Rothschild und Rockefeller.  
Diese informellen Gruppen sollen hierarchisch, wie eine Pyramide, geordnet sein. Eine solche 
Pyramide ist, zusammen mit dem 'allsehenden Auge Gottes' und anderen FM-Symbolen, auf 
der US 1 $ Note abgebildet. Zur Weltfreimaurerei sollen rund 100 Organisationen gehören.  
Im Zusammenhang mit dem Bestreben nach Völkerverständigung steht auch der Einsatz für 
den Frieden. Die Zeitschrift 'Alpina' (Nr. 12, 1986, S. 298) nennt die folgenden Freimaurer, 
die mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet wurden:  
1902 Elie Ducommun (1833-1906), 1906 Theodore Roosevelt (1858-1919), 1911 Alfred 
Hermann Fried (1864-1921), 1913 Henri de la Fontaine (1854-1943), 1920 Léon Victor Au-
guste Bourgeois (1851-1925), 1926 Gustav Stresemann (1878-1929), 1929 Frank B. Kellogg 
(1856-1937), 1935 Carl von Ossietzky (1889-1938), 1953 George C. Marshall (1880 1959). 
Der 'Marshall Plan' hat nach dem zweiten Weltkrieg bekanntlich wesentlich zur wirtschaftli-
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chen Erholung Deutschlands und damit Europas beigetragen.  
In der FM-Literatur nicht genannt ist, möglicherweise weil er der Schwedischen Lehrart an-
gehörte: 1930 Nathan Söderblom (1866-1931), Mitbegründer der ökumenischen Bewegung. 
5.2. Einfluß in Wirtschaft, Wissenschaft, Technik 
Der Einfluß der Freimaurerei auf die Arbeitsethik in den westlichen, protestantischen Län-
dern scheint mir außerordentlich groß aber unabschätzbar zu sein. Die Konzentration auf das 
Diesseits, auf 'Taten statt Worte', und die Pflege eines 'Kultes der Arbeit' haben sicher den 
'Geist des Kapitalismus' stark geprägt. Wirtschaft, Wissenschaft und Technik werden dem 
Herrschaftsbereich der Kirchen entzogen, verselbständigt und von jeglicher religiösen Aus-
einandersetzung 'befreit', 'neutralisiert'. Sie sollten ihrerseits Maßstab für Sinn, Wahrheit und 
Erfolg werden.  
Das Kirchliche, Religiöse wird stark relativiert, aus der Alltagswirklichkeit verbannt, und 
bekommt seine Geltung höchstens noch am Sonntagvormittag. Wirtschaft, Wissenschaft und 
Technik sind scheinbar 'wertfrei', über jede geistige Auseinandersetzung erhaben. Die Haupt-
aufmerksamkeit gilt nicht nur dem diesseitigen Tun, sondern auch dem Erleben aller Art, dem 
Beschaffen und Konsumieren von Erlebnissen. Diese heutige Realität atmet wohl eindeutig 
und deutlich auch den Geist der Freimaurerei. 
Die Freimaurerei erhebt denn auch den Anspruch, in dieser Welt der Wirtschaft, Wissen-
schaft und Technik Orientierung zu ermöglichen. "Die Freimaurerei entwickelt die ethischen 
Normen, die Wissenschaft und Technik erst zu Werkzeugen des Menschen statt zur Gefahr 
der Menschlichkeit machen." 
5.2.1. Die Eroberung der Welt 
Wir haben gesehen, daß der freimaurerische Arbeitsraum eine diesseitige, dem Menschen 
zugängliche Welt (bzw. Welten) symbolisiert, in der sich der Mensch nach seinen Maßstäben 
orientiert: Nach Osten und Westen, Norden und Süden, nach Sonne, Mond und Sternen sowie 
nach anderen Menschen (Meister vom Stuhl) richtet sich der Blick, die Aufmerksamkeit, die 
Orientierung. 
Die folgenden Namen zeigen, daß erstaunlich viele derjenigen, die das Diesseits erobern 
wollten, Freimaurer waren. Dazu sollen auch die Abenteurer aller Art gezählt werden. Frei-
maurer waren die Arktisforscher Ronald Amundsen und Robert F. Scott. Der Antarktisfor-
scher Admiral Richard E. Byrd gründete zusammen mit 60 von 85 Teilnehmern einer Expedi-
tion 1935 die 'Antarctic Loge No. 777'. Der Erfinder des Heißluftballons, Jacques Etienne 
Mongolfier, sowie der Flugpionier Charles August Lindbergh besuchten eine Loge.  
Von den amerikanischen Astronauten waren die folgenden sicher Freimaurer: L. G. Cooper 
jun., John H. Glenn, Grissom, Eisele, Aldrin, Stafford, Schirra. Eroberer von altertümlichen 
Schätzen war der bekannte deutsche Altertumsforscher und Kaufmann Heinrich Schliemann 
(1822-1890), der u.a. Troja entdeckte. 
Wesentlich wichtiger und einflußreicher als die realen Abenteurer sind die phantastischen 
Abenteuer der Helden freimaurerischer Schriftsteller und Filmemacher, auf die wir noch zu 
sprechen kommen werden (von Goethes Faust und Peter Schlemihl bis z.B. zu Gullivers Rei-
sen, Tom Sawyer und Huckleberry Finn, Sherlock Holmes, Ben Hur, Kiplings Dschungelkind 
Mowgly, Micky Maus & Co., die Filmhelden von Charlie Chaplin und viele andere mehr). 
5.2.2. Wer steuert die Wirtschaft? 
In Verschwörungstheorien erscheinen die Freimaurer oft als die geheimen Drahtzieher des 
wirtschaftlichen Geschehens. Hitler pflegte in diesem Zusammenhang die Freimaurer in ei-
nem Atemzug mit den Juden zu nennen. Aus unserer Sicht sind es natürlich sicher nicht die 
Freimaurer, die die Welt regieren. Hinter allem Geschehen stehen geistige Mächte, und der 
Mensch meint höchstens, die wirtschaftlichen Verhältnisse selbst gestalten und kontrollieren 
zu können. 
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Ein solcher Versuch, die wirtschaftlichen Beziehungen selbst zu gestalten, sind die sogenann-
ten 'Service Clubs' (Rotary, Lions, Kiwanis u.a.m.), von denen die meisten erwiesenermaßen 
mit der Freimaurerei in einem direkten Zusammenhang stehen.  
Sie gelten auch als ein Missionsfeld der Freimaurerei, indem bei Leuten, die in diesen Klubs 
noch nicht die wichtigen und richtigen Kontakte haben anknüpfen können, inoffiziell die Er-
wartung geweckt wird, bei den Freimaurern seien die wirklich einflußreichen 'Freunde' zu 
finden. "1905 rief der Hochgradfreimaurer Paul Harris in Chicago 'Rotary International' ins 
Leben, 1917 folgte in derselben Stadt Melvin Jones mit den 'Lions International'." 
Böni verteidigt in seinem Artikel 'Rom und die Rotarier' die Rotarier vehement gegen einen 
'Erlaß der katholischen Kirche gegen die Rotarier'. Er schreibt: "Freimaurer standen an der 
Wiege des Rotary-Klubs." Und es gibt "eine große Zahl von Rotariern, die zugleich Freimau-
rer sind." Die Rotarier haben ähnliche Ideale wie die Freimaurer. Im Gegensatz zu den Frei-
maurern ist aber die 'Erweiterung des Bekanntenkreises' ausdrückliches Ziel.  
Beiden gemeinsam ist das Bekenntnis zu einem allgemeinen Menschentum unabhängig von 
Konfession, Religion und Parteizugehörigkeit sowie das Bestreben 'hitzige' geistige Ausein-
andersetzungen zu vermeiden.  
"Politische und religiöse Gespräche von Partei gegen Partei oder Religion gegen Religion 
werden bei ihnen ebensowenig wie in unseren Logen gehalten." Ähnliches kann von den Mit-
gliedern des Lions Club (Liberty Intelligence Our Nations Safety) gesagt werden: Viele Lions 
sind zugleich Freimaurer. Melvin Jones (1880 1961), der Gründer des Lions Club, "war Mit-
glied der 'Garden City Lodge No. 141' in Chicago". Älter und heute wohl weniger einfluß-
reich ist der 1803 in London gegründete Odd Fellow Orden, der noch direkter und offizieller 
mit der Freimaurerei verbunden ist. Dieser wollte (und will) eine 'Pflanzstätte der Mensch-
lichkeit und der Wohltätigkeit' sein. 
Von den in der Wirtschaft wirklich maßgebenden Personen und Firmengründern scheinen mir 
relativ wenige Freimaurer gewesen zu sein, bzw. zu sein. In der freimaurerischen Literatur 
werden die folgenden Firmengründer und Unternehmer genannt: Henry Ford (Autos), Charles 
C. Hilton (Hotels), John Jacob Astor (Hotels), Frank G. Hoover (Staubsauger), George Mor-
timer Pullman (Eisenbahn-Schlafwagen), Samuel Colt (Feuerwaffen), Pierre Samuel du Pont 
de Nemours (Chemie u.a.m.), Eberhard Faber (Schreibmaterial), King Camp Gillette (Rasier-
apparate), Anton Philipp Reclam (Verleger).  
Die Rothschilds sollen seit 1809 den deutschen, französischen und englischen Logen angehö-
ren. In der Schweiz sind Jakob Rieter (Spinnereimaschinen) und Philippe Suchard (Schoko-
lade) zu nennen. 
Auch unter den wissenschaftlichen Ökonomen scheint es relativ wenige Freimaurer zu geben. 
Bekannt ist, daß der deutsche Volkswirt Friedrich List (1789-1846) Freimaurer war.  
5.2.3. 'Humane' Wissenschaft und Technik 
In der freimaurerischen Literatur werden auch sehr wenige Wissenschaftler und Techniker 
genannt, die Freimaurer waren oder sind. Erwähnenswert sind: Alexander Fleming, der Ent-
decker des Penicillins, der Zoologe Alfred Edmund Brehm ('Brehms Tierleben'), der Physiker 
Albert Abraham Michelson sowie verschiedene Ärzte. Der größte Teil der von Itor in dieser 
Rubrik genannten Personen sind Ärzte.  
Von den Ärzten seien erwähnt: Christoph Wilhelm von Hufeland (1762-1836), Charles Ri-
chet (1850-1935), der 1913 den Nobelpreis für Medizin erhielt. Auffallend ist der relativ gro-
ße Anteil der 'Alternativ-Mediziner': Freimaurer war der Arzt und Magnetiseur Anton Mes-
mer (1734-1815), "der Begründer des Mesmerismus, des animalischen Magnetismus und an-
derer Heilmethoden jenseits der Schulmedizin." 
Der Begründer der Homöopathie, Christian Friedrich Samuel Hahnemann (1755-1843) war 
ebenfalls Freimaurer. Zu den Freimaurern gehörte auch der englische Arzt Bach, der die heu-
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te in esoterischen Kreisen berühmte und beliebte 'Bach-Blüten-Therapie' entwickelte. Der 
Psychoanalytiker Carl Gustav Jung war Sohn und Enkel führender schweizerischer Freimau-
rer". 
5.3. Einfluß auf die Gesellschaft 
Seit der Aufklärung entwickelt sich ein gesellschaftlicher Bereich als eine von Kirche und 
Staat unabhängige Lebenssphäre. Der Mensch 'emanzipiert' sich von kirchlicher und staatli-
cher Bevormundung und organisiert sich sein Gesellschafts- und Privatleben selbst. Er schafft 
sich seine eigenen Beziehungen und Vereine, wählt sich seine eigene Kirche und Religion 
aus, er erzieht und bildet sich selbst, er erdenkt und erdichtet sich seine eigenen Welten, und 
er sorgt für die eigene Unterhaltung.  
Nicht zuletzt versichert er sich selbst und hilft er sich selbst bei allen Wechselfällen des Le-
bens. Freimaurer haben bei der Verselbständigung und Ausgestaltung dieses gesellschaftli-
chen Lebensbereiches wesentlich mitgewirkt. Der Mensch schafft sich die Regeln des Zu-
sammenlebens selbst: Der Verfasser des Werkes 'Über den Umgang mit Menschen', Adolph 
Freiherr von Knigge (1752-1796) war Freimaurer.  
5.3.1. Sozietäten und Vereine 
Nach Im Hof ist die Freimaurerei ein Teil der 'umfassenden Sozietäts- oder Gesellschaftsbe-
wegung', die im 18. Jahrhundert entstand und bis heute nachwirkt. Die wissenschaftlichen 
Akademien und gelehrten Gesellschaften, die literarischen Gesellschaften und Lesegesell-
schaften, die gemeinnützigen Gesellschaften, die ökonomisch landwirtschaftlichen Gesell-
schaften sowie die patriotisch politischen Gesellschaften wirkten als 'Beförderer von Reform 
und Aufklärung'. In ihnen wirkte ein humanitär liberal aufgeklärter Geist, der mit dem frei-
maurerischen Geist eng verwandt war.  
"Ähnlich wie in vielen Sozietäten wurde der internationale Zusammenhang gepflegt. Schließ-
lich war die Freimaurerei den Sozietäten gleich in der Betonung der Gleichheit innerhalb der 
Gesellschaft. Adelige und Bürgerschaft fanden sich hier auf gleichem Fuß als 'Brüder' einem 
höheren Ideal, dem Tempelbau, unterstellt." Sozietäten wie Freimaurer pflegten zudem die 
Geselligkeit und die Gemeinschaft, was auch für die heute blühenden Vereine gilt, die eben-
falls eine gemeinsame menschliche Aktivität (Turnen, Schießen, Wandern, Kegeln, Singen 
etc.) verbindet.  
Die Gesellschaften standen miteinander in Beziehung, und es gab stets viele Doppel- und 
Mehrfachmitglieder. "Darum finden wir Freimaurer stets und oft führend in verschiedenen 
Sozietäten. Man war oft nicht nur Mitglied einer Loge, sondern auch der lokalen gemeinnüt-
zigen, literarischen oder wissenschaftlichen Gesellschaft." "Zum Beispiel sind in der Helveti-
schen Gesellschaft mindestens 22 Freimaurer nachweisbar, darunter drei Präsidenten der Ge-
sellschaft."  
5.3.2. Schule, Erziehung, Pfadfinderbewegung 
Wir haben bereits gesehen, daß die 'Selbsterziehung' und die 'Beförderung des sittlichen Le-
bens' zu den Hauptanliegen der Freimaurer gehören. Die 'Erziehung des Menschengeschlech-
tes' (Lessing) soll vor keiner Kategorie von Menschen Halt machen. Stets waren wohl viele 
Erzieher und Lehrer Freimaurer.  
Der Schweizer Pädagoge Heinrich Pestalozzi war nicht Freimaurer, aber Illuminat. Der Or-
den der Illuminaten war mit der Freimaurerei geistig und personell eng verbunden. Sie woll-
ten politisch aktiver … und "klarer als die Freimaurerei, für Aufklärung und Moral wirksam 
sein … Pestalozzi - eines der wenigen Schweizer Mitglieder - hatte den Namen Alfred."  
Die internationale Pfadfinderbewegung ist eindeutig auf freimaurerischem Boden entstanden 
und gewachsen. "Das Pfadfindertum ist freimaurerischen Ursprungs. Sein Gründer, Sir Baden 
Powell, war ein bedeutender Freimaurer." Für Rothkrantz ist die "internationale Pfadfinder-
konföderation nachweislich ein Logeninstrument." 
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5.3.3. Wohltätigkeit und Religion 
Wir haben gesehen, daß die Freimaurerei eine sittliche Bewegung sein will, die Nächstenliebe 
nicht nur predigt, sondern auch praktiziert. Ihre 'Religion' ist die sittliche Tat nicht nur den 
Brüdern, sondern auch den 'Profanen' gegenüber. "Da alle Freimaurer Brüder sind, müssen sie 
einander helfen und sich gegenseitig Beistand leisten, wenn dies notwendig ist. Das ist ein 
Grundsatz, den fast sämtliche Obödienzien mit fast den gleichen Worten in ihren Statuten 
und Gelöbnissen formulieren. Die elementarste Form der Anwendung dieses Prinzips ist die 
freimaurerische Wohltätigkeit.  
Jede Loge der französischen Obödienzien besitzt ihren Bruder Almosenier, dessen Kasse ge-
trennt von jener des Bruders Kassiers geführt wird, und jede Obödienz hat ihren Groß Almo-
senier … Es gibt darüber hinaus Waisenhäuser und Spitäler, die von Freimaurern unterhalten 
werden, und das Wohltätigkeitsbudget vor allem der angelsächsischen Freimaurerei ist ge-
waltig." Die Freimaurerei bot eine Form von Sozialversicherung an, was besonders zu Zeiten, 
als es noch keine staatliche Sozialversicherung gab, ein wichtiger Grund für ihre Attraktivität 
gewesen sein mochte. Der Freimaurer fühlte sich durch die Solidarität der Brüder gegen die 
Wechselfälle des Lebens wie Krankheit, Unfall etc. versichert.  
In der Schweiz "ist z.B. der 'Verein zur Verbreitung guter Schriften' eine Freimaurer Grün-
dung. Ebenso sind es verschiedene Brockenhäuser, Wohltätigkeitsvereinigungen, Altershei-
me, Armen und Krankenkassen usw."  
Freimaurerischer Geist weht wohl durch weitere, auch internationale, Wohltätigkeits- und 
Hilfsorganisationen der verschiedensten Art. So zum Beispiel entstand das 'erste Pestalozzi 
Kinderdorf Europas' in Trogen zur Zeit, als der Trogener Pfarrer J. Böni Großmeister der 
Schweizer Großloge 'Alpina' war.  
Nach Deiters und Naudon war der Gründer des Roten Kreuzes Henri Dunant (1828-1910) ein 
Freimaurer. In der freimaurerischen Literatur selbst wird er jedoch nicht aufgeführt. (Nach 
Dr. Gabriel Mützenberg hat man bis heute kein Dokument gefunden, das die Zugehörigkeit 
Dunants zu einer Freimaurerloge beweisen würde). 
Böni empfiehlt in seinem Aufsatz 'Moralische Aufrüstung und Freimaurerei' seinen Brüdern, 
bei der Moralischen Aufrüstung mitzumachen. Es bestünde eine 'Geistesverwandtschaft', und 
es gebe viele Berührungspunkte. "Beide verfolgen das Ziel einer besseren Menschheit, und 
beide stehen außerhalb des konfessionellen Streites. Wir können viele weitere Berührungs-
punkte finden, wenn wir auf die Grundsätze schauen."  
Ökumene: Der Geist der Ökumene steht dem der Freimaurerei sehr nahe. Der Mitbegründer 
der ökumenischen Bewegung Nathan Söderblom (1866-1931) soll Hochgradfreimaurer ge-
wesen sein, ebenso Willem Adolph Visser't Hooft, der 1948-1966 Generalsekretär des Öku-
menischen Rates der Kirchen war. Carl Friedrich von Weizsäcker soll Hochgradfreimaurer 
des 33. Grades sein. 
Noch eine Bemerkung zum Thema Religion: Eine Zeitschrift der amerikanischen Freimaurer 
trägt den Titel 'The New Age'. Die zum 'Lucis Trust' in Genf gehörende 'Arkanschule' soll 
von Freimaurern geleitet sein und sich als 'magnetisches Zentrum' der Freimaurerei betrach-
ten.  
5.3.4. Philosophen, Dichter, Schriftsteller 
Auffallend viele bekannte Philosophen, Schriftsteller und Dichter waren Freimaurer. Bekannt 
ist die Mitgliedschaft bei den deutschen Idealisten und Klassikern wie J. W. Goethe, G. E. 
Lessing, J. G. Herder, J. G. Fichte, C. M. Wieland, E. von Kleist, F. G. Klopstock, Matthias 
Claudius. Dazu kommen Autoren wie Adalbert von Chamisso, Heinrich Heine, Georg Büch-
ner, G. A. Bürger, Friedrich Rückert, Johann Heinrich Voss, Ferdinand Freiligrath, Felix Sal-
ten, Kurt Tucholsky.  
Im französischen Sprachbereich sind neben den genannten Montesquieu und Voltaire zu er-
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wähnen: Alexandre Dumas, Stendhal (Henry Beyle), Victor Hugo. Freimaurer war auch der 
russische Dichter A. S. Puschkin. Aus dem angelsächsischen Kulturbereich sind zu nennen: 
Sir Arthur Conan Doyle, Robert Burns, Walter L. Scott, Jonathan Swift, Oscar Wilde, Lau-
rence Sterne, Rudyard Kipling, Mark Twain, Lewis Wallace. 
5.3.5. Unterhalter; Musiker und andere Künstler 
Sehr viele bekannte Musiker, nicht nur Klassiker, sondern zum Beispiel auch Jazz-Musiker, 
waren Freimaurer. Folgende Namen sind bekannt: Johann Nepomuk Hummel, Leopold Mo-
zart, Wolfgang Amadeus Mozart (Die 'Zauberflöte' gilt als das klassische Werk der Freimau-
rerei.), Franz Joseph Haydn, Jean Sibelius, Giacomo Puccini, Jean Philippe Rameau, Johann 
Christian Bach, Gustav Albert Lorzing, Louis Spohr, Giacomo Meyerbeer, Franz Liszt, 
George Gershwin, Duke Ellington. 
In der amerikanischen Film- und Unterhaltungsbranche sind die Freimaurer auffallend stark 
vertreten. So gehörten zu den ersten und bedeutendsten amerikanischen Filmproduzenten die 
Freimaurer Cecil B. de Mille und Jack M. Warner. Logenmitglieder waren auch die folgen-
den US-Filmschauspieler und Komiker: Oliver Hardy, Harold Lloyd, Red Skelton, Clark Ga-
ble. Einen unschätzbar großen, weltweiten Einfluß übten die Filmproduzenten und Künstler 
Walt Disney (1901 1966) und Charles S. Chaplin (1889-1977) aus. 
Die amerikanischen Zirkuskönige 'The Ringling Brothers' waren Freimaurer, ebenso der zu 
seiner Zeit bekannte Schweizer Clown Adrian Wettach ('Grock'). …<< 
Die katholische Monatsschrift "THEOLOGISCHES" Nr. 3/4 berichtete im März/April 2013 
(x853/...): >>Die Neue Weltordnung - politisch korrekt oder Verschwörungstheorie? 
Inge M. Thürkauf 
Für die meisten Zeitgenossen ist es ein nebulöser Begriff, mit dem die wenigsten etwas anzu-
fangen wissen - Neue Weltordnung. Zwar wittern besonders die Medien dahinter irgendeine 
paranoide Verschwörungstheorie, obwohl führende Politiker immer öfter in ihren Reden For-
mulierungen wie "die eine Weltregierung" oder "global governance" einflechten lassen - nicht 
selten in Zusammenhang mit der Agenda zur Dezimierung der Macht souveräner Staaten. 
Die neue Weltordnung als politisches Programm 
Die Neue Weltordnung ist, das kann mit Sicherheit gesagt werden, keine Verschwörungs-
theorie, sie ist das politisch korrekte Zukunftsprogramm der zurzeit mächtigsten Organisation 
der Welt: der UN. Daß man verdächtigt wird, sich gegen Frieden und Menschenrechte zu 
stellen, wenn "Migration", die "Auflösung der Nationalstaaten" oder "religiöser Synkretis-
mus" kritisiert oder nur hinterfragt wird, zeigt deutlich genug, daß sich dahinter mehr ver-
birgt, als lediglich eine Verschwörungstheorie. 
"Die Gesellschaft soll verändert werden", schreibt der britische Historiker Anthony Sutton, 
die Welt soll verändert werden, "um eine Neue Weltordnung hervorzubringen. Dies wird eine 
geplante Ordnung sein, mit einer strikten Einschränkung der individuellen Freiheit, ohne ver-
fassungsmäßigen Schutz (constitutional protection), ohne nationale Grenzen oder kulturelle 
Unterschiede." 
Die folgenden Zitate beleuchten den internationalen Konsens zur Vorbereitung einer Neuen 
Weltregierung: 
- Präsident George H. W. Bush, … US Präsident 1989-1993, hat am 11. September 1990, 
also auf den Tag genau 11 Jahre vor dem magischen Datum von 9/11, vor dem amerikani-
schen Kongreß erklärt: "Wir haben vor uns die Möglichkeit, für uns selbst und für die zu-
künftige Generation eine Neue Weltordnung zu schaffen … Eine Ordnung, in der eine 
glaubwürdige UNO ihre friedenserhaltende Rolle anwenden kann, um das Versprechen und 
die Vision der UN-Gründer zu erfüllen." 
Und bei seiner jährlichen "State of the Union" Ansprache im Februar 1991 entfaltete er offen 
seine Vision: "Es ist eine grosartige Idee: eine neue Weltordnung, in der verschiedene Natio-
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nen in gemeinsamer Sache zusammengezogen werden, um die universellen Bestrebungen der 
Menschheit, Frieden und Sicherheit, Freiheit und Gesetzesordnung zu verwirklichen. Nur die 
Vereinigten Staaten haben beides: das moralische Stehvermögen und die Mittel, sie zu unter-
stützen." 
Wahrend er dies verkündete, war der zweite Golfkrieg in vollem Gange. Der Gedanke an eine 
neue Weltordnung ist für amerikanische Präsidenten ein alter Traum. Auch Woodrow Wilson 
(1856-1924) strebte eine globale Ordnung unter der Führung Amerikas an, um den Frieden in 
der Welt zu sichern. Der Erste Weltkrieg hat diesen Plan verhindert. Ebenso brachten die 
Bemühungen Franklin D. Roosevelts (1882-1945), den globalen Frieden mit Hilfe Amerikas 
zu errichten, durch den Ausbruch des Zweiten Weltkriegs nicht das gewünschte Resultat. 
- In einem Leitartikel der "Financial Times" vom 8.12.2008 berichtet Gideon Rachman von 
der Agenda für eine diktatorische Weltregierung. Der Bericht räumt ein, daß der Begriff "glo-
bal governance" ein Euphemismus sei für eine antidemokratische Weltregierung. Der Autor 
schreibt, daß global governance viel früher eingeführt werden könnte, als die meisten erwar-
ten, und daß Barack Obama bereits seinen Wunsch nach Erreichen dieses Ziels ausgedrückt 
habe. 
- Am 2. April 2009 trafen sich in London die Finanzminister und Zentralbankchefs aus 20 
Ländern einschließlich der sieben großen Industrienationen zum G20-Gipfel. Der Internatio-
nale Währungsfonds und die Weltbank waren ebenfalls Teilnehmer dieses Treffens. In einer 
programmatischen Rede bekräftigte Premierminister Gordon Brown die Entstehung einer 
Neuen Weltordnung. Vor 200 Jahren, so Brown, hat eine neue Welt die alte abgelöst. 1990 
war das Ende einer durch den Kalten Krieg bestimmten alten Welt.  
Man sprach damals von einer politischen neuen Ordnung. Was nicht vorausgesehen werden 
konnte, war die Schnelligkeit der Globalisierung. Heute nun beginnen wir zu verstehen, so 
Brown weiter, daß die Weltordnung, die durch die Globalisierung vorangebracht wird, nicht 
durch die militärische Stärke des Kalten Krieges, sondern durch ihren ökonomischen Einfluß 
entsteht. Die Länder, die erfolgreich sein werden, sind jene, die Flexibilität, Freie Marktwirt-
schaft, Freier Handel, Innovation und Forderung der Bildung miteinander vereinigen können. 
Brown abschließend: Eine neue Welt ist im Kommen. Es ist eine Neue Welt Ordnung mit 
bedeutend unterschiedlichen und radikal neuen Herausforderungen für die Zukunft. 
Einig waren sich die G20-Gipfelteilnehmer in drei Punkten: 
1. neue Finanzmarktregeln. 
2. die Bereitstellung gigantischer finanzieller Mittel für die zentralen Finanzinstitute auf glo-
baler Ebene. 
3. die Vereinbarung, sogenannte Steueroasen auf eine schwarze Liste zu setzen. 
- Auch Strobe Talbott, Vize-Außenminister der USA von 1993-2000, spricht Klartext: "Im 
nächsten Jahrhundert (21. Jahrhundert) werden Nationen, wie wir sie kennen, obsolet sein; 
alle Staaten werden eine einzige globale Autorität anerkennen. Nationale Souveränität war 
letztendlich keine so gute Idee." 
- Ebenso David Rockefeller: Er sah die Welt 1994 "am Rande einer globalen Umwälzung. 
Alles was nötig ist, wäre eine Krise großen Ausmaßes, und die Nationen werden die neue 
Weltordnung bejahen." 
In einer Ansprache vor der Trilateral Commission 1991 dankte er "der Washington Post, der 
New York Times, dem Time Magazine und anderen Publikationen, deren Direktoren an unse-
ren Treffen teilgenommen und beinahe 40 Jahre ihre Versprechen zur Geheimhaltung nicht 
gebrochen haben. Es wäre für uns unmöglich gewesen, unseren Plan für die Welt zu entwik-
keln, wenn er Gegenstand der breiten Öffentlichkeit gewesen wäre. Aber jetzt ist die Welt 
aufgeklärt und vorbereitet genug, um einer Weltregierung entgegenzugehen." 
- Jacques Attali, Berater des ehemaligen franzosischen Präsidenten Sarkozy (von 2007-2012), 
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sah eine Chance für eine Weltregierung in der im Jahre 2009 erwarteten Schweinegrippe Pan-
demie. "Die Geschichte lehre, daß die Menschheit sich nur unter Todesangst bedeutsam wei-
terentwickle: Dann mobilisiere sie Abwehrmechanismen, manchmal unerträgliche (Sünden-
böcke und totalitäre Systeme); manchmal sinnlose (Ablenkung); manchmal effiziente (thera-
peutische Maßnahmen, die letztendlich alle die alten Moralvorstellungen über Bord werfen)." 
- Ähnlich äußerte sich Henry Kissinger:  
"Heute würden die Amerikaner empört reagieren, wenn UNO-Truppen Los Angeles beträten, 
um die Ordnung wiederherzustellen; morgen waren sie dankbar! Besonders, wenn ihnen er-
klärt wird, daß es eine äußere Bedrohung gibt, ob real oder Propaganda, die unsere Existenz 
in Frage stelle. Alle würden dann die Weltführer anflehen, sie von diesem Übel zu erlösen. 
Jedermann fürchtet sich vor dem Unbekannten. Wenn ihnen dieses Drehbuch vor Augen ge-
stellt wird, werden Individualrechte bereitwillig im Gegenzug für Garantien ihres Wohlerge-
hens abgetreten, das ihnen von der Weltregierung bewilligt wird." 
- Die Schweiz hat ebenfalls diesbezüglich einen Vorschlag unterbreitet: Anläßlich der UNO-
Vollversammlung in New York am 14. September 2010 hielt Altbundesrat Joseph Deiss sei-
ne Antrittsrede als Präsident der UNO-Generalversammlung und stellte die Forderung nach 
einer "gouvernance mondiale", nach einer globalen Regierungsführung. 
- Völlig unmißverständlich drückte sich die deutsche Bundeskanzlerin, Angela Merkel, auf 
dem Kirchentag in Dresden 2011 aus: "Wenn man eine wirkliche Weltordnung haben will, 
eine globale politische Ordnung, dann wird man nicht umhin können, Souveränität, Rechte, 
an andere abzugeben." 
Und während der Konferenz "Falling Walls" am 9. November 2009 in Berlin, umschrieb sie 
die NWO elegant mit den Worten: "… eine der spannendsten Fragen, Mauern zu überwinden, 
wird sein: Sind Nationalstaaten bereit und fähig dazu, Kompetenzen an multilaterale Organi-
sationen abzugeben, koste es, was es wolle?"  
Da diese Rede 2009 gehalten wurde, fragt man sich, welche Mauern sie hier angesprochen 
hat, die Berliner Mauer kann es wohl nicht gewesen sein, sie fiel ja 20 Jahre früher. Es kön-
nen somit eigentlich nur Landergrenzen gemeint sein, die durchbrochen werden müssen, da-
mit z.B. Menschen Grenzenlos einwandern können, und zwar - koste es, was es wolle.  
Für die Bundeskanzlerin existiert bereits eine Welt des Friedens, wenn es keine Grenzen 
mehr gibt. Angela Merkel bekräftigt diesen Aspekt, wenn sie sagt: "Das wollen wir auch dort 
schaffen, wo … Mauern die Möglichkeit verhindern, daß die Welt friedlich zusammenlebt." - 
"Es wird so sein, daß ein friedliches Zusammenleben nur mit einer globalen Ordnung … 
möglich ist." - "Diese Welt wird keine friedliche … Welt sein, wenn wir nicht zu mehr globa-
ler Ordnung und mehr multilateraler Zusammenarbeit finden." 
Soll das heißen, daß nur eine Welt ohne Grenzen, ohne Mauern, wie sie das nennt, eine Welt 
des Friedens sein wird? Was geschieht, wenn Nationalstaaten auf ihre Grenzen aber nicht 
verzichten wollen? Nehmen wir als Beispiel die Schweiz. 
Sicher - so das berechtigte Argument - die Schweiz gehört nicht zur EU, zumindest nicht of-
fiziell. Es ist jedoch auch an der Schweizer Bevölkerung nicht unbemerkt vorbeigegangen, 
daß den Forderungen aus Brüssel immer mehr Gehör geschenkt wird. Der Wirtschaft zu lie-
be, ist die Regierung fast gezwungen, die einen oder anderen Verträge zu unterschreiben. 
Denn die Globalisierung ist - wie Politiker sich auszudrücken pflegen - "alternativlos", und in 
diese "Alternativlosigkeit" möchte die EU das Alpenland doch gerne mit hineinnehmen. 
Daß die "globale Ordnung", wie Frau Merkel sich ausdrückt, unter Umständen doch an 
"Mauern" stoßen könnte, zeigen die Äußerungen des Schweizer Verteidigungsministers Ueli 
Maurer in der Zeitung "Sonntag" vom 7. Oktober 2012. Die Schweizer Armee erwarte eine 
dramatische Eskalation der Lage in EU-Krisenstaaten mit Auswirkungen auf die Sicherheit 
der Schweiz, warnt er. Die Euro-Krise verschärfe das Gewaltpotential.  
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Die Sparmaßnahmen in den südlichen Eurokrisenländern würden dazu führen, daß die Ar-
meen dieser Länder geschwächt werden. Da Bern ein Übergreifen auf das eigene Gebiet und 
große Flüchtlingsströme aus Südeuropa befürchtet, rüste die Armee ihre Streitkräfte auf, um 
die vier Landesteile an den Grenzen abzusichern. 
Wie wir aber aus den Worten von Angela Merkel deutlich herausgehört haben, würde die 
Absicherung von Landesgrenzen die Verwirklichung der multilateralen Zusammenarbeit be-
hindern, was den Frieden doch empfindlich gefährden könnte. 
Die Errichtung eines Weltstaates hat nach den Vorgaben der Vereinten Nationen als einzige 
Herrschaftsform die Demokratie im Blickpunkt. Es steht allerdings nirgends geschrieben, daß 
die "Direkte Demokratie" der Schweiz als Vorbild genommen werden wird, bei dem das Volk 
nicht nur durch Wahlen, sondern auch durch häufige Volksabstimmungen direkten Einfluß 
auf die Politik nehmen kann. Um EU konform zu werden, bleibt der Alpenrepublik jedoch 
immer noch die Möglichkeit, zu der in vielen anderen Staaten der Welt üblichen "Parlamenta-
rischen Demokratie" zu wechseln. 
Multikultur und die Neue Weltordnung 
Das Szenario für die Schweiz soll hier nicht weitergesponnen werden, wenden wir uns viel-
mehr der Frage zu, was für weitere Maßnahmen angesetzt werden müssen, um eine neue 
Weltordnung zu schaffen? Die Äußerungen von Bundesrat Ueli Maurer implizieren, daß die 
neue Weltordnung vielleicht auch etwas mit dem Begriff "Multikultur" zu tun haben könnte. 
Dazu ein aufschlußreicher Kommentar zum Multikulturalismus aus einer Netzseite in Bang-
ladesch. Dort heißt es: "Multikulturalismus ist ein unnatürlicher und ungesunder Zustand, der 
nur Länder heimsuchen kann, die sich im nationalen Niedergang befinden …" 
Multikulturalismus "wird dazu benutzt, einen nationalen Konsens in der Wählerschaft zu ver-
hindern. Er untergräbt Werte, Kultur, Glaubensinhalte, ethnische Eigenheiten usw. und 
schafft dadurch einen ständigen Strom der Unzufriedenheit, auf dem sicherzustellen, daß die 
Regierten sich niemals als Schicksalsgemeinschaft begreifen und daß es niemals Solidarität 
zwischen ihnen geben kann." 
Wenn Multikulturalismus also die etablierte Ordnung von Nationalstaaten untergräbt, so ist 
die Migrationswelle, die gegenwärtig Europa durchzieht, zweifellos eine wirksame Maßnah-
me zur Auflösung der einzelnen Nationalstaaten. Der Bevölkerung wird auf allen Kanälen 
erklärt, wie bereichernd die kulturelle Vielfalt für die Weiterentwicklung einer Nation sein 
kann. Was wir zunächst feststellen ist, daß im westlichen Europa immer deutlicher gravieren-
de Veränderungen zu Tage treten. 
Viele fühlen sich von den Regierungen getäuscht und überrollt. Das ungeschminkte Geständ-
nis des luxemburgischen Premierministers und bis Anfang 2013 Vorsitzenden der Euro-
Gruppe, Jean-Claude Juncker, gibt Einblick in die Vorgehensweise der Multikulturalisten: 
"Wir beschließen etwas, stellen das dann in den Raum und warten einige Zeit ab, ob was pas-
siert. Wenn es dann kein großes Geschrei gibt und keine Aufstände, weil die meisten gar 
nicht begreifen, was da beschlossen wurde, dann machen wir weiter - Schritt für Schritt, bis 
es kein Zurück mehr gibt." 
Auf diese gewiefte Weise wurde der Euro eingeführt, und es ist anzunehmen, daß sich diese 
Methode auch bei anderen Agenden wie Gender Mainstreaming, der Schaffung des Bundes-
staates Europa und der Neuen Welt Ordnung bewährt. Die Aussage Junckers zeigt unmißver-
ständlich, daß die Multikulturalisten nicht an das glauben, was sie propagieren.  
Es sei daran erinnert, daß es die im Oktober 2012 friedensnobelpreisgekrönte EU ist, welche 
die Landesgrenzen mit Hilfe der Schengener-Verträge aufgelöst und damit Wanderbewegun-
gen in einem Maß ermöglicht hat, die einmalig sind in der europäischen Geschichte. Der 
schwedische Außenminister Carl Bildt sagte dazu: "Das Nobelkomitee begründete den Preis 
u.a. damit, daß die EU-Erweiterungspolitik mit dem Balkan und der Türkei ein Schlüssel ih-
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res Friedensbeitrages ist." 
Wir können heute schon mit Sicherheit annehmen, daß Migrationsbewegungen von diesen 
Ausmaßen zu einer Lockerung des fairen Austauschs unter den Nationalstaaten führen wird, 
was eine vermehrte Gleichgültigkeit an nationalen Interessen zur Folge haben kann. Ver-
schiebungen von Bevölkerungsgruppen sind ein erfolgreiches Konzept der Diktatoren, da 
desorientierte, von Familie und Religion entfremdete Menschen leichter zu kontrollieren und 
zu manipulieren sind. 
Im Hinblick auf die demographische Situation in den europäischen Ländern, kann davon aus-
gegangen werden, daß in einigen Jahren die Völker nicht mehr von den Autochthonen, also 
den Eingeborenen der einzelnen Länder regiert werden, denn von Migranten ist kaum zu er-
warten, daß sie in ihren Wahlländern ihre Identität aufgeben.  
Bei der Völkerwanderung des 21. Jahrhunderts geht es also um eine Enteignung der kulturel-
len Identität von Europäern. Sie sollen zu Fremden werden im "eigenen Haus". Jene, die sich 
sorgen um die Identität ihres Vaterlandes und ihrer Heimat (zwei Begriffe die a priori schon 
als politisch nicht korrekt eingestuft werden) und dies laut äußern, werden ausgegrenzt und 
fallen unter das Verdikt "Rassismus", Islamophobie oder prinzipiell "Xenophobie". 
Die gegenwärtigen Wanderbewegungen werden jedoch allgemein von den Regierungen als 
positiv betrachtet und das globale Zeitalter bereichernd für die lokale Kultur gesehen. Die 
Gründe sind nicht zuletzt die ausgedehnten Wirtschaftsverbindungen zwischen dem Westen 
und der islamischen Welt, insbesondere zwischen Europa und dem Nahen Osten.  
Ebenso haben sich die wirtschaftlichen Bande zwischen den USA und Saudi-Arabien in den 
letzten Jahren intensiviert. Sozialismus und Kapitalismus sind bekannterweise die jeweils 
andere Seite derselben Medaille. Von beiden Seiten wird auf eine Weltregierung hingearbei-
tet. Nicht wenige EU-Befürworter sind optimistisch in der Meinung, "daß wir - wenn es uns 
gelingt, eine Regierung auf der paneuropäischen Ebene zu schaffen - auch eine Regierung auf 
globaler Ebene zustande bringen können." 
Politisch korrekt in die Neue Weltordnung 
Wenn Ideologen zur Macht gelangen, nutzen sie diese Macht, um ihre Ideologie zu etablie-
ren. In den letzten Jahren mußten wir feststellen, daß die Meinungsfreiheit immer stärker ein-
geschränkt wurde. Es wird immer schwieriger, über bestimmte Themen zu sprechen und zu 
schreiben. Traditionelle Meinungen in Bezug auf die Geschlechter, die im Widerspruch zur 
vorgegebenen Auffassung von Homosexualität oder zur Multikultur stehen, laufen Gefahr, 
sich an der neuzeitlichen Staatsideologie zu vergehen. Nach den Ideologien von Marxismus-
Leninismus und Nationalsozialismus ist nun eine neue Ideologie im Begriff, die Welt zu be-
herrschen: die Political correctness. 
Die Medien jedoch, denen sonst kaum etwas entgeht, schweigen mit wenigen Ausnahmen als 
sei eine Nachrichtensperre über sie verhängt worden. Und sehr wahrscheinlich ist dies auch 
so. An Stelle der staatlichen Pressezensur ist die Zensur durch die Presse getreten. In seinem 
Werk "Untergang des Abendlandes" bemerkt Oswald Spengler:  
"Der Leser weiß nichts von dem, was man mit ihm vorhat, und soll es auch nicht, und er soll 
auch nicht wissen, welch eine Rolle er damit spielt. Eine furchtbarere Satire auf die Gedan-
kenfreiheit gibt es nicht. Einst durfte man nicht wagen, frei zu denken; jetzt darf man es, aber 
man kann es nicht mehr. Man will nur noch denken was man wollen soll, und eben das emp-
findet man als seine Freiheit." 
Über 80 Jahre später hat sich an der Beobachtung Spenglers nichts geändert, nur spricht man 
im Jahre 2011 in aller Öffentlichkeit darüber: "Was aber nutzt uns die ganze schöne Presse-
vielfalt, wenn letzten Endes alle von Flensburg bis Garmisch über dasselbe schreiben und 
auch dieselben Themen auslassen?" fragte der Münchner Verleger Dirk Ippen (Münchner 
Merkur, tz) am 18. Mai im Kaisersaal des Frankfurter Romer in seiner Festrede bei der Ver-
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leihung des Wächterpreises der Tagespresse.  
Die Klage eines Verlegers: "Wer gegen den Zeitgeist anschwimmt, findet kein Gehör" und: 
"Zum Nonkonformismus gehört Mut", enthüllt mehr als alle Analysen und Statistiken, daß 
"Die Zerstörung der Freiheit im Namen der Freiheit" auch im politischmedialen Rahmen Fakt 
geworden ist. 
Ein mysteriöses Monument 
Im Bundesstaat Georgia (USA) sind in zwölf Sprachen auf großen Platten aus Granit die "10 
Gebote der Neuen Welt Ordnung (NWO)" gemeißelt. Da die "Steine von Georgia" eine große 
Ähnlichkeit mit der Megalithstruktur in Stonehenge/England haben, werden sie als das "ame-
rikanische Stonehenge" bezeichnet. 
Diese zehn Gebote der NWO (auf Englisch, Spanisch, Swahili, Hindi, Hebräisch, Arabisch, 
Chinesisch und Russisch, sowie in den altertümlichen Sprachen Babylonisch, Altgriechisch, 
Sanskrit und Ägyptische Hieroglyphen eingraviert) lauten: 
1. Halte die Menschheit unter 500.00.000 (in Worten: Fünfhundert Millionen) in ewigem 
Gleichgewicht mit der Natur. 
2. Führe die Vermehrung weise - verbessere die Gesundheit und Verschiedenheit. 
3. Vereinige die Menschheit mit einer lebendigen neuen Sprache. 
4. Beherrsche Leidenschaft - Glaube - Tradition - und alles andere mit gemäßigter Vernunft. 
5. Schütze Menschen und Nationen mit fairem Recht und gerechten Gerichten. 
6. Laß alle Nationen sich selber regieren, löse externe Querelen in einem Weltgericht. 
7. Vermeide kleinliche Gesetze und nutzlose Beamte. 
8. Gleiche persönliche Rechte mit sozialen Aufgaben aus. 
9. Belohne Wahrheit - Schönheit - Liebe - suche Harmonie mit dem Unendlichen. 
10. Sei kein Krebsgeschwür für die Erde - laß Platz für die Natur - laß Platz für die Natur. 
Diese 10 Gebote der neuen Religion in der NWO, eine Mischung von Esoterik und freundli-
cher Aufforderung zur Begrenzung der Weltbevölkerung, wurden 1978 errichtet. Sie sind in 
einer allgemeingültigen Weise gehalten, daß jedermann sich mit ihr identifizieren kann - un-
abhängig von seinem eigenen Glauben oder seiner Weltanschauung. 
New Age und die Neue Weltreligion 
Als spirituelle Vorstufe zur Neuen Welt Ordnung kann die Bewegung von New Age genannt 
werden. Die führende Gestalt des Wassermann-Zeitalters, Marilyn Ferguson, stellte die Ver-
änderungen, die sich weltweit im Denken der Menschen vollziehen, wie folgt vor: "… welt-
weite Völkergemeinschaft, Partnerschaft, Miteinander, Ganzheitlichkeit - das sind nicht ein-
fach Ideen, deren Zeit gekommen ist. - Die Vorstellungen, die jetzt aufkommen, tragen die 
Kraft in sich, die weltweite Kultur zu gestalten." 
In dieser weltweiten Kultur nimmt die UNO eine zentrale Stelle ein. Der Generalsekretär der 
UNO von 1982-1991 Perez de Cuellar sagte in seiner Rede zum 40. Jahrestag der Erklärung 
der Menschenrechte: "Es ist unsere Absicht (d.h. die der UNO) eine universale Menschen-
rechtskultur zu schaffen, die dazu beitragen kann, die bereits in Erscheinung tretende Weltge-
sellschaft zusammenzuschweißen." 
Diese Weltgesellschaft soll aus den Vereinten Nationen erwachsen, die sich von den United 
Nations (Mehrzahl) zu einer United Nation (Einzahl) wandeln sollen. Fundament dieses sich 
Schritt für Schritt formenden Weltstaates sollen die Menschenrechte sein, dann werden wir 
alle - im Vollsinn des Wortes - Weltbürger, die sich diesem Staat verbunden fühlen sollen. 
1990 sprach de Cuellar in Moskau vor ca. 1.000 Delegierten aus 83 Staaten von einem neuen 
globalen Patriotismus, der erweckt werden müsse. Nach Ausdrucksweise der New Ager 
machte das Schlagwort vom "globalen Dorf" die Runde, bei dem auch die religiöse Dimensi-
on wesentlicher Teil der sich entfaltenden Kultur des globalen Bewußtseins sei. 
Zur Neuen Weltordnung gehört also auch die Eine Welt Religion, eine allen Religionen 
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zugrunde gelegte spirituelle Wirklichkeit, die der Entwicklungsstufe der Menschheit ange-
messen ist, das heißt: eine synkretistische Einheitsreligion. Robert Muller, stellvertretender 
General-Sekretär für 40 Jahre, man nannte ihn den Philosophen der United Nation, betrachte-
te die Vereinten Nationen als den "corpus christi mysticum", d.h. als den mystischen Leib 
Christi. Er schrieb also die zentrale Aussage des Evangeliums den Vereinten Nationen zu. Für 
den weiblichen Guru der New-Age-Bewegung, Marilyn Ferguson, ist das Wassermannzeital-
ter eine Organisation, die Dogmen ablehnt und darauf hin arbeitet, daß eine Bewußtseinsver-
änderung in Geist und Herzen stattfindet." 
 "Wenn dieser Prozeß abgeschlossen sein wird, werden wir es mit einer neuen Menschheit zu 
tun haben, die als neu bezeichnet werden kann, weil sie anders ausgerichtet sein wird." 
Die Charta der UN und die universale Erklärung der Menschenrechte sowie die UNO selbst 
mit ihren weitverzweigten Unterorganisationen sind aufs engste mit der Schaffung dieses 
Welteinheitsreiches, heute offiziell Neue Welt Ordnung genannt, verbunden. 
Europa hat Christus verlassen, neue Götter haben seinen Platz eingenommen. Zwar ragen 
noch die Türme christlicher Kirchen in den Himmel, doch wer richtet sich noch nach diesen 
Wegweisern. Um den Frieden nicht zu stören, wird der Wahrheit Gewalt angetan. Es hat den 
Anschein, daß die europäischen "Eliten" in ihrer Mehrheit keine Zukunft für Europa mehr 
vorgesehen haben.<< 
Die "New York Times" berichtete am 17. Oktober 2014 über das "US-Imperium" (x342/10): 
>>… "So funktioniert die Welt nicht mehr", fuhr (der hochrangige Berater George W. Bushs) 
fort. "Wir sind jetzt ein Imperium, und wenn wir einschreiten, erschaffen wir unsere eigene 
Realität. Und während Sie diese Realität noch analysieren - so umsichtig wie Sie wollen - 
schreiten wir wieder ein, schaffen andere, neue Realitäten. Die können Sie auch analysieren, 
und so werden die Dinge laufen.  
Wir sind die Akteure der Geschichte … und Sie, Ihr alle, könnt einfach nur analysieren, was 
wir tun".<< 
Herbert Ludwig berichtete am 29. August 2016 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die geheimen anglo-amerikanischen Eliten (x944/…): >>Die ge-
heime Macht-Elite hinter dem anglo-amerikanischen Imperialismus 
Für wachsame Zeitbeobachter ist es kein Geheimnis, daß hinter der anglo-amerikanischen 
Politik seit langem mächtige finanzstarke Kreise stehen, von denen die Regierungen gestellt 
oder aus dem Hintergrund dirigiert werden. Der zweimalige britische Premierminister Ben-
jamin Disraeli (1804-1881), eng mit diesen Kreisen verbunden, äußerte sich so bereits vor 
Beginn seiner politischen Karriere in einem seiner Romane: "Die Welt wird von anderen Leu-
ten regiert, als es das Volk zu wissen glaubt."  
Auch amerikanische Präsidenten kamen für ihr Land zu dieser Erkenntnis, so Theodore Roo-
sevelt, Präsident von 1901-1909, der 1912 schrieb: "Hinter der sichtbaren Regierung sitzt auf 
dem Thron eine unsichtbare Regierung, die dem Volk keine Treue schuldet und keine Ver-
antwortung anerkennt. Diese unsichtbare Regierung zu vernichten, diese unheilige Allianz 
zwischen korruptem Business und korrupten Politikern aufzulösen, ist die erste Aufgabe des 
Staatsmannes." 
Aber das letzte ist natürlich eine hohle Phrase zur Beruhigung des Volkes. Auch Franklin D. 
Roosevelt, Präsident von 1933-1945, wußte, daß ihm der Handlungsrahmen gesteckt war: 
"Die tatsächliche Wahrheit ist, daß seit den Tagen von Andrew Jackson (1829-1837) gewisse 
Teile der großen Finanzzentren die Regierung beherrschen." 
Geheimgesellschaften 
Doch viele wußten und wissen, daß hinter diesen Hintergrundkreisen noch mächtigere Kreise 
stehen, von denen sie wiederum gelenkt werden oder mit denen sie eng verflochten sind: Ge-
heimgesellschaften. Auf sie deutete Woodrow Wilson hin, Präsident von 1913 bis 1921, als 
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er schrieb: "Seit ich in die Politik getreten bin, sind mir die Ansichten von Männern vor allem 
privat anvertraut worden. Einige der größten Männer in den Vereinigten Staaten auf dem 
Gebiet des Handels und der Industrie haben Angst vor etwas. Sie wissen, daß es eine Macht 
irgendwo so organisiert, so subtil, so wachsam, so verriegelt, so vollständig, so durchdrin-
gend gibt, daß sie lieber nur flüstern sollen, wenn sie sie verurteilen.”  
Der Hinweis auf okkulte Logen, die im Hintergrund der westlichen Politik wirksam sind, 
wird heute als "Verschwörungstheorie" abgetan, also als Spinnerei diskreditiert. Natürlich 
gibt es auch Spinner. Aber zu tun, als ob es keine Verschwörungen gebe, offenbart solche 
Reaktionen gerade als Schutz- und Abwehrmechanismen.  
Denn Verschwörungen durchziehen die ganze Geschichte der Menschheit. Rudolf Steiner 
machte 1917 darauf aufmerksam, daß noch bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts philosophische 
Historiker "auf den Zusammenhang der Französischen Revolution und aller folgenden Ent-
wickelung mit den Logen hinweisen. In den Zeiten, die als vorbereitend für die Gegenwart in 
Betracht kommen, hat sich die westliche geschichtliche Entwickelung, die westliche Welt nie-
mals von den Logen emanzipiert. Immer war der Einfluß der Logen stark wirksam, das Lo-
gentum wußte die Kanäle zu finden, um den Gedanken der Menschen gewisse Richtungen 
einzuprägen. ... 
Sie werden leicht überall Wege finden können, durch die innerhalb der westlichen Kultur der 
letzten Jahrhunderte, die der Gegenwart vorangegangen sind, die Prägung der Gedanken in 
der exoterischen Welt durch die Esoterik der Logen nachgewiesen werden kann. Selbstver-
ständlich gilt dies nicht von der Zeit vor Elisabeth, vor Shakespeare; aber von dem, was spä-
ter kommt, gilt es."  
Rudolf Steiner unterscheidet verschiedene Gruppen von verschwörerischen Geheimgesell-
schaften:  
1. solche, die lokale politisch-verschwörerische Ziele haben wie die Jakobiner in Frankreich 
oder die Carbonari in Italien.  
2. Dahinter Gruppierungen mit dem Anstrich einer esoterischen Geheimgesellschaft wie die 
Illuminaten oder die Omladina in Südosteuropa.  
3. Diese werden ihrerseits von verschiedenen (nicht allen) politisch orientierten und auf eso-
terisch-okkulten Grundlagen beruhenden Freimaurerlogen, wie sie von England aus in ganz 
Europa gegründet wurden, beeinflußt und instrumentalisiert. 
4. Erst hinter diesen stehen lenkend - vielfach durch Unterwanderung - diejenigen, welche R. 
Steiner die "westlichen okkulten Bruderschaften" nennt, die nicht positive gesamtmenschheit-
liche, sondern gruppenegoistische Ziele verfolgen und von ihm daher auch "linke" oder 
"grau- bis schwarzmagisch" arbeitende Zirkel genannt werden. 
Ziele 
Für Rudolf Steiner kristallisierten sich in seinen Forschungen bereits Anfang des 20. Jahr-
hunderts u.a. folgende langfristigen Ziele dieser okkulten Bruderschaften heraus: 
"Um was es sich handelt, ist doch, daß in den ihr Wissen geheim haltenden Zirkeln des We-
stens sehr darauf gesehen wird, daß gewisse Dinge sich so herausbilden, daß dieser Westen 
unter allen Umständen über den Osten die Herrschaft erwirbt. Mögen die Leute heute in ih-
rem Bewußtsein sagen, was sie wollen, dasjenige, was angestrebt wird, ist, eine Herrenkaste 
des Westens zu begründen und eine wirtschaftliche Sklavenkaste des Ostens, die beim Rhein 
beginnt und weiter nach Osten bis nach Asien hinein geht. … Darum handelt es sich, die eng-
lisch sprechende Bevölkerung zu einer Herrenbevölkerung der Erde zu machen." 
"Bei gewissen Hintermännern … der angelsächsischen Politik besteht eine politische An-
schauung, die ich in zwei Hauptsätzen zusammenfassen möchte: Erstens besteht die Ansicht - 
und es ist eine größere Anzahl von Persönlichkeiten, welche hinter den eigentlichen äußeren 
Politikern, die zuweilen Strohmänner sind, stehen, durchdrungen von dieser Ansicht - daß 
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der angelsächsischen Rasse durch gewisse Weltentwicklungskräfte die Mission zufallen müs-
se, für die Gegenwart und Zukunft vieler Jahrhunderte eine Weltherrschaft, eine wirkliche 
Weltherrschaft auszuüben.  
Es ist dieses festgewurzelt in diesen Persönlichkeiten …, daß man es vergleichen kann mit 
den inneren Impulsen, welche einstmals das altjüdische Volk von seiner Weltmission hatte. … 
Es herrscht die Ansicht, daß dann, wenn so etwas vorliege, alles getan werden müsse, … daß 
man vor nichts zurückschrecken dürfe, was im Sinne eines solchen Weltimpulses liegt. Dieser 
Impuls wird in einer, man muß schon sagen, intellektualistisch außerordentlich großartigen 
Weise hineingetragen in die Gemüter derer, die dann in den mehr unteren Stellungen - wozu 
aber immer noch diejenigen der Staatssekretäre gehören - das politische Leben führen.  
Ich glaube, wer die eben angeführte Tatsache nicht kennt, der kann unmöglich den Gang der 
Weltentwicklung in der neueren Zeit verstehen. … 
Das zweite ist dies: Man weiß, daß die soziale Frage ein weltgeschichtlicher Impuls ist, der 
unbedingt sich ausleben muß. Es gibt keinen der Führenden unter den angelsächsischen Per-
sönlichkeiten, die in Betracht kommen, der nicht mit einem … außerordentlich kalten, nüch-
ternen Blick sich sagte: Die soziale Frage muß sich ausleben. - Aber er sagt sich dazu: Sie 
darf sich nicht so ausleben, daß die westliche, die angelsächsische Mission dadurch Schaden 
erleiden könnte.  
Er sagt da fast wörtlich, und diese Worte sind oft gesprochen worden: Die westliche Welt ist 
nicht dazu angetan, daß man sie ruinieren lasse durch sozialistische Experimente. Dazu ist 
die östliche Welt angetan. - Und er ist dann von der Absicht beseelt, diese östliche, nament-
lich die russische Welt, zum Felde sozialistischer Experimente zu machen. ... 
Dasjenige, was ich Ihnen jetzt sage, ist eine Anschauung, die ich konstatieren konnte - viel-
leicht geht sie noch weiter zurück, das weiß ich vorderhand nicht - bis in die achtziger Jahre 
des 19. Jahrhunderts zurück. 
… und man hoffte, daß die sozialistischen Experimente, dadurch, daß sie sich so abspielen 
müssen, wenn die in die Irre gehende Proletarierwelt sich nach marxistischen oder ähnlichen 
Prinzipien richtet, daß dann diese sozialistischen Experimente auch für die Welt der Arbeiter 
eine deutliche Lehre sein werden in ihrem Ausgehen, in der Nichtigkeit, in der Zerstörung 
eine deutliche Lehre sein werden, daß man es auch so nicht machen könne. ... Alles dasjeni-
ge, was getan worden ist bis zum Jahre 1914 auf dem Gebiete der Weltpolitik, steht unter 
dem Einfluß dieser Welttendenz." 
Wenn Rudolf Steiner meist von Zielen angelsächsischer Zirkel spricht, sind die amerikani-
schen immer mitgemeint, da die okkulten Bruderschaften beider Länder intensiv zusammen-
arbeiten. Bis zum Ersten Weltkrieg war der britische Imperialismus noch der vorherrschende 
und wurde danach vom amerikanischen abgelöst. 
Selbstverständlich sind die okkulten Bruderschaften durch ihre Mitglieder und Beeinflußten 
in allen Bereichen der Gesellschaft unsichtbar verankert, die sie sozusagen personell an den 
entscheidenden Stellen durchsetzen, insbesondere in der Wirtschaft und dem von ihr abhän-
gigen staatlichen Leben.  
Macht und Herrschaft werden heute vornehmlich mit den Mitteln der beweglichen kapitalisti-
schen Wirtschaftsimpulse ausgeübt, wie Rudolf Steiner in einer Tagebuchnotiz bemerkte, in 
der er die anglo-amerikanischen okkulten Zirkel auch als "Pluto-Autokraten" bezeichnete, um 
damit ihren Zusammenhang mit den Superreichen anzudeuten. 
Das gezeichnete sozialistische Experiment, mit dessen Errichtung notwendig die Ausschal-
tung Mitteleuropas als eigenständige Kraft verbunden war, haben wir in Gestalt der Sowjet-
union und seiner Satellitenstaaten erlebt. Als ihr Zusammenbruch 1989 herbeigeführt wurde, 
veröffentlichte der amerikanische Präsidentenberater Zbigniew Brzezinski, ein einflußreicher 
Fädenzieher der westlichen Politik, eine Schrift mit dem bezeichnenden Titel "Das geschei-
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terte Experiment: Vom Untergang des kommunistischen Systems". Mit dem verzerrten "So-
zialismus" ist auch der wahre Sozialismus gründlich diskreditiert und der westliche Kapita-
lismus als einzige Alternative fest etabliert worden. 
In China läuft das Experiment noch weiter, befindet sich aber offenbar in einem gewissen 
Übergangsstadium. Kapitalismus und "Sozialismus" stammen beide aus der derselben westli-
chen Quelle, und ihre Unterschiede sind vielfach nur äußerlich. Symptomatisch hierfür sind 
die Worte, die Christine Lagarde, die heutige Chefin des berühmt-berüchtigten IWF und da-
malige Finanzministerin von Frankreich, am Anfang der Finanzkrise in einer internationalen 
Konferenz ihrem deutschen Kollegen Peer Steinbrück auf einem Zettel zuschob:  
"Der Unterschied zwischen Kapitalismus und Kommunismus: Im Kommunismus werden die 
Banken erst verstaatlicht, und dann gehen sie bankrott. Im Kapitalismus gehen die Banken 
bankrott, und dann werden sie verstaatlicht. Treffen Sie Ihre Wahl." Die Banken und Staaten 
lenkenden Kreise sind eben jeweils dieselben. 
Strategische Mittel 
Okkulte Gesellschaften arbeiten vielfach mit einem aus der Vergangenheit tradierten spiritu-
ellen Wissen. Sie gehen davon aus, daß der Weltentwicklung übersinnliche, geistige Impulse 
zugrunde liegen, die in Gedanken erfaßt werden können. So wies Rudolf Steiner darauf hin, 
daß bei den westlichen Geheimgesellschaften "in einer gewissen Beziehung es als eine Lehre 
der tiefsten Esoterik angesehen wird, daß die Welt eigentlich aus Gedanken gebildet wird."  

Dies fanden sie bei dem deutschen Philosophen G. W. F. Hegel in dessen "Wissenschaft der 
Logik" exoterisch in aller Breite logisch so entwickelt, daß die Begriffe und Ideen in einer 
zwingend notwendigen Reihenfolge auseinander hervorgehen. 
"Bei Hegel sehen wir, wie alles, was in Entwicklung ist, vom Gedanken durchpulst ist, wie 
der Gedanke in seinen besonderen Konfigurationen, in seinen konkreten Ausgestaltungen 
eigentlich das sich Entwickelnde ist. … Hegel redet in seiner Philosophie vom Gedanken und 
meint eigentlich den kosmischen Gedanken. Hegel sagt: Wenn wir irgendwo sehen in der äu-
ßeren Welt, sei es, daß wir einen Stern in seiner Bahn, ein Tier, eine Pflanze, ein Mineral 
betrachten, sehen wir eigentlich überall Gedanken, nur daß diese Art Gedanken in der äuße-
ren Welt eben in einer anderen Form als in der Gedankenform vorhanden sind."  
Die westlichen Geheimgesellschaften erkannten die ungeheuer praktische Bedeutung, die 
dieser Lehre Hegels innewohnt. Sie sagten sich: Wer das Wesen dieser Gedankenformen und 
ihre typische Reihenfolge begriffen hat, kann Ereignisse und Entwicklungen in weltpoliti-
schen Dimensionen gezielt in seinem Sinne in Gang setzen. Daher tun sie alles, um Hegels 
Lehre, die ja sowieso nur von wenigen gelesen und verstanden wird, geheim zu halten. Sie ist 
Inhalt ihrer Geheimlehre. Denn geheimes Wissen bedeutet Macht. 
"Sie können wirklich, wenn Sie bekannt werden mit den alleresoterischsten Lehren der Ge-
heimgesellschaften der anglo-amerikanischen Bevölkerung, inhaltlich kaum etwas anderes 
finden als Hegelsche Ohilosophie."  
Hegel begreift alles Sein der Welt als Entwicklungsprozeß, als ein ständiges Werden und 
Vergehen, das sich in Gedankenbewegungen vollzieht und erfaßbar wird. Es verläuft ständig 
in Gegensätzen, die auseinander hervorgehen, wechselseitig umschlagen, und ineinander wie-
der übergehen. Dies wird häufig als Dialektik von These, Antithese und Synthese bezeichnet, 
was aber in dieser Abstraktheit die innere Dynamik nur unvollkommen und leicht mißver-
ständlich beschreibt. Die westlichen okkulten Zirkel machen sich diese Hegelsche Lehre miß-
bräuchlich zunutze, indem sie selbst willkürlich Gegensätze für eine gewünschte Entwick-
lung in Gang setzen, um sich dann zu Herren über das Ergebnis zu machen. 
Methodische Zwischenbemerkung 
Es könnte die berechtigte Frage entstehen, woher Rudolf Steiner diese Interna der westlichen 
Geheimgesellschaften wußte, sogar wörtlich zitierte, da er ihnen doch nicht angehört hat. 
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Damit werden Fragen der anthroposophischen Erkenntnismethode berührt, die hier nicht mit 
der notwendigen Fundierung behandelt werden können; es muß dazu auf die erkenntnistheo-
retischen und methodischen Schriften Rudolf Steiners verwiesen werden.  
Aber man ist darauf auch nicht unbedingt angewiesen, um Rudolf Steiner ernst zu nehmen. 
Wenn seine Hinweise in der Wirklichkeit begründet sind, dann müssen sie auch in den zeit-
geschichtlichen Ereignissen ihre Bestätigung finden. Dies ist oben bereits an der identischen 
Wortwahl vom "Experiment" in Rußland durch Brzezinski deutlich geworden. 
Der Historiker Markus Osterrieder ist in seinem Opus "Welt im Umbruch" (2014) vielen 
Hinweisen Rudolf Steiners über die britischen Geheimgesellschaften forschend nachgegan-
gen, die dieser speziell zu den Hintergründen des Ersten Weltkrieges gemacht hat. Einige 
Artikel dieses Blogs haben sich damit bereits näher befaßt. Osterrieder hat noch genauere und 
tiefergehende Bestätigungen gefunden, als sie schon aus dem 1981 erschienen Enthüllungs-
buch des amerikanischen Insiders und renommierten Historikers Carroll Quigley "Das anglo-
amerikanische Establishment" hervorgehen, das sich entgegen des Titels im wesentlichen nur 
auf das britische Establishment bezieht. 
Der Orden "Skull & Bones" 
Zu Amerikas geheimem Establishment veröffentlichte Anfang der 1980-Jahre der britisch-
amerikanische Historiker Anthony Sutton eine Serie von mehreren kürzeren Büchern über 
einen geheimen Orden "Skull & Bones" (Schädel und Knochen), die dann in einen Band zu-
sammengefaßt wurden: "America's Secret Establishment. An Introduction to the Order of 
Skull & Bones". Wie das Buch von Quigley auch, wurde es trotz oder gerade wegen seines 
sensationellen Inhaltes von keinem großen Verlag übernommen und auch in den Medien 
nicht rezensiert. Nur Quigleys Buch gibt es inzwischen auf Deutsch. 
Sutton war ein anonymes Paket mit einem viele Zentimeter dicken Stapel Mitgliederlisten 
und Dokumenten des Ordens zugespielt worden. Niemand war besser vorbereitet, sie tief-
gründig auswerten zu können als Anthony Sutton.  
In der Einleitung zum 1. Band der Serie schrieb er: 
"Nach 16 Büchern und 25 Jahren in der Forschung dachte ich, ich hätte schon alles gehört ... 
die Welt war ein verwirrendes Durcheinander, wohl jenseits einer Möglichkeit zum Verste-
hen, geschweige denn zur Erlösung - und es gab wenig, das ich dabei hätte tun können. 1968 
wurde mein ´Western Technology and Soviet Economic Development' von der Hoover Institu-
tion an der Stanford University verlegt.  
In drei starken Bänden zeigte ich detailliert auf, wie der Westen die Sowjetunion aufgebaut 
hatte. Aber das Werk hinterließ ein scheinbar unlösbares Rätsel. - Warum haben wir das ge-
macht? Warum haben wir die Sowjetunion aufgebaut, während wir gleichzeitig Technologie-
transfer nach Hitlers Deutschland betrieben? … Warum haben wir die militärische Macht 
der Sowjetunion gestärkt? Und gleichzeitig auch unsere eigene? In nachfolgenden Büchern, 
der Wall Street-Serie, habe ich neue Fragen hinzugefügt - aber keine Antworten."  
Dann erhielt er die Dokumente und Mitgliederlisten des Geheimordens. Bei Sichtung der Bö-
gen erkannte er sofort, daß das keine gewöhnliche Gruppe war. "Diese Namen bedeuteten 
Macht, sehr viel Macht." Und als er den einzelnen Personen in ihren gesellschaftlichen Stel-
lungen nachforschte, ergab sich ihm ein ganz bestimmtes Muster, "und eine vorher verwor-
rene Welt wurde kristallklar." 
Der Orden wurde 1832 auf dem Gelände der Yale-Universität in New Haven (Connecticut) 
gegründet, die er praktisch beherrscht und aus deren Studentenschaft er jährlich 15 neue Mit-
glieder rekrutiert. Yale, neben Harvard eine der renommiertesten Universitäten der USA, ent-
stand 1701, um Führungspersonen für das Land auszubilden (Wikipedia). Die Creme der Ost-
küstenoberschicht schickt hierher ihre Söhne und Töchter zur Vorbereitung. Und in einem 
noch viel tieferen Sinn geht es dem Geheimorden um die Führung der USA. 
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In 180 Jahren bildeten sich 20 bis 30 Familien heraus, die es verstanden, ihre Söhne (seit 
1991 auch Töchter) und Verwandten in den Orden hineinzubringen und sich auch unterein-
ander zu verheiraten. Sie bilden den harten Kern des Ordens. Zwei Gruppen kann man nach 
Sutton unterscheiden: einmal alte amerikanische Familien wie Whitney, Lord, Phelps, 
Wadsworth, Allen, Bundy, Adams usw. und zweitens Familien, die in den letzten hundert 
Jahren zu Reichtum und Einfluß gekommen sind wie Harriman, Rockefeller, Payne, Davison, 
Bush usw. 
Für Sutton kristallisierte sich heraus, daß es in den Vereinigten Staaten keine wichtige Orga-
nisation im Bereich der Forschung, der Politik oder der Meinungsbildung, auch der Kirchen, 
der Wirtschaft und des Rechtswesens gibt, die der Orden nicht entweder selbst gegründet 
oder durchdrungen hätte, um die Richtung der amerikanischen Gesellschaft zu bestimmen. 
"The Evolution of American society is not, and has not been for a century, a voluntary devel-
opment reflecting individual opinion, ideas and decisions at the grass roots. On the contrary, 
the broad direction has been created artificially and stimulated by The Order."  
("Die Entwicklung der amerikanischen Gesellschaft ist keine - und war auch ein ganzes Jahr-
hundert lang keine - von unten gewachsene, freie Entwicklung, die individuelle Meinungen, 
Ideen und Entscheidungen berücksichtigte. Im Gegenteil: Die grobe Richtung wurde vom 
Orden künstlich geschaffen und stimuliert.") 
Durch Erforschung und Zusammenführung der Taten der verschiedenen Ordensmitglieder 
über die letzten hundert Jahre erschloß sich Sutton eine Aufeinanderfolge von Handlungen, 
die nach einem bestimmten Muster abliefen: Sie seien alle darauf ausgerichtet, die amerikani-
sche Gesellschaft und darüber die Welt in Richtung einer "Neuen Weltordnung" zu verän-
dern, in der sich unter Führung des amerikanischen Establishments die durchgeplante Ord-
nung einer Weltregierung herausbildet, in der nationale Bindungen oder kulturelle Unter-
schiede aufgelöst und die individuellen Freiheiten stark eingeschränkt und ohne verfassungs-
rechtlichen Schutz sein sollen. 
Die "Neue Weltordnung" wurde ja auch von Präsident George H. W. Bush (Ordensmitglied 
seit 1948) am 11.9.1990 vor beiden Kammern des Kongresses offiziell zum Leitbegriff der 
internationalen Politik erkoren (Wikipedia). 
Sutton fand, daß die zentrale strategische Lehre des Ordens, um sukzessive seine Ziele zu 
erreichen, in der Anwendung der Hegelschen Dialektik bestehe. Diese habe er in die prakti-
sche Politik übertragen: man konstruiere künstlich polare Strömungen, um sich dann selbst 
zum Herren über das Ergebnis zu machen. "Die operative Geschichte des Ordens kann nur 
verstanden werden im Rahmen der Hegelianischen Dialektik. Das ist ganz einfach die Vor-
stellung, daß Geschichte durch Konflikte entsteht. Aus diesem Axiom folgt, daß ein künstlich 
kontrollierter Konflikt eine vorherbestimmte Geschichte erzeugen kann." 
Allerdings versimplifiziert und verzerrt Sutton hier Hegels Philosophie. Der Orden wendet 
nicht Hegels Logik an, die sich streng in auseinander hervorgehenden polaren Begriffen be-
wegt, sondern mißbraucht Hegels Erkenntnisse, um ganz oberflächlich gewünschte - und oft 
gar nicht polare - Gegensätze hervorzurufen, um sie zu geplanten Entwicklungen gegenein-
ander zu führen. 
Doch erklärten sich daraus für Sutton die gleichzeitige amerikanische finanzielle und materi-
elle Unterstützung der Sowjetunion und des deutschen Nationalsozialismus, der geschaffene 
Gegensatz Kapitalismus - Kommunismus und viel weitere Konfliktinszenierungen bis zur 
Gegenwart. Das ist das Muster, das Sutton die vorher verworrene Welt kristallklar werden 
ließ. 
Das Wirken von Geheimgesellschaften wird nach wie vor (gehorsam?) von der herrschenden 
Geschichtswissenschaft ignoriert. Anthony Sutton konstatierte in einem Interview: "Wenn wir 
feststellen, daß Geheimgesellschaften wirklich eine Bedeutung haben, dann wird die gesamte 
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Geschichte der letzten zwei Jahrhunderte neu geschrieben werden müssen." …<< 
Die schweizerische Online-Zeitung "Zeit-Fragen" Nr. 27 berichtete am 22. November 2016: 
>>Angriffe auf die Souveränität der Nationalstaaten 
von Prof. Dr. Ilias Iliopoulos 
Strobe Talbott, einflußreicher US-Meinungsmacher und auch Staatssekretär unter Bill Clin-
tons Präsidentschaft, deklarierte Anfang der neunziger Jahre urbi et orbi den kommenden Tri-
umph einer Weltregierung, gesteuert von "einer globalen Autorität", alias Global governance. 
Am 20. Juli 1992 schrieb er im Time Magazin: "Binnen der nächsten hundert Jahre wird Na-
tionalität, so wie wir sie kennen, obsolet; alle Staaten werden eine einzige, weltweite Autori-
tät anerkennen." 
Sollten wir uns über solch eine Entwicklung etwa Sorgen machen? Mitnichten! So die Ant-
wort des mächtigen westlichen Opinion leaders. Denn, wie er erläuterte, im Grunde seien alle 
Staaten "soziale Konventionen", "Anpassungen an sich wandelnde Verhältnisse"; und er fügte 
hinzu, "egal wie permanent und sogar sakral" diese zu gegebener Zeit zu sein schienen, ei-
gentlich seien sie alle ja "künstlich und vorübergehend". Eine subtilere Kriegserklärung an 
die souveränen Nationalstaaten, ja an die nationalen Gemeinschaften und Identitäten, an die 
Völker überhaupt, hätte man sich kaum vorstellen können. 
Der gegenwärtige, seit 1991 begonnene, vor allem aber seit dem epochalen Sündenfall vom 
24. März 1999 (seit Beginn des völkerrechtswidrigen und piratenhaften militärischen Über-
falls der supranationalen herrschenden Elite gegen Serbien) losgegangene und sich stets ver-
schärfende Krieg der sogenannten neuen Weltordnung gegen die Nationen läuft an drei Fron-
ten ab: 
- an der politischen Front: siehe den Frontalangriff gegen das Grundprinzip der nationalen 
Souveränität, welches, geschichtlich betrachtet, eine großartige Leistung der europäischen - 
ja, menschlichen - Zivilisation ist, Symbol, zugleich aber auch Geburtsort von Freiheit, De-
mokratie und Sozialstaat; und welches heute noch der Sicherheitsgürtel aller Nationen ange-
sichts der Bedrohung seitens des post-nationalen, planetarischen Imperialismus bleibt; 
- an der ökonomischen Front: Stichwort Globalisierung, die eigentlich eine Neuausgabe des 
internationalisierten Kapitalismus des Vorabends des Ersten Weltkrieges darstellt, diesmal in 
der Erscheinungsform eines post-fordistischen Kasino-Kapitalismus bzw. Raubtier-Kapitalis-
mus oder Turbo-Kapitalismus, wie ihn die ehemaligen deutschen Bundeskanzler Helmut 
Schmidt und Gerhard Schröder bezeichneten; 
- an der kulturellen beziehungsweise ideologischen Front: siehe die andauernde, systemati-
sche De-Konstruktion, ja Gleichschaltung von natur- und geschichtsgewachsenen gemein-
schaftlichen Werten und Traditionen, geo- und ethnokulturellen Identitäten, gemeinsamen 
Erinnerungen, nationalen Sprachen, Symbolen und Ritualen sowie den von der supranationa-
len Elite unternommenen Versuch, allen Völkern die Normen und Verhaltensmuster der so-
genannten Global governance aufzuoktroyieren. 
Offensichtlich ist der letzte Begriff bloß eine modische sophistische Wortkonstruktion or-
wellschen Stils für den post- und supranationalen globalen Totalitarismus. …<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete im Oktober 2017 im COM-
PACT-Spezial Nr. 15 (x351/59-61): >>Die fünf größten Profiteure 
_ von Andrew Follett 
"Sobald das Geld im Kasten klingt, die Seele in den Himmel springt!" Wie bei Johann Tet-
zels Ablaßhandel gibt es auch bei der angedrohten Klimaverdammnis immer jemanden, der 
die Hand aufhält. Wer den größten Reibach mit der Angst macht, lesen Sie in dieser Rangli-
ste. 
Ökoaktivisten werfen Klimaskeptikern gerne vor, ihr Geld auf dem Rücken der Umwelt zu 
verdienen oder von der Erdöl-Lobby geschmiert zu sein. Dabei macht Letztere jährlich nur 46 
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Millionen Dollar locker, wie aus einer Analyse des US-Magazins Forbes von Anfang 2014 
hervorgeht. Das ist etwa sechs Mal weniger als Greenpeace mit seinem 260-Millionen-
Dollar-Budget von 2011. Laut Forbes kommen die fünf größten Öko-NGOs Greenpeace, The 
Nature Conservancy, World Wildlife Fund (WWF), National Wildlife Federation und der 
Sierra Club zusammen auf mehr als 1,6 Milliarden Dollar pro Jahr. 
Tatsächlich haben also die Aktivisten der globalen Erwärmung viel mehr Geld zur Verfügung 
als ihre Gegner. Die fünf Spitzenverdiener im Klima-Busineß sind folgende: 
Platz 1: Al Gore 
Der ehemalige US-Vizepräsident hat es durch seinen selbstlosen Einsatz gegen die globale 
Erwärmung geschafft, sein Privatvermögen von 700.000 Dollar im Jahr 2000 auf 200 Millio-
nen Dollar im Jahr 2017 zu vergrößern. Gore sowie der ehemalige Chef von Goldman Sachs 
Asset Management, David Blood, machten zwischen 2008 und 2011 Profite in Höhe von 218 
Millionen Dollar, und zwar durch den Handel mit Emissionszertifikaten - ein Geschäftsmo-
dell, das alleine auf Gores zuvor geschürter CO2-Panik basiert.  
"Al Gore ist auf dem Weg, der erste Kohlenstoff-Milliardär der Welt zu werden."  
The Telegraph 
Im Jahr 2008 war er in der Lage, atemberaubende 35 Millionen Dollar seines Gewinns in 
Hedgefonds und andere rentable Investments zu pumpen. Darüber hinaus hat er viel Geld in 
Unternehmen gesteckt, die kurz darauf im Zusammenhang mit neuen Klimagesetzen große 
Regierungszuwendungen erhielten. Dabei sprang für den Ex-Vizepräsidenten immer eine or-
dentliche Rendite heraus.  
2009 schrieb The Telegraph dazu: "Al Gore 'profitiert' von der Klimaagenda" und sei auf dem 
Weg, "der erste Kohlenstoff-Milliardär der Welt zu werden". 
2. Platz: Elon Musk 
Der Starinvestor und Großunternehmer, der bereits als Anteilseigner des Bezahlsystems Pay-
Pal ein Vermögen machte, gründete eine Reihe innovativer Firmen wie den Elektroauto-
Hersteller Tesla Motors, den Marktführer in Sachen Solarkollektoren SolarCity oder die 
Raumfahrtfirma SpaceX, die sich in Milliarden regierungsamtlicher Subventionen wälzen.  
Im Jahr 2014 erhielt Musk 1,4 Milliarden Dollar von den Steuerzahlern in Nevada, um eine 
"Gigafabrik" für Tesla zu errichten. SolarCity erhielt ebenfalls große Summen, um nach Ne-
vada zu ziehen - über eine Million Dollar flossen direkt aus dem Büro des Gouverneurs.  
Als der US-Bundesstaat Änderungen an den Subventionen für Solarenergie vornahm, die zur 
Folge hatten, daß SolarCity nicht mehr begünstigt wurde, verließ das Unternehmen Nevada 
prompt. Mit anderen Standorten des Unternehmens war es zuvor ganz ähnlich gelaufen. 
Der Autohersteller Tesla verkauft auch Lithium-Ionen-Batterien - sogenannte Powerwalls - 
für 7.000 Dollar pro Stück, die Strom in Privathaushalten speichern. Die ursprüngliche Ab-
sicht war es, Solar-Panels auf Dächern für Verbraucher erschwinglich zu machen. Die Po-
werwalls sollen sich nach Berechnung des Institute for Energy Research aber erst nach etwa 
30 Jahren amortisieren, doch Tesla gibt lediglich zehn Jahre Garantie und schätzt, daß die 
Batterien nur etwa 15 Jahre lang halten werden. 
3. Platz: Warren Buffet 
Der US-Milliardär und Spekulant hat sehr viel in Stromversorgungsunternehmen wie NV 
Energy Inc., einen Elektrizitäts- und Gasversorger mit Sitz in Las Vegas, investiert und ist 
seit einiger Zeit auch auf den lukrativen grünen Energiezug aufgesprungen:  
Berkshire Hathaway Energy hat knapp 30 Milliarden Dollar in erneuerbare Energiequellen 
investiert, vor allem in Windkraftanlagen. 
Besonders stark hat sich Buffet bei der Lobbyarbeit in Sachen "Net-Metering" engagiert - hier 
geht es um die Vergütung von Strom aus privaten Wind- oder Photovoltaikanalagen. Ihm ge-
lang die Revision eines Gesetzes in Nevada zu Gunsten der Stromversorger, also seiner Kon-
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zerne. Allein diese Änderung der Politik führte dazu, daß der rivalisierende Milliardär Elon 
Musk etwa 165 Millionen Dollar an einem einzigen Tag verlor. 
4. Platz: Vinod Khosla 
Der aus Indien stammende US-Milliardär wird als "Vater der sauberen Energierevolution" 
bezeichnet und hat über eine Milliarde Dollar in die Gründung von rund 50 verschiedenen 
Energie-Startups investiert. Ebenso steckt er hinter einigen der spektakulärsten Pleiten der 
Greentech-Industrie. Ans Aufgeben dachte er nie. Nach wie vor sieht er den Markt der erneu-
erbaren Energien als Profitquelle der Zukunft. 
Viel Geld hat Khosla in den Treibstoffzusatz Ethanol gesteckt. Ob sich diese Investition rech-
net, hängt stark von den Vorschriften der US-Regierung ab, die vorgibt, wieviel Ethanol Ben-
zin enthalten muß. Steuernachlässe für den industriellen Alkohol haben die Regierung zwi-
schen 1978 und 2012 bis zu 40 Milliarden Dollar gekostet, schreibt die Zeitschrift National 
Review. 
Das Biosprit-Unternehmen KiOR wurde von Khosla maßgeblich finanziert und machte, nach-
dem es zuvor in den Himmel gelobt wurde, im November 2014 pleite - mit verheerenden Fol-
gen für den US-Bundesstaat Mississippi, der KiOR einen zinslosen Kredit über 20 Jahre in 
Höhe von 75 Millionen Dollar gewährt hatte. Diese Gelder waren dem Unternehmen nur be-
willigt worden, weil Khosla dem Staat versichert hatte, daß er Fabriken im Wert von 500 
Millionen Dollar errichten und 1.000 Arbeitsplätze schaffen würde. 
5. Platz: James Cameron 
Der bekannte Filmregisseur und -produzent hat ebenfalls gewaltig vom Umweltaktivismus 
profitiert und erfreut sich eines einwandfreien, grünen Gewissens.  
Anfang 2010 verstieg er sich laut BBC sogar zu der Behauptung, daß "wir in einer Weise 
mobil machen müssen wie während des Zweiten Weltkriegs", um die globale Erwärmung zu 
stoppen. 
Über Wissenschaftler, die hinsichtlich des "Global Warmings" skeptisch sind, ließ Cameron 
in Wildwest-Manier verlauten: "Ich möchte diese Leugner auf die Straße herausrufen, wenn 
die Sonne am höchsten steht, und diese Holzköpfe zum Duell fordern." Weiter sagte er: "Je-
der Einzelne, der in dieser Zeit noch ein Leugner der globalen Erwärmung ist, hat seinen 
Kopf so tief in seinem Arsch, daß ich nicht weiß, ob er mich hören kann." 
"Wir müssen gegen den Klimawandel mobil machen wie während des Zweiten Welt-
kriegs."  
US-Regisseur James Cameron 
Der Science-Fiction-Film Avatar - Aufbruch nach Pandora (2009), der die Zerstörung einer 
paradiesischen Welt durch fremde Eindringlinge und Ausbeuter thematisierte - und damit 
enorm auf der Welle des grünen Bewußtseins unserer Zeit ritt -, brachte Cameron über 650 
Millionen Dollar ein, was ihn zu einem der reichsten Regisseure aller Zeiten machte.  
Kampf gegen den Klima-Hitler 
"Wir, die menschliche Spezies, sind mit einem planetaren Notfall konfrontiert - einer Bedro-
hung für das Überleben unserer Zivilisation, die in ihrer unheilvollen und destruktiven Kraft 
weiter steigt, während wir uns hier versammeln. ... Dennoch, trotz einer wachsenden Zahl 
ehrbarer Ausnahmen, sind immer noch zu viele Führer dieser Welt am besten mit den Worten 
Winston Churchills beschrieben, die er an jene richtete, die die Bedrohung durch Adolf Hitler 
ignorierten:  
"Sie handeln merkwürdig paradox, entschieden nur darin, unentschieden zu sein, ent-
schlossen zur Unentschlossenheit, unerbittlich in ihrer Wankelmütigkeit, fest in ihrer Flüs-
sigkeit, allmächtig darin, ohnmächtig zu sein." (Aus einer Rede, die Al Gore am 10. Dezem-
ber 2007 in Oslo hielt, als er den Friedensnobelpreis entgegennahm) 
_ Andrew Follett ist ein US-amerikanischer Journalist mit den Spezialbereichen Energie und 
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Wissenschaft. Er schreibt für eine Reihe von Publikationen, unter anderem auch für die Web-
seite dailycaller.com, der dieser Text entnommen ist. COMPACT hat ihn leicht redigiert. Zu-
erst entdeckt haben wir den Artikel auf der Seite des Europäischen Instituts für Klima und 
Energie (EIKE) und danken Chris Frey für die Übersetzung.<<  
Die deutsche Publizistin Inge M. Thürkauf berichtete im Jahre 2018 über die Neue Weltord-
nung (x939/…): >>Die christliche Botschaft in den Fängen der Neuen Weltordnung 
Die Neue Weltordnung ist ein Begriff, der mit Beharrlichkeit als "Verschwörungstheorie" 
zur Seite geschoben wird, obwohl führende Politiker immer öfter in ihren Reden Formulie-
rungen wie "die eine Weltregierung", "Globalisierung" oder "global governance" einflechten 
lassen - nicht selten in Zusammenhang mit der Agenda zur Dezimierung der Macht souverä-
ner Staaten und der Einen-Welt-Religion. Die Neue Weltordnung ist mit Sicherheit keine 
Verschwörungstheorie, sondern das politisch korrekte Zukunftsprogramm der zurzeit mäch-
tigsten Organisation der Welt: der UNO mit ihren übergeordneten Ratgebern. 
Der britische Historiker Anthony Sutton wird deutlich, wenn er schreibt: "Die Gesellschaft 
soll verändert werden, die Welt soll verändert werden, um eine Neue Weltordnung hervorzu-
bringen. Dies wird eine geplante Ordnung sein, mit einer strikten Einschränkung der indivi-
duellen Freiheit, ohne verfassungsmäßigen Schutz (constitutional protection), ohne nationale 
Grenzen oder kulturelle Unterschiede." Er spricht hier also in aller Offenheit vom Anachro-
nismus nationaler Grenzen und kultureller Mannigfaltigkeit, und zwar global. 
Erste Anzeichen einer fortschreitenden Veränderung der Gesellschaft war das Programm 
der New Age Bewegung, die Menschen und Völker zu einer universalen kommenden Welt-
gemeinschaft aus allen Rassen, Kulturen, Religionen und Ideologien zusammenführen sollte. 
Zur Entkernung christlich-abendländischer Werte gab es Angebote, Praktiken und Methoden, 
die darauf abzielten, die herkömmlichen Denkweisen der Menschen umzuformen. Es waren 
nicht nur die verschiedenen Bausteine im Zeichen des Wassermanns, wie Esoterik, Magie, 
Okkultismus, Selbsterlösung, östliche Philosophie, Geistheilung, etc., die die Grundrezepte 
lieferten, sich vom abendländischen Denken loszusagen. 
Das neue Zeitgeistgefühl brach sich auch Bahn mit neuen durch Werbung und Medien 
indoktrinierte Gebräuche und Handlungen, denen die Gesellschaft Jahrzehnte hindurch frei-
willig und mit Eifer gefolgt ist. Weltweit werden Jeans getragen, von Männern wie von Frau-
en. Kaugummi, Coca Cola, McDonalds sind kaum mehr wegzudenken, wir grüßen von 
Hammerfest bis Sizilien im gleichen Sing-Sang-Ton mit Tschüüüs, machen Lärm à la Hard 
Rock oder Heavy Metal und nennen es Musik.  
Die Anglizismen in unserer Sprache werden zu Zeichen unseres post-modernen Fortschritts, 
wir mailen die news, wir suchen einen Job etc. Die Faszination der Filme à la Hollywood 
sowie das Fernsehen mit seinen ungezählten Kanälen haben das Denken und Fühlen einiger 
Generationen von Kindesbeinen an besetzt. Dies alles waren Vorboten der Neuen Weltord-
nung, die wir ohne große Überlegungen übernommen und zum Teil verzückt verteidigt ha-
ben: es ist doch "in", und "man" denkt eben heute so, denn die Zeiten haben sich geändert.  
Können wir uns der Sogwirkung dieser alles gleichschaltenden, kulturauflösenden und sich 
am Banalen ergötzenden Scheinwelt überhaupt noch entziehen? Für eine Welt ohne Grenzen 
sind diese neuen Wertvorstellungen notwendige Gradmesser und vor allem im Interesse der 
Globalisierer, die sich mit ihren Plänen kaum mehr zurückhalten. Sie enttarnen sich selbst.  
Am 14.5.1947 verriet Winston Churchill in einer Rede in London einige angloamerika-
nische Ziele in Bezug auf die Zukunft Europas: "Wir geben uns natürlich nicht der Täu-
schung hin, daß die Vereinigten Staaten von Europa die letzte und vollständige Lösung aller 
Probleme der internationalen Beziehungen darstelle. Die Schaffung einer autoritativen, 
allmächtigen Weltordnung ist das Endziel, das wir anzustreben haben.  
Wenn nicht eine wirksame Welt-Superregierung errichtet und rasch handlungsfähig werden 
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kann, bleiben die Aussichten auf Frieden und menschlichen Fortschritt düster und zweifel-
haft. Doch wollen wir uns in Bezug auf das Hauptziel keiner Illusion hingeben: Ohne ein 
Vereinigtes Europa keine sichere Aussicht auf eine Weltregierung. Die Vereinigung Euro-
pas ist der unverzichtbare erste Schritt zur Verwirklichung dieses Zieles."   
"Frieden" auf Erden Dank der Neuen Weltordnung 
Der Gedanke einer neuen Weltordnung ist für amerikanische Präsidenten ein alter Traum. 
George H. W. Bush erklärte am 11. September 1990 (auf den Tag genau elf Jahre vor dem 
magischen Datum 9/11) vor dem amerikanischen Kongreß: "Wir haben vor uns die Mög-
lichkeit, für uns selbst und für die zukünftige Generation eine Neue Weltordnung zu 
schaffen. … Eine Ordnung, in der eine glaubwürdige UNO ihre friedenserhaltende Rolle an-
wenden kann, um das Versprechen und die Vision der UN-Gründer zu erfüllen."  
Dabei wird der Schwerpunkt bei der Etablierung der Neuen Weltordnung auf die Sicherung 
des Weltfriedens gelegt. Bei seiner jährlichen "State of the Union-Ansprache" im Februar 
1991 entfaltete Vater Bush seine Vision: "Es ist eine großartige Idee: eine neue Weltordnung, 
in der verschiedene Nationen in gemeinsamer Sache zueinander gezogen werden, um die uni-
versellen Bestrebungen der Menschheit, Frieden und Sicherheit, Freiheit und Gesetzesord-
nung zu verwirklichen. …Nur die Vereinigten Staaten haben beides: das moralische Steh-
vermögen und die Mittel, sie zu unterstützen." 
Während er dies verkündete, war der zweite Golfkrieg in vollem Gange. 
Auch Woodrow Wilson, Präsident von 1913-1921, strebte eine globale Ordnung unter der 
Führung Amerikas an, um den Frieden in der Welt zu sichern. Der Erste Weltkrieg hat diesen 
Friedensplan verhindert. Ebenso brachten die Bemühungen Franklin D. Roosevelts (1882-
1945), den globalen Frieden mit Hilfe Amerikas zu errichten, durch den Ausbruch des Zwei-
ten Weltkriegs, in den Amerika eingetreten ist, offensichtlich nicht das gewünschte Resultat. 
Atome für den Frieden 
Ein Ereignis aus der Biographie meines Mannes beschreibt anschaulich und aufschlußreich 
die globalen Friedensziele Amerikas. In den 1950er Jahren propagierte der damalige Präsi-
dent General Eisenhower ein weltweites Projekt mit dem Schlagwort: "Atome für den Frie-
den". Alle Länder der Erde sollen in den Genuß von Atomenergie gelangen. Verfügten erst 
sämtliche Regierungen über genügend Energie, würden Kriege damit ausgeschaltet werden. 
Was für den Bau der Atomkraftwerke noch fehlte, war das schwere Wasser.  
Unter der Leitung meines Mannes wurde am physikalisch-chemischen Institut der Universität 
Basel eine Anlage gebaut und betrieben, mit der es gelang, das schwere Sauerstoffisotop 18 
auf eine Konzentration anzureichern, die damals in der ganzen Welt nirgends zur Verfügung 
stand. 1959 beauftragte ihn eine Schweizer Firma, in Frankreich im Atomreaktorzentrum Sa-
clay bei Paris den Bau einer Anlage zur Herstellung von schwerem Wasser zu leiten. Die 
Franzosen waren bereit, eine solche Anlage in großem Stil zu bauen.  
Ende 1959 wurde sie fertiggestellt, und einige Monate später, im Februar 1960, zündeten die 
Franzosen in der damals noch französischen Sahara eine Plutoniumbombe, denn das schwere 
Wasser benötigt man nicht nur für Atomkraftwerke, sondern auch für Plutoniumbomben. Es 
ist unwahrscheinlich, daß Amerikas Regierung nichts von dieser weit sichtbaren Explosion 
wußte. 
Soviel zu "Atome für den Frieden". Bei den amerikanischen Friedensbemühungen scheint 
immer wieder etwas vehement schiefzulaufen. 
Die Wurzeln der Neuen Weltordnung  
Die Wurzeln der NWO sind beim Aufkommen des neuen Finanzsystems und der Industriali-
sierung zu suchen. Abraham Lincoln hat vor einer despotischen Machtergreifung auf-
grund der Usurpation des Geldsystems gewarnt: "Ich sehe in naher Zukunft eine Krise 
heraufziehen. … In Friedenszeiten schlägt die Geldmacht Beute aus der Nation und in Zeiten 
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der Feindseligkeiten konspiriert sie gegen sie. Sie ist despotischer als eine Monarchie, unver-
schämter als eine Autokratie, selbstsüchtiger als eine Bürokratie. Sie verleumdet all jene als 
Volksfeinde, die ihre Methoden in Frage stellen und Licht auf ihre Verbrechen werfen. …  
Die Geldmacht des Landes wird danach streben ihre Herrschaft zu verlängern, indem sie die 
Vorurteile des Volkes ausspielt, bis der Reichtum in den Händen von wenigen angehäuft und 
die Republik vernichtet ist."  
Es gibt zwei amerikanische Präsidenten, die es wagten, sich gegen das Geldsystem aufzuleh-
nen: Abraham Lincoln und John F. Kennedy, beide wurden ermordet. 
An der Wiege der NWO steht folglich das moderne Geldsystems, die Banken und die Kon-
trolle über die Zentralbanken, sowie die ganze Zinsproblematik. Der Tenor der neuen Führer 
lautet: Wir brauchen weder Nationen, noch Regierungen, noch Grenzen, weder nationale 
noch territoriale Sonderinteressen, keine natürlich gewachsenen kulturellen, religiösen und 
sittlichen Wertvorstellungen. Auch ist es gleichgültig, welche Marionette amerikanischer 
Präsident oder deutscher Bundeskanzler(in) spielt. Was wir benötigen, ist ein weltweites 
Geldeinheitssystem, das automatisch Macht über die Völker und Nationen übernimmt, die 
letztendlich auch keine Rolle mehr spielen werden.  
Nathan Mayer Rothschild, Sohn des Gründers der Rothschild-Dynastie, Mayer Amschel 
Rothschild, fand zu diesem Thema drastisch deutliche Worte: "Ich kümmere mich nicht 
darum, welche Puppe auf den Thron von England gesetzt wird , um dieses Empire zu re-
gieren, auf dem die Sonne niemals untergeht. Der Mann, der die britische Geldversorgung 
kontrolliert, kontrolliert das British Empire, und die britische Geldversorgung kontrolliere 
ich!" 
Außer des Geldsystems der Rothschilds und Rockefellers steht am Beginn der Globalisierung 
die Industrialisierung. Eine Beschreibung der modernen Industriegesellschaft, die deutlich 
macht, daß Globalisierung, Industrialisierung und das moderne Geldsystem ein natürlicher 
Feind von Religion, Nation und Kultur ist, finden wir im Kommunistischen Manifest. Dort 
wird gefordert, daß die Welt nicht von den Proletarier aller Länder, sondern von der Geld- 
und Industriemacht beherrscht werden soll. Auch hier wird die Behauptung aufgestellt, daß 
allein diese Konstellation der Garant wäre für den Frieden in der Welt.  
Das Imperium der US-amerikanischen Macht sieht eine globale Strategie vor: die Welt muß 
zu einem einzigen grenzenlosen Markt umgewandelt werden, in dem alle Kulturen, Religio-
nen, Sprachen, Sitten und Gebräuche gleichgeschaltet werden sollen. 
Das 20. Jahrhundert ist voll von Ideen von einem Welteinheitsstaat. Graf Coudenhove-
Kalergi , der große Vorantreiber eines europäischen Superstaates, nannte in seinem Buch 
"Praktischer Idealismus" als Kenner der Szene hinter den Kulissen die Demokratie "eine 
Fassade der Plutokratie" (Herrschaft des Geldes). Staatsmänner in republikanischen wie 
in monarchischen Demokratien seien Marionetten, während die Kapitalisten die Drahtzieher 
sind, die die Richtlinien der Politik diktieren und durch Ankauf der öffentlichen Meinung die 
Wähler, in geschäftlichen und gesellschaftlichen Beziehungen die Minister beherrschen.  
Dem Großkapital sei es gelungen, aus der Demokratie das wunderbarste und wirksamste 
Werkzeug zur Ausbeutung der Gesamtheit zu machen. Dazu ein Wort eines unbekannten 
Propheten, das die heutige Situation treffend beschreibt: "Wer in der Demokratie schläft, er-
wacht in einer Diktatur." 
Versetzen wir uns nun in die Zeit der 1940er Jahre. 
The City of Man 
Gegen Ende des Jahres 1940 erschien in den USA und in Kanada ein schmales Bändchen 
von 113 Seiten mit dem Titel: "The City of Man. A Declaration on World Democracy - 
Die Stadt des Menschen. Eine Erklärung zur Weltdemokratie". Es handelte sich dabei 
um ein Grundsatzprogramm für den Welteinheitsstaat oder die Weltdemokratie mit der 
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dazugehörenden Weltreligion , auch hier ging es um nichts Geringeres als um die Etablierung 
des Friedens. Das Bändchen fand rasche Verbreitung und wurde an alle größeren Bibliothe-
ken in den USA, Kanada, aber auch in Europa verteilt.  
Offensichtlich war man daran interessiert, die "Stadt des Menschen" in großem Stil bekannt 
zu machen. Doch plötzlich war die Schrift nirgend mehr erhältlich, offiziell bis heute nicht 
und in den Bibliotheken hieß es: der Titel sei unauffindbar. Was war der Anlaß für dieses 
eigenartige Vorgehen? Es ist zu vermuten, daß die Globalisierer beim Ausbruch des II. Welt-
krieges den lange erhofften Zeitpunkt zur Gründung des geplanten Weltstaates sahen.  
Vielleicht waren es die militärischen Anfangserfolge der Nazi, die zum Rückzug der Propa-
ganda für den einen Weltstaat bliesen. Die Tatsache aber, daß von dieser Schrift nach kurzer 
Zeit nirgends ein einziges Exemplar mehr aufzutreiben war, weist darauf hin, daß hinter die-
ser Publikation eine mächtige Organisation gestanden haben muß, um ein fast weltweit wirk-
sames Ausleihe- und Verkaufsverbot bis heute zu befehlen. 
Worum handelt sich nun bei diesem Werk The City of Man? Es ist mehr oder weniger das 
vollständige Programm zur Verwirklichung einer endgültigen Vernichtung aller National-
staaten, in erster Linie aber der Vernichtung der Religion, unter dem hehren Vorwand ewi-
gen "Frieden auf Erden" schaffen zu wollen. 
Der Plan enthält fünf Punkte:  
1. Es soll ein erdumspannender einziger Staat entstehen.  
2. Dadurch werden künftige Kriege ausgeschaltet. Einzige Herrschaftsform ist die Demokra-
tie. 
3. Die Demokratie muß zugleich die alleinige und allgemeine Weltreligion werden, die Reli-
gion des Humanismus.  
4. Alle derzeit noch bestehenden verschiedenen Religionen müssen in diese humanistische 
Religion integriert werden. Religionen aber, die sich nicht integrieren lassen, weil sie allzu 
starr auf einem wortwörtlichen Verständnis ihrer Dogmen beharren, werden ausgemerzt, weil 
sie die Demokratie und damit den Menschen selber bedrohen. 
Erinnert sei an Alice Bailey, die "Hohepriesterin" von New Age, der Bewegung des Neuen 
Zeitalters, das ja bekanntlich einen Messias erwartet, der sich "Maitreya" nennt und Herrscher 
einer neuen Weltreligion sein wird. Die New Ager haben jenen, die nicht zur Zusammenar-
beit mit Maitreya und der neuen Weltreligion bereit sind, Gewalt, sogar Säuberungsaktionen 
und Vernichtung angedroht. Diejenigen, "die falsche Lehren über den Christus verbreiten" 
(z.B. gläubige Christen), würden in Zukunft verschwinden, sie werden "aus der physischen 
Verkörperung befreit und in eine andere Dimension außerhalb jeder physischen Inkarnation 
gesandt" werden. Mit anderen Worten, sie würden umgebracht.  
5. der Welt-Humanismus kann nur mittels einer Ausdehnung des Amerikanismus auf alle 
übrigen Länder der Erde durchgesetzt werde. Die Errichtung des Weltstaats muß daher von 
den Verneigten Staaten ihren Ausgang nehmen. 
Am Schluß der Erklärung setzen die Verfasser den von ihnen angezielten Welt-Humanismus 
dem Amerikanismus gleich und betonen damit die Führungsrolle der Vereinigten Staaten bei 
der Errichtung des Welteinheitsstaates, denn Globalisierung, so Henry Kissinger, ist nur 
ein anderes Wort für US-Herrschaft. Mit einem Aufruf an die amerikanische Nation, vor 
allem an die amerikanische Jugend und an alle Europäer, sich für die Erneuerung der Welt 
entschlossen einzusetzen, endet das Dokument The City of Man. 
Krieg um des Friedens willen? 
Gehen wir nun einmal der Frage nach, was hinter der so auffällig zur Schau getragenen Liebe 
zum Frieden steckt, denn dies ist letztlich der zentrale Punkt in der Propaganda um die Neue 
Weltordnung. Die Verfasser von The City of Man sagen es an einer Stelle sehr offen: "Sinn 
und Ziel des menschlichen Lebens, des individuellen wie des kollektiven, ist Fortschritt und 
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Wachstum in Verstand und Tat, und Friede, allgemeiner Friede, ist die Vorbedingung für 
Fortschritt und Wachstum." 
Hier wird der reine Humanismus zum letzten Sinn und Ziel erklärt , der Friede hingegen 
zur bloßen, wenngleich notwendigen, Vorbedingung. Friede ist also nicht das letzte Ziel, 
weil alle Staaten sich dem Gesetz des Weltstaates unterwerfen müssen, "wenn es in der 
Welt von morgen Frieden geben soll." 
Also zuerst Unterwerfung, dann erst kann Friede sein. Unterwerfung kann aber mögli-
cherweise nur durch Krieg geschehen. Hier zitieren die Herausgeber von City of Man  Präsi-
dent Woodrow Wilson, der damit den Eintritt der USA in den ersten Weltkrieg begründet 
hatte: 
"Ungeachtet der (wohlverdienten) Fehlschläge dieser letzten Jahrzehnte wird ein Krieg, um 
den Krieg zu beenden, erneut das Los unserer Generation sein - und der unsrigen allein, falls 
sie sich ihrer Aufgabe gewachsen zeigt - oder anderer, die noch kommen werden, bis der To-
talitarismus des Todes oder die Universalität des Friedens auf der Erde errichtet ist". 
Mit anderen Worten: wenn die Vereinigten Staaten die Schaffung der Weltdemokratie jetzt 
(also im II. Weltkrieg) in die Wege leiten kann, dann wird das der letzte Weltkrieg gewesen 
sein. Wenn aber nicht, werden andere Menschen, die noch kommen werden, nochmals einen 
Krieg führen müssen, um den Krieg zu beenden, sie werden also einen dritten Weltkrieg füh-
ren müssen bis zum "Totalitarismus des Todes" oder bis der Frieden auf Erden endlich errich-
tet ist, meines Erachtens das Friedensreich des Antichristen.  
1950 erklärte der Großbankier und Rothschild-Agent James Warburg: 
"Wir werden eine Weltregierung haben, ob es uns gefällt oder nicht. Die einzige Frage 
ist, ob die Weltregierung durch Eroberung oder Einwilligung erreicht wird." 
Die folgenden Zitate bestätigen das Dokument "The City of Man" durch den internationalen 
Konsens zur Vorbereitung einer Neuen Welt-Demokratie, sprich Weltregierung: 
Am 2. April 2009 trafen sich in London die Finanzminister und Zentralbankchefs aus 20 
Ländern einschließlich der sieben großen Industrienationen zum G20-Gipfel. Der Internatio-
nale Währungsfonds und die Weltbank waren ebenfalls Teilnehmer dieses Treffens. In einer 
programmatischen Rede bekräftigte Premierminister Gordon Brown die Entstehung einer 
Neuen Weltordnung: 
Vor 200 Jahren, so sagte er, habe eine neue Welt die alte abgelöst. 1990 war das Ende ei-
ner durch den Kalten Krieg bestimmten alten Welt. Man habe damals von einer politischen 
neuen Ordnung gesprochen. Was nicht habe vorausgesehen werden können, sei die Schnel-
ligkeit der Globalisierung. Heute nun begännen wir zu verstehen, daß die Weltordnung, die 
durch die Globalisierung vorangebracht wird, nicht durch militärische Stärke wie noch im 
Kalten Krieg, sondern durch ökonomischen Einfluß entstehe.  
Die Länder, die in Zukunft erfolgreich sein werden, seien jene, die Flexibilität, freie Markt-
wirtschaft, freien Handel, Innovation und Förderung der Bildung miteinander verbinden 
könnten. Abschließend konstatierte Brown: 
Eine neue Welt sei im Kommen. Es sei eine Neue Weltordnung mit ganz anderen und 
radikal neuen Herausforderungen für die Zukunft. 
Strobe Talbott, Vize-Außenminister der USA von 1993 bis 2000, sprach bereits 1992 
Klartext: "Im nächsten Jahrhundert (dem 21. Jh.) werden Nationen, wie wir sie ken-
nen, obsolet sein; alle Staaten werden eine einzige globale Autorität anerkennen. Nationale 
Souveränität war letztendlich keine so gute Idee." 
David Rockefeller sah die Welt schon 1994 am Rande einer globalen Umwälzung. Er war 
überzeugt, daß es nur noch einer Krise großen Ausmaßes bedürfe und die Nationen 
würden die neue Weltordnung annehmen. In einer Ansprache vor der Trilateral Commis-
sion 1991 dankte er "der Washington Post, der New York Times, dem Time Magazine und 
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anderen Publikationen, deren Direktoren an unseren Treffen teilgenommen und beinahe 40 
Jahre ihre Versprechen zur Geheimhaltung eingehalten haben. Es wäre für uns unmöglich 
gewesen, unseren Plan für die Welt zu entwickeln, wenn wir während dieser Jahre Gegen-
stand der breiten Öffentlichkeit gewesen wären. Aber jetzt ist die Welt aufgeklärt und vorbe-
reitet genug, um einer Weltregierung entgegenzugehen." 
Ein Beweis, daß in der Politik nichts zufällig geschieht, und wenn etwas geschieht, man 
sicher sein kann, daß es auch auf diese Weise geplant ist. (Franklin D. Roosevelt.) 
Die "Lügenpresse" ist offensichtlich nicht lediglich eine Erfindung der Pegida-Demonstran-
ten. 
Völlig unmißverständlich drückte sich die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel auf 
dem Kirchentag in Dresden 2011 aus: "Wenn man eine wirkliche Weltordnung haben 
will, eine globale politische Ordnung, dann wird man nicht umhin können, Souveräni-
tät, Rechte, an andere abzugeben." 
Ein friedliches Zusammenleben, so beteuerte sie, sei nur mit einer globalen Ordnung mög-
lich, denn diese Welt könne keine friedliche Welt sein, wenn wir nicht zu mehr globaler Ord-
nung und mehr multilateraler Zusammenarbeit finden. 
Frau Merkel sieht in der Globalisierung Chancen und "ein Schlüssel zur Zukunft und … auch 
zur Toleranz, weil sie eine weltweite Öffnung politischer, wirtschaftlicher und kommunikati-
ver Grenzen mit sich bringt ... Ich bin sehr froh, daß der Begriff der Toleranz nun auch Teil 
der Grundrechts-Charta im neuen EU-Reformvertrag ist", bekräftigte sie in einer Rede am 11. 
Juli 2007 an der Universität Heidelberg. 
Ein Blick in den EU-Vertrag klärt uns über die seltsame Art der Toleranz von Frau 
Merkel auf:  Obwohl EU-weit die Todesstrafe abgeschafft ist, lesen wir in den Erläuterungen 
zu diesem Vertrag in Artikel 2 Abs. 2 EMRK: "Eine Tötung wird nicht als Verletzung dieses 
Artikels betrachtet, wenn sie durch eine Gewaltanwendung verursacht wird, die unbedingt 
erforderlich ist, um zum Beispiel einen Aufruhr oder Aufstand rechtmäßig niederzuschlagen." 
Und Artikel 2 des Protokolls Nr. 6 EMRK wird noch deutlicher: "Ein Staat kann in seinem 
Recht die Todesstrafe für Taten vorsehen, die in Kriegszeiten oder bei unmittelbarer 
Kriegsgefahr begangen werden. …" 
Es ist sicher nicht abwegig sich darüber Gedanken zu machen, inwiefern die beiden Artikel 
greifen werden, wenn der Widerstand im Volk gegen die Zerstörung europäischer Kultur und 
Geschichte, gegen den Austausch von Ländern und Völker im Namen der Neuen Weltord-
nung wächst. 
Die Weltordnung der Päpste 
Was besonders schmerzt, sind die Bekenntnisse der letzten Päpste zur neuen Weltordnung. In 
seiner Enzyklika "Pacem in terris" entwarf Papst Johannes XXIII. das Bild eines Welt-
staates. Als seine Vorboten nannte er die Organisation der Vereinten Nationen und vor allem 
die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948, also zwei ausge-
sprochen weltliche Institutionen.  
Schwerwiegend sind die Schlußworte von Papst Paul VI. am 4. Oktober 1965 vor der Voll-
versammlung der UNO: "Diese Begegnung … ist von Einfachheit geprägt, denn der zu Ihnen 
spricht, ist ein Mensch genau so wie sie. Ihr Bruder ist er, und sogar der Geringste unter Ih-
nen." 
Das Oberhaupt der Römisch-Katholischen Kirche bezeichnete sich in geradezu peinlicher 
Unterwürfigkeit einer der Kirche feindlich gegenüberstehenden Organisation als "geringster 
Bruder". Doch der Papst fuhr fort: "Als Experten sozusagen für die Menschlichkeit tragen 
Wir Ihrer Institution in diesem Augenblick die Unterstützung Unserer letzten Vorgänger, die 
aller katholischen Bischöfe und Unsere persönliche an. Wir sind gewiß, daß diese Organisati-
on den angemessenen Weg zur zeitgerechten Zivilisation und zum Weltfrieden öffnet. …  
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Sie haben ein Gebäude errichtet, das niemals in Trümmer gehen darf. Es muß vervollkomm-
net und dem Lauf der Geschichte dieser Welt angeglichen werden. Sie vertreten eine Ent-
wicklungsstufe der Menschheit. Von nun an ist es nicht mehr möglich, zurückzuweichen. 
Man muß voranschreiten."  
"Entwicklungsstufe der Menschheit" ist ein Terminus des Evolutionisten Pierre Teilhard de 
Chardin, für den sich der Mensch in einer Entwicklung hin zum Punkt Omega befindet, um 
dort aus sich selbst zur Vollendung zu gelangen. 
Das folgende Zugeständnis von Papst Paul VI. gegenüber der UNO reflektiert die Teilhard-
sche Philosophie des Einswerdens: 
"Man wäre fast versucht zu sagen, daß Ihr Wesensmerkmal in der zeitlichen Ordnung gewis-
sermaßen das widerspiegelt, was unsere katholische Kirche in der geistlichen Ordnung sein 
will: einmalig und universal. … Nichts Höheres kann man im ideologischen Bereich auf na-
türlicher Ebene erdenken. Ihre Berufung ist es, nicht nur einige, sondern schlechthin alle Völ-
ker zu verschwistern." 
"Sehr geehrte Herren, Sie haben ein Werk begonnen. … Sie lehren die Menschen, den Frie-
den zu erkennen. Die Vereinten Nationen sind die hohe Schule, in der man die Bildung er-
hält, und wir sind hier in der Aula Magna dieser Schule. … Und wenn sie diesen Raum ver-
lassen, dann wird die Welt auf Sie als die Architekten, als Erbauer des Friedens blicken." 
Die UNO als Architekt des Friedens? Daß die weltlichen Herrscher die Menschheit mit 
trügerischen Friedenshoffnungen versuchen irrezuführen, das haben wir mittlerweile verstan-
den, doch wenn der Stellvertreter Christi auf Erden, der den Frieden seines Herrn und Mei-
sters Jesus Christus zu verkünden hat, als Hirte seine Schafe nicht auf das Reich Gottes lenkt, 
sondern auf eine weltliche Institution, bleibt nichts als eine unendliche Verlassenheit. Die 
Schlußworte des Papstes sind geradezu beunruhigend:  
"Das ist ja das Schönste an der Organisation der Vereinten Nationen: ihr echt menschli-
ches Antlitz. Dies ist das Ideal, das auf der Pilgerschaft durch die Zeiten von der Menschheit 
erträumt wurde. Dies ist die größte Hoffnung der Welt! Wir wagen zu sagen: das ist der Wi-
derschein des Planes Gottes: ein alles übersteigender Plan voller Liebe für den Fortschritt der 
menschlichen Gesellschaft auf Erden, ein Widerschein, in dem die himmlische evangelische 
Botschaft irdisch wird." 
Am Ende seiner Rede setzte der Papst noch deutlichere Akzente: "Was Sie von dieser 
Stelle aus verkündigen, das sind die Grundrechte und die Grundpflichten des Menschen, sei-
ne Würde und seine Freiheit, vor allen die Religionsfreiheit. Sie sind die Interpreten dessen - 
Wir spüren das - was höchster Gehalt menschlicher Weisheit ist, wir möchten es nennen: ihr 
heiliger Charakter." 
Dieser Kult an den Menschen und das unverhohlene Eintreten für den Weltstaat ist die 
größte Ehre, die von kirchlicher Seite je an die UNO gerichtet wurde. Wer will es folglich 
dem "Philosophen der UNO" und langjährigen Vize-Generalsekretär Robert Muller verargen, 
wenn er die UNO als "modernes Bibelinstitut" verherrlicht und sich sogar dazu versteigt, die 
Vereinten Nationen als "Leib Christi" zu bezeichnen.  
In der Fronleichnams-Predigt am 17. Juni 1965 befürwortete Papst Paul VI. den Welt-
staat in einer zu diesem Fest kaum passenden Weise: "Man möchte den Weltstaat und die 
neue, ideale Gesellschaft bauen. Wie vielseitig die Menschheit bei der Errichtung des unge-
heuren Gebäudes engagiert ist und welche bedeutenden Fortschritte man dabei macht, ist Uns 
durchaus bekannt. Sie sind es wert, bewundert und unterstützt zu werden." 
Auch sein Hymnus anläßlich der Mondlandung im Juli 1969 ist für einen Papst recht unge-
wöhnlich und befremdlich: "Ehre dem Menschen, Ehre dem Denken, Ehre dem Wissen, Ehre 
der Technik, Ehre dem Wirken, Ehre der menschlichen Kühnheit! Ehre der Synthese der wis-
senschaftlichen Aktivität und der Organisationskraft des Menschen, der im Unterschied zu 
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den übrigen Lebewesen, durch seinen Geist und seine manuelle Geschicklichkeit Instrumente 
zur Eroberung der Welt herzustellen weiß. Ehre dem Menschen, dem König der Erde und 
heute Fürsten des Himmels. Ehre dem lebenden Wesen, das wir sind, in dem sich das Bild 
Gottes spiegelt und das, im Beherrschen aller Dinge, dem biblischen Auftrag gehorcht: Meh-
ret euch und herrschet." 
Die Mondlandung war ein rein profanes Unternehmen, es ist nicht bekannt, daß die Astronau-
ten als wahrnehmbares Zeichen christlichen Bekennens ein Kreuz am Ort ihrer "Eroberung" 
aufgerichtet hätten. 
In seiner Enzyklika CARITAS IN VERITATE weist Papst Benedikt XVI. mit Bezug auf 
Papst Johannes XXIII. ebenfalls auf eine Weltautorität hin:  
"Um die Weltwirtschaft zu steuern, die von der Krise betroffenen Wirtschaften zu sanieren, 
einer Verschlimmerung der Krise und sich daraus ergebenden Ungleichgewichten vorzubeu-
gen, um eine geeignete vollständige Abrüstung zu verwirklichen, sowie Ernährungssicherheit 
und Frieden zu verwirklichen, den Umweltschutz zu gewährleisten und die Migrationsströme 
zu regulieren, ist das Vorhandensein einer echten politischen Weltautorität , wie sie schon 
von meinem Vorgänger, dem seligen Papst Johannes XXIII., angesprochen wurde, dringend 
nötig." 
Wenn die höchste Obrigkeit der katholischen Kirche in kaum verschlüsselten Worten sich zur 
"Weltautorität" bekennt, ist anzunehmen, daß die Herrschaft über die Welt durch die Globali-
sierer schon weit gediehen ist. Das würde beinhalten, daß alle überkommenen kulturellen und 
religiösen Werte, Sitten und Gebräuche in Vergessenheit geraten sollen. 
Die Endlösung der Globalisierer 
Wie sehr bedroht die Gesamtheit der Völker schon ist, erfahren wir aus den Büchern des 
amerikanischen Militärstrategen, Vordenkers und Planers der Neuen Weltordnung, Thomas 
P. M. Barnett (*1962 in Chilton, Wisconsin). Er ist davon überzeugt, daß Amerika dazu be-
rufen sei, der Welt globale Spielregeln für die neue Weltwirtschaftordnung vorzulegen.  
Von der Firma Cantor Fitzgerald wurde er Anfang 2000 beauftragt, ein Forschungsprojekt 
mit Namen "New Rule Sets Project" (Projekt Neue Spielregeln) über globale Militärstrategi-
en zu leiten. Das Büro der Arbeitsgruppe befand sich im 107. Stockwerk des New Yorker 
World Trade Center. Zur Zeit der Anschläge von 9/11 hatte das Team gerade einen freien 
Tag und Thomas Barnett konnte kurze Zeit später als Berater für Strategiefragen im Büro von 
Verteidigungsminister Donald Rumsfeld im Pentagon seine Arbeit aufnehmen. 
Es scheint Thomas Barnett vorbehalten zu sein, uns die Pläne der Globalisierer im Detail 
vorzulegen. 2005 schon beschrieb er ihre Absicht, eine "Gleichschaltung aller Länder der 
Erde, und zwar durch die Vermischung der Rassen" ins Auge zu fassen. Jährlich sollen in 
Europa 1,5 Millionen Einwanderer aus der Dritten Welt aufgenommen werden. Dabei ist es 
niemandem erlaubt - weder Regierungen noch Institutionen - die Flüchtlingsströme zu behin-
dern. Landesgrenzen sollen eingeebnet, die Rassen vermischt, nationale Werte und Gebräu-
che, sowie traditionelle Religionen abgeschafft werden. 
Das Endziel soll eine hellbraune Rasse ergeben mit einem durchschnittlichen IQ von 90 
sein, zu dumm zu begreifen, aber intelligent genug um zu arbeiten. Sollte sich Wider-
stand regen, dann müsse ein neuer 11. September inszeniert werden. Barnett selbst möchte 
eine Globalisierung, die sowohl multikulturell als auch multirassisch sein soll. Aber das wün-
schen die Erbauer der Neuen Weltordnung gerade nicht, sie arbeiten an einer kompletten 
Durchmischung und damit an der Vernichtung der Kulturen und der Rassen. Darauf hin ange-
sprochen, antwortete Barnett: "Sollte man Widerstand gegen die globale Weltordnung 
leisten, so fordere ich: "We shall kill them" (wir werden sie töten). ..." 
In ähnlichen Worten beschrieb der englische Schriftsteller H. G. Wells den Plan der Globali-
sierer: Zahlreiche Menschen werden die NWO hassen und beim Versuch, gegen sie zu 
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protestieren, werden sie sterben. 
Hier wird eines deutlich: Das Konzept der Neuen Weltordnung wird nicht ohne Einsatz von 
Terror erreicht werden können. Während die Angriffe der Globalisierer sich auf unsere Frei-
heit richten, werden wir, die Verteidiger unserer christlichen Werte und unserer Freiheit als 
"gewalttätige Extremisten" bezeichnet. 
Die apokalyptische Konstruktion einer Neuen Weltordnung kann nur gelingen, wenn eine 
Vereinheitlichung der Denkweisen erreicht werden kann. Ein materialistisches Weltbild, ver-
körpert durch die neue Ideologie Gender Mainstreaming, ist dafür die ideale Strategie. 
Bei der Völkerwanderung des 21. Jahrhunderts geht es also um eine Enteignung der 
kulturellen Identität und des christlichen Wertefundaments von Europäern. Wir sollen 
zu Fremden im "eigenen Haus" werden. Die weiße Farbe soll verschwinden, auch dies ist 
kein Geheimnis mehr, wir müssen es nur langsam begreifen lernen. Was wir zur Zeit erleben, 
ist der Abschied von einer Jahrhunderte alten Kultur, Abschied von einer christlichen Denk- 
und Lebensweise. Das Deutschland, das wir einst gekannt haben, wird es bald nicht mehr 
geben. Politiker reden schon heute von Neubürgern.  
Es sieht nicht so aus, als ob die Bundesregierung sich groß anstrengend würde, "Schaden vom 
deutschen Volks abzuhalten", wie es der Text der Eidesformel verfügt. Jene, die sich um die 
Identität ihres Vaterlandes und ihrer Heimat - zwei Begriffe die a priori schon als politisch 
nicht korrekt eingestuft werden - sorgen und dies laut äußern, werden ausgegrenzt und fallen 
unter das Verdikt des "Rassismus", der "Islamophobie" oder prinzipiell der "Xenophobie" - 
Fremdenfeindlichkeit. 
Gender Mainstreaming - Steigbügelhalter der Neuen Weltordnung 
Unter dem Stichwort "Enteignung der kulturellen Identität"  zählt der Begriff Gender 
Mainstreaming, eine Ideologie ist dabei, das Wertefundament unserer Gesellschaft auf-
zulösen. 
Die offizielle Definition von Gender Mainstreaming spricht von der Gleichbehandlung und 
Gleichberechtigung von Männern und Frauen. Doch dies ist eine gezielte Begriffsverwir-
rung. Dahinter steckt eine Ideologie, die fundamental in unseren Alltag eingreift und vor al-
lem die Familie, Männer, Frauen und Kinder umerziehen und bevormunden will. Für die 
politische Strategie fordert die Neue Weltordnung Menschen, die sich ihrer Identität nicht 
mehr bewußt sind und somit beeinflußbar für Manipulation und Umverteilungspolitik - von 
der verordneten Sprachregelung bis zur planwirtschaftlichen Frauenquote. 
Gender bedeutet ein gewandeltes Verständnis von Geschlecht, d.h., genitale Unterschiede 
zwischen den Geschlechtern seien nicht naturgegeben, sondern ein "Produkt soziokultureller 
Konstruktionen", d.h. das Ergebnis sozialer und politischer Umstände, getrennt vom biologi-
schen Geschlecht. Die Tatsache, daß der Mensch von Gott als Mann und als Frau ge-
schaffen wurde, ist nicht mehr von Belang, jede sexuelle Orientierung - heterosexuell, ho-
mosexuell, lesbisch, bisexuell, transsexuell ist - gleichwertig und auch beliebig wählbar. Es 
geht hier also um die Gleichstellung aller sexuellen Lebensformen und nicht um die 
Gleichstellung von Mann und Frau.  
Gender Mainstreaming strebt eine totale Veränderung der Geschlechter und somit der 
Gesellschaft, vor allem der familiären Strukturen an, und zwar aus dem einen Grund, der Ju-
gend die geschlechtliche Orientierung zu nehmen. Menschen, die nicht wissen, wer sie sind, 
werden orientierungslos und sind der Gefahr ausgesetzt, Opfer von Manipulation zu werden. 
Den ideologischen Ursprung von Gender finden wir im Marxismus. Die Abschaffung 
der bürgerlichen Familie beschäftigte schon Marx und Engels. Sowohl der Mann als auch 
die Frau sollen in den Arbeitsprozeß einbezogen, die Kinder jedoch dem Staat übergeben 
werden, zur Erleichterung der Frau, die dem Joch des Mutter- und Hausfrauendaseins entle-
digt wird. Und wie viele Frauen sind darauf hereingefallen. 
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Den vorläufigen Höhepunkt in der gegenwärtigen Diskussion um Gender Mainstreaming ist 
"The Queen of Austria" und "Ikone Europas", Conchita Wurst. Die bärtige Sängerin ist seit 
Monaten das wichtigste Propagandainstrument von Gender. So ist es für die Genderologen 
selbstverständlich, die Diva mit Vollbart auch in den Schulen zu präsentieren. Ein Schulleiter 
meint: Der Besuch Conchitas sei Anlaß, um herauszufinden, wie die Jugendlichen über Mann 
und Frau denken. Es soll ihnen verständlich gemacht werden, daß man nicht unbedingt die 
Werte der traditionellen Familie übernehmen müsse. 
Die Medien haben es nicht nehmen lassen, diese androgyne Gestalt neben den uns bekannten 
Herz-Jesu-Bildern zu plazieren. 
Die Journalistin Dale O’Leary (*1941) hat in ihrem Buch "The Gender-Agenda" fünf Leit-
sätze des Genderismus definiert, wie sie im UN-Establishment verankert sind: 
1. In der Welt braucht es weniger Menschen und mehr sexuelle Vergnügungen. Es braucht 
die Abschaffung der Unterschiede zwischen Männer und Frauen sowie die Abschaffung der 
Vollzeit-Mütter.  
2. Da mehr sexuelle Vergnügen zu mehr Kindern führen können, braucht es den freien Zu-
gang zu Verhütung und Abtreibung für alle und Förderung homosexuellen Verhaltens, da es 
dabei nicht zur Empfängnis kommt. 
3. In der Welt braucht es einen Sexualkundeunterricht für Kinder und Jugendliche, der zu 
sexuellem Experimentieren ermutigt, es braucht die Abschaffung der Rechte der Eltern über 
ihre Kinder.  
4. Die Welt braucht eine 50/50-Männer/Frauen-Quotenregelung für alle Arbeits- und Lebens-
bereiche. Alle Frauen müssen zu möglichst allen Zeiten einer Erwerbstätigkeit nachgehen.  
5. Religionen, die diese Agenda nicht mitmachen, müssen der Lächerlichkeit preisgegeben 
werden. 
Dale O'Leary war Teilnehmerin an der Peking Konferenz 1995, wo der Begriff "Gender" 
offiziell eingeführt wurde. In ihrem Buch "Die Gender-Agenda" schreibt sie: "Über das, was 
Gender will, gibt es keine offene Diskussion. Sie kommt nicht als großes Schiff daher, ob-
wohl sie doch in allen politischen und öffentlichen Programmen verankert werden soll, son-
dern wie ein U-Boot, das keiner genau kennen soll." 
Das war im Jahre 1997. In der Zwischenzeit wurde Gender Mainstreaming klammheimlich, 
ohne Bürgerbefragung und ohne Debatte, weder im Parlament noch in den Medien, 1999 
zur "Gleichstellungspolitik mittels der politischen Strategie des Gender Mainstreaming als 
durchgängiges Leitprinzip und Querschnittsaufgabe" festgelegt. 
Wir haben es hier also mit einer offiziellen politischen Zielsetzung zu tun, die administra-
tiv und auf dem Weg des Gesetzes sowohl durch ein Zusammenwirken von UNO- als auch 
EU-Organisationen in der Gesellschaft bereits durchgedrückt wurde. Es handelt sich um 
eine sogenannte top-down-Ideologie, die nicht von der Bevölkerung, sondern von den Macht-
eliten der Welt ausgeht, und die mit den Mitteln der Gesetze der Bevölkerung aufgezwungen 
wird. 
Die folgenden Ausführungen verdeutlichen, wie die Veränderung bzw. Zerstörung der 
Gesellschaft gerade im Bereich der Ehe und Familie von langer Hand vorbereitet wurde. 
Der erste Generaldirektor der WHO von 1948 bis 1953, Dr. Brock Chisholm, legte anfangs 
der 1950er Jahre mit großer Offenheit das Konzept vor. Er war der Meinung, Glaubenskodi-
zes, feste Regeln und Dogmen gehören abgeschafft. Eltern waren für ihn Diktatoren, die die 
bessere Natur ihrer Kinder unterdrückten, und er glaubte, die Kinder müßten von religiösen 
und kulturellen Vorurteilen, die ihnen aufgezwungen würden, befreit werden. Er befürwortete 
Sexualerziehung von einem frühen Alter an und lehrte, daß die Gebräuche der Älteren aus-
gemerzt werden sollten, wenn nötig mit Gewalt. Die Geschlechter sollen ineinander ver-
schmolzen oder umgepolt, Kinder von ihren Familien befreit und die Familie, so wie wir sie 
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kennen, abgeschafft werden." 
Dieser Generalangriff gegen Ehe und Familie wurde bereits in großem Stil umgesetzt. 
Die Trennung der Kinder von den Eltern in einem frühen Alter  wird als unabdingbar 
erklärt und mit der aggressiven Forderung nach Kitas diktiert: "Alle Kinder müssen in die 
Kita",  tönte es von der Ministerpräsidentin von NRW Hannelore Kraft. Nun hören wir von 
sexuellen Übergriffen in einer Kita in Mainz. "Kita in Mainz geschlossen wegen sexueller 
Übergriffe von Kindern an Kinder. Das Personal entlassen", lauteten die Schlagzeilen quer 
durch die Medien. 
Aus einem Bericht des SWR geht hervor, daß es bei den Übergriffen um Vorfälle handelt, bei 
denen Kinder unter Androhung von Gewalt durch andere Kinder genötigt worden sein sollen, 
ihre Geschlechtsteile zu zeigen oder Gegenstände in den Anus einzuführen. Es ist kaum vor-
stellbar, daß das Personal diese Übergriffe nicht bemerkt haben soll. 
Die Elternvertreter sind fassungslos, warum eigentlich? 
Haben sie sich nie näher mit den Vorgängen und Plänen der Kitas beschäftigt? 
Werden sie erst aufwachen, wenn sie eines Tages erkennen, daß ihre Kinder sich ihnen ent-
fremdet haben und sie nicht mehr als Eltern anerkennen? Asoziale und vereinsamte Wesen 
sind in der Neuen Weltordnung willkommen, weil beherrsch- und manipulierbar. 
Die Sexualisierung der Jugend ist ganz im Sinne Lenins, dem folgendes Zitat zugeschrie-
ben wird: "Wenn wir eine Nation vernichten wollen, so müssen wir erst ihre Moral ver-
nichten. Dann wird uns diese Nation als reife Frucht in den Schoß fallen. Interessiert die Ju-
gend für Sex und ihr bekommt sie ohne Schwierigkeiten in eure Gewalt". 
Um die "Vernichtung der Nation" zu erreichen, muß das Denken bis in die Wurzeln 
umgewandelt werden. Das stärkste Zerstörungspotential, das diese Forderungen erfüllt und 
Gesellschaft und Familie damit auszulöschen droht, ist Gender Mainstreaming. Dem italie-
nischen Philosophen marxistischer Prägung und Mitbegründer der kommunistischen Partei 
Italiens, Antonio Gramsci (1891-1937) war klar, daß im Westen die Revolution am beste-
henden bürgerlichen Wertekanon scheitern wird, daher setzte er auf Untergrabung und Zer-
störung jener Werte, die eine bürgerliche Kultur aufrechterhalten: das Christentum.  
Die Arbeiter seien für die notwendig revolutionäre Umgestaltung der Gesellschaft nicht zu 
gewinnen, wenn sie weiterhin an ihrem katholischen Glauben festhielten. Dieser müsse ihnen 
ausgetrieben werden. - Seit Jahrzehnten erleben wir, wie diese rote Ideologie in die Gesell-
schaft hineingetragen wird. 
Kein Platz für Christus und Seine Botschaft 
So langsam dringt mit erschreckender Klarheit in unser Bewußtsein, daß in unserer Gesell-
schaft für die christliche Botschaft kein Platz mehr ist. Die Europäische Union hat sich am 
18. Juni 2004 auf eine Verfassung ohne Gottesbezug geeinigt. Valéry Giscard d'Estaing, 
der Vorsitzende des EU-Konvents zur Zukunft Europas 2004, erklärte, daß die EU-
Verfassung nicht der richtige Ort sei für einen religiösen Hinweis. So einigte man sich 
auf eine allgemeine Andeutung auf die religiösen und kulturellen Traditionen Europas, um 
Millionen Nicht- und Andersgläubigen nicht den Eindruck zu vermitteln, ausgeschlossen zu 
werden. 
Scharfe Worte gegen die Religion fand Hillary Clinton,  die im April 2015 angekündigt hat, 
sich nach 2008 zum zweiten Mal um die Präsidentschaft der USA bewerben zu wollen. Auf 
einer Konferenz über Feminismus im Lincoln Center in Manhattan versprach sie unter 
tosendem Applaus im Falle ihrer Wahl eine Politik zu Gunsten der Anerkennung der Ab-
treibung als Frauenrecht. 
Gleichzeitig kritisierte sie eine "Diskriminierung" der Frauen und der Homosexuellen durch 
Gewissensfreiheit und Religionsfreiheit. Religiöse Überzeugungen würden die Rechte der 
Homosexuellen (LSBTTIQ) einschränken. Ausdrücklich nannte sie bei ihrer Kritik auch den 
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Widerstand der katholischen Kirche gegen die Gesundheitsreform der Regierung Obama, die 
eine für katholische Institutionen nicht akzeptierbare Verordnung zur Finanzierung von Ver-
hütung und Abtreibung einführte. 
Ebenso rechtfertigte die Ex-First Lady die staatliche Finanzierung von Planned Parenthood, 
welche die weltweit größte Abtreibungsorganisation der USA repräsentiert. Der Abtreibungs-
konzern erhält von der US-Regierung jährlich über eine halbe Milliarde Dollar und weitere 
35 Millionen Dollar zahlt die Regierung Obama an den Bevölkerungsfonds der Vereinten 
Nationen, damit weltweit für Abtreibung und Sterilisierung geworben werden kann. Der Plan 
für eine Reduzierung des Bevölkerungswachstums wurde von den Erbauern der Neuen Welt-
ordnung noch nicht aufgegeben.  
Die globale Elite wünscht, die Weltbevölkerung auf 500 Millionen zu begrenzen. Also ca. 90 
% weniger Menschen auf der Erde als zurzeit darauf leben. Daher ist es nicht weiter erstaun-
lich, daß Hillary Clinton  in ihrer Rede auch die "sexuelle und reproduktive Gesundheit" ver-
teidigte. Ein Euphemismus, hinter dem sich das Recht auf Abtreibung, Verhütung, künstliche 
Befruchtung in allen Varianten und die Gender-Ideologie versteckt. 
Der Gipfel ihrer Auslassungen war die Forderung, der Staat solle sein Gewaltmonopol 
einsetzen, um unerwünschte religiöse Überzeugungen und Dogmen zu ändern. Damit ruft 
Hillary Clinton nach dem Zwangsstaat, der als "Zwingherr zum Glück" auftreten soll. "Tief-
verwurzelte kulturelle Codes, religiöse Überzeugungen und strukturelle Phobien haben sich 
zu ändern. Die Regierungen müssen ihre Möglichkeiten zum Zwang nützen, um die überlie-
ferten religiösen Dogmen neu zu definieren." 
Bill Donohue, der Vorsitzenden der Catholic League, kritisierte diese "Kriegserklärung gegen 
die Religion" eines Kandidaten für das amerikanische Präsidentenamt mit aller Schärfe. Das 
sei der "wahrscheinlich aufrichtigste progressive Slogan in der Geschichte", so Ed Morrissey 
von HotAir.com. Die Anspielung, daß eine Nation, die auf der Säule der Religionsfreiheit 
gründet, die Machtmittel des Staates dazu einsetzen soll, die religiösen Überzeugungen zu 
ändern, sei eine nie dagewesene Erklärung. 
Es stellt sich die Frage, in wie weit die Präsidentschaftskandidatin der Demokratischen Partei 
für das Weiße Haus sich überhaupt berühren läßt von den weithin bekanntgewordenen Mas-
sakern und Vertreibungen, die seit Jahren an Christen begangen werden. In ca. 60 islami-
schen, hinduistischen, buddhistischen und kommunistischen Ländern findet eine Christenver-
folgung statt, die alles bisher menschlich Bekannte und Vorstellbare übertrifft.  
"Christian Solidarity International" (CSI) geht davon aus, daß weltweit über 175.000 Christen 
jedes Jahr wegen ihrer Religion ermordet oder zu Tode gefoltert werden. Die Brutalität, mit 
der vor allem in muslimischen Staaten gegen Christen vorgegangen wird, zeigt neue Dimen-
sion menschlicher Abgründe. 
Da die westliche Welt sich offensichtlich nur halbherzig dieser Welle der Gewalt entgegen-
stellt, hat sich nun die irakische Regisseurin und schiitische Muslima, Aida Schläpfer Al Has-
san, dieses Leidens angenommen. "Ich will mit meinem Film einen weiteren drohenden Völ-
kermord an diesen Menschen verhindern", sagt sie und war schockiert über die Barbarei, die 
an Christen begangen wird. In einem Kurzfilm von etwa zwei Minuten mit dem Titel "Noun" 
(das arabische Wort für Nazarener, mit dem Buchstaben N wurden im Irak die Haustüren der 
Christen markiert) widmet sie sich der Christenverfolgung durch den Terror des Islamischen 
Staats (IS) im Irak.  
Der Film wurde für das Internationale Film-Festival in Locarno 2015 nominiert, doch zu-
nächst aus "Qualitätsgründen" abgelehnt. Auf Druck der Öffentlichkeit mußte er aber schließ-
lich doch noch gezeigt werden. 
Früher, so berichtet Aida Schläpfer Al Hassan, habe man sich im Irak keine Gedanken ge-
macht, ob der Nachbar Sunnit, Schiit, Kurde oder Christ sei. Doch mit der Invasion der Ame-
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rikaner in den Irak, dem Bürgerkrieg und der ausufernden Gewalt des IS sei das gegenseitige 
Mißtrauen mittlerweile groß. 
Diskriminierung der Christen 
Was in der öffentlichen Debatte totgeschwiegen wird, ist die Tatsache, daß über 85 % der 
sogenannten "hate crimes" gegen Christen gerichtet sind. Darunter fallen durch das von der 
EU verabschiedete und in den nationalen Verfassungen verankerte sogenannte "Diskriminie-
rungsverbot wegen sexueller Orientierung" (das höher bewertet wird als die persönliche Ge-
wissensentscheidung) auch berufliche Einschränkungen und Diskriminierungen bis zu einem 
Ausmaß, daß in bestimmten Fällen die Existenzgrundlage von Menschen zerstört wird, wie 
z.B. in England, wo Klöster ihre Gasthäuser schließen mußten, weil sie gezwungen gewesen 
wären, auch an unverheiratete und homosexuelle Paare zu vermieten. 
Ebenso mußten katholische Adoptionsvermittlungen ihre Einrichtungen schließen. Sie hätten 
Kinder auch an homosexuelle Paare vermitteln müssen. 
Ein christlicher Standesbeamter, der aus religiöser Überzeugung sich nicht in der Lage sieht, 
ein homosexuelles Paar zu trauen, wird seine Stelle verlieren, wenn er den Vorgaben nicht 
Folge leistet. Ebenso werden Berufe wie Standesbeamter, Arzt, Krankenschwester und He-
bamme oder Apotheker für Christen nicht mehr ausübbar sein, und Lehrer und Eltern geraten 
in Schwierigkeiten, wenn sie mit der staatlich festgelegten Sexualmoral nicht einverstanden 
sind. 
Das Antidiskriminierungs-Gesetz führt zur absonderlichen Situation, daß ein katholischer 
Eventplaner auch für Homosexuelle Verpartnerungs-Feiern organisieren müßte, oder ein ka-
tholisches Bildungshaus sich nicht weigern könnte, die Tagung einer Abtreibungs-
Organisation in ihren Räumen zu ermöglichen. Fraglich wäre ebenso, ob ein Pfarrer gezwun-
gen wäre, den Pfarrsaal für die Planung einer Love-Parade etc. zur Verfügung zu stellen. 
Aber auch im nicht-kirchlichen Bereich schafft das Gesetz absurde Möglichkeiten: Jüdische 
Einrichtungen wären gezwungen, antisemitisch orientierten Gruppen ihre Räume zu überlas-
sen. Überlebende des kommunistischen Terrors müßten ihre Wohnung an ein kommunisti-
sches Paar vermieten, und wie würde wohl die Antwort eines islamisches Reisebüros lauten, 
das aufgefordert wird, Christen nach Mekka mitzunehmen? 
Anläßlich der Sacra Liturgia Konferenz in New York City im Juni 2015 faßt Bischof Frank 
Caggiano von Bridgeport im Rahmen seiner Homilie (Rede) die Not der Zeit zusammen: die 
Welt von heute wünscht, daß die Katholiken verschwinden. "Wir werden leiden." Gleichzei-
tig forderte er die Katholiken jedoch dringend auf standzuhalten. Dazu bedarf es jedoch der 
Standhaftigkeit des heute so angefochtenen Glaubens. 
Die Weltregierung des Weltenherrschers 
Es gibt jedoch eine Weltordnung, auf die wir unseren Blick richten, um die wir uns sogar 
bemühen und sie innig erhoffen und erflehen müssen: die eine Weltregierung des Pantokrator 
Jesus Christus. In den Berichten über die Zeit nach seiner Auferstehung unmittelbar vor sei-
ner Himmelfahrt lesen wir von der Aussendung der Zwölf an alle Menschen bis an die Enden 
der Erde. Ihm, Jesus, ward alle Gewalt gegeben im Himmel und auf Erden.  
Darum hatte er auch die Macht die Jünger zu senden, um seine Botschaft zu allen "Völkern 
und Könige" zu tragen: "Darum gehet hin und lehret alle Völker und taufet sie im Namen des 
Vaters und des Sohnes und des Heiligen Geistes, und lehret sie halten alles, was ich euch be-
fohlen habe." (Matthäus 28, 18-20). 
Dies ist Seine Bitte, wenn nicht gar Seine Forderung, die er jedoch mit einer Verheißung ver-
bunden hat: "Und siehe, ich bin bei euch alle Tage bis ans Ende der Welt"  (Matthäus 
28,20). 
Ungezählte sind diesem Ruf Christi gefolgt, Alexander Solschenizyn war einer von ihnen. In 
einer seiner Reden nach seiner Ausbürgerung 1974 sprach er über die entsetzlichen Ereignis-
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se, die über Rußland gekommen waren und auf entsprechende Fragen antwortete er: "Nach-
dem ich jahrelang über das sowjetische System mit seinen Millionen Menschenopfern nach-
geforscht habe, kann ich nichts Genaueres sagen als: Die Menschen haben Gott vergessen, 
deswegen konnte das alles passieren!"  
Es scheint tatsächlich so zu sein, als ob Gott Seine Hand von den Völkern weggezogen hätte, 
denn die Welt hat Jesus Christus aus dem Blickfeld verloren. Wir haben unsere Augen, wie 
Petrus von IHM abgewandt, deshalb sinken wir. 
Niemand wird daran zweifeln, daß wir in einem nie gekannten Maß, Gott vergessen haben. 
Die allgemeine Apostasie, die Gleichgültigkeit in Glaubensfragen, nicht nur der Gläubigen, 
sondern auch der Hirten, ist apokalyptisch. Können wir es zulassen, daß unsere Kinder ihr 
Leben auf einem geistigen Trümmerfeld aufbauen? 
Von offizieller Seite, vom Staat, von all den vielen Institutionen, die vorgeben, sich um Kin-
der, Ehe und Familie zu kümmern, ist kaum Hilfe zur Stärkung familiärer Strukturen zu er-
halten, so viel haben wir verstanden. Nur wenigen Vertreter der Kirche ist Ehe und Familie 
noch ein drängendes Anliegen. Wer verkündet noch, daß die Liebe zwischen Mann und Frau 
ein Abbild der unaufkündbaren Liebe Gottes zu den Menschen ist. Wer hat noch ein Ohr da-
für? Diese Sprache wird nicht mehr von allen verstanden. Doch sie muß wieder gelehrt und 
gelernt werden, wollen wir die zeitlos gültigen Werte wie Leben, Güte, Liebe, Treue wieder 
in unsere Gesellschaft bringen. 
Die Einhaltung der so verlachten sittlichen Ordnung gerade im Bereich der Sexualität 
schützt vor psychischen und auch materiellen Schäden. Als Gott den Mann und die Frau er-
schuf, hat er keine wertunterschiedlichen Individuen hervorgebracht, sondern den Menschen, 
und zwar als Mann und als Frau, mit seiner jeweils spezifischen Sexualität. 
Sie ist eine Erscheinungsweise des Menschen, die seine ganze Persönlichkeit durchdringt, ihn 
bis in sein Innerstes prägt. Daher ist Sexualität nicht lediglich etwas rein Körperliches, son-
dern berührt gleichermaßen die geistigen und psychischen Ebenen des Menschen. Kinder und 
Jugendliche haben ein Recht zu erfahren, daß Liebe nicht ein sich technisch vollziehender 
sexueller Akt ist, wie dies in der schulischen Sexualerziehung vermittelt wird, sondern eine 
Bindungskraft, die sich langsam und stetig über Jahre hinweg entwickeln und festigen kann, 
und daß nur mit dieser Erkenntnis und mit diesem Wissen und unter diesen Voraussetzungen 
wahre Persönlichkeiten sich entfalten können, die der weltlichen Macht der Neuen Weltord-
nung die göttliche Kraft und Liebe Christi entgegensetzen.<< 
Hermann Hitthaler berichtete auf seiner Webseite "www.gottliebtuns.com" über die "Neue 
Weltordnung" (x938/…): >>Auf dem Weg zur Weltherrschaft 
Vereinte Nationen - UNO 
Dunkle Mächte beherrschen die Welt. 
Die neuen Organisationen, die die Round-Table-Groups weitgehend ersetzten, verfolgten ei-
nen doppelten Zweck. Sie dienten als Brains Trust oder Denk-Tanks, die dem Hauptzweck 
der Förderung des Eine-Welt-Ideals diente. Da sie direkte Verbindungen zu den obersten Be-
fehlsebenen des Großgeschäfts, einschließlich Banken, mit Regierungen und politischen Par-
teien und Universitäten unterhielten, dienten diese Körperschaften auch als inoffizielle Ar-
beitsämter, deren Aufgabe darin bestand, angemessen indoktrinierte Rhodes-Schüler in Posi-
tionen zu schleusen, wo man von ihnen erwarten konnte, daß sie ihren ganzen Einfluß aus-
üben würden, um die gemeinsame Vision eines Eine-Welt-Himmels auf Erden verwirklichen 
zu helfen. ... 
Wen dieser Bereich interessiert, kann hier viele Informationen finden und Hintergründe er-
fahren, ohne Gewähr: Round Table, CFR ... 
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Während des Zweiten Weltkrieges Planung der Aufrichtung der VEREINTEN NA-
TIONEN - UNO 
1. Das CFR, mit der Ausarbeitung für Nachkriegspläne beauftragt, entwirft die Statuten der 
VEREINTEN NATIONEN 
Dies ist die Gruppe, die die Vereinten Nationen ersann - der erste große, erfolgreiche Schritt 
auf dem Weg zu einem Welt-Superstaat. Mindestens 47 CFR-Mitglieder waren unter den 
amerikanischen Delegierten bei der Gründung der Vereinten Nationen in San Franzisko im 
Jahre 1945. Es waren neben anderen:  
Harold Stassen, John J. McCloy, Owen Lattimore (der vom senatsinternen Sicherheitsaus-
schuß ein "bewußtes Bindeglied der sowjetischen Verschwörung" genannt wurde), Alger Hiss 
(kommunistischer Spion), Philipp Jessup, Harry Dexter White (kommunistischer Agent), 
Nelson Rockefeller, John Foster Dulles, John Carter Vincent und Dean Acheson.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Um sicher zu sein, daß die kommunistischen Parteimitglieder die Wichtigkeit der Etablierung 
der UN verstanden, gab das offizielle theoretische Parteijournal Political Affairs in seiner 
April-Ausgabe 1945 folgende Anordnung: 

"Allgemeine Unterstützung und großer Enthusiasmus 
sollten hervorgerufen werden, gut organisiert und 
leidenschaftlich artikuliert. Doch dies genügt nicht. 
Die Opposition muß so hilflos gemacht werden, daß 
sie unfähig ist, irgendeine bedeutende Unterstützung 
im Senat gegen die Charta der Vereinten Nationen 
und die nachfolgenden Verträge zu finden." 
Es ist erstaunlich, daß sich die Parteien noch niemals 
die Frage stellten, weshalb sie eine Organisation un-
terstützen müssen, die von den ihnen verhaßten Per-

sönlichkeiten der Wall Street beherrscht wird. Die meinungsbildenden Vertreter der Massen-
medien haben sich geradezu selbst übertroffen, indem sie die UN als Friedensorganisation 
anstatt als Fassade der internationalen Bankiers darstellen.  
Die Mitglieder des CFR beherrschten nicht nur die Einrichtung der UN, sie standen auch dem 
amerikanischen Präsidenten bei den Konferenzen in Teheran, Potsdam und Jalta zur Seite, wo 
Millionen von Menschen den Händen Joseph Stalins ausgeliefert wurden - eine gewaltige 
Ausdehnung der kommunistischen Verschwörung. Verwaltungsassistent von F. D. Roosevelt 
war zu dieser Zeit ein Schlüsselmitglied des CFR namens Lauchlin Currie, der später von J. 
Edgar Hoover als Sowjetagent identifiziert wurde. 
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So vollendet hat das CFR das Außenministerium in den vergangenen 38 Jahren beherrscht, 
daß außer Cordell Hull, James Byrnes und William Rogers alle Staatssekretäre CFR-
Mitglieder waren. Rogers war kein Mitglied, doch Mr. Nixons Hauptberater in auswärtigen 
Angelegenheiten, Prof. Henry Kissinger, wechselte aus dem Stab des CFR zu diesem Posten 
über. Auch die Untersekretäre des Außenministeriums sind fast durchweg Mitglieder. 
2. Eindeutiges Ziel des CFR ist und bleibt Errichtung einer Weltregierung, einer "in-
ternationalen Ordnung" 
Auch heute arbeitet das CFR aktiv auf sein Hauptziel hin, die Regierung über die ganze Welt 
- einer Regierung, die von den Insidern und deren Verbündeten kontrolliert werden soll. Das 
Ziel des CFR ist also schlichtweg die Abschaffung der Vereinigten Staaten mit ihrer konstitu-
tionell garantierten Freiheit. Und es wird noch nicht einmal versucht, dies zu verbergen: Stu-
dy Nr. 7, vom CFR am 25. November 1959 veröffentlicht, rät offen zur "Bildung einer neuen 
internationalen Ordnung, (welche) dem Verlangen der Welt nach Frieden (und) nach sozialer 
und wirtschaftlicher Veränderung entsprechen muß. … eine internationale Ordnung (das Co-
dewort für Weltregierung) … inklusiv der Staaten, die sich selbst als Sozialisten (Kommuni-
sten) bezeichnen." 
Diese Motivation wird für die verständlich, die die Mitgliederliste 
des CFR studiert haben. Internationale Bankorganisationen, die ge-
genwärtig Mitglieder des CFR stellen, sind u.a.: Kuhn-Loeb & Co.; 
Lazard Freres (direkt verbunden mit Rothschild); Dillon Read; Leh-
man Bros.; Goldman, Sachs; Chase Manhattan Bank; Morgan Gua-
ranty Bank; Brown Bros. Harriman First National City Bank; 
Chemical Bank and Trust und Manufacturers Hanover Trust Bank. 
Führende Männer von folgenden großen Gesellschaften sind Mit-
glieder des CFR: Standard Oil, IBM, Xerox, Eastman Kodak, Pan 
American, Firestone, US Steel, General Electric und American Tele-
phone and Telegraph Company. 
Ebenfalls Mitglieder der CFR sind Männer von so offensichtlich linksgerichteten Organisa-
tionen wie der Fabian Socialist Americans for Democratic Action (FS), die Socialist League 
for Industrial Democracy - früher Intercollegiate Socialist Society - und die United World 
Federalists, die offen zu einer Weltregierung mit den Kommunisten raten.  
So ergebene sozialistische Arbeiterführer wie vormals Walter Reuther, David Dubinsky und 
Jay Lovestone waren ebenfalls Mitglieder des CFR. Man hält diese Männer und Organisatio-
nen doch für eingefleischte Gegner der oben aufgeführten Banken und Gesellschaften, den-
noch gehören sie demselben Lager an. Es liegt auf der Hand, warum diese Tatsache nicht pu-
blik gemacht wird. 
Das CFR ist völlig verknüpft mit den großen Stiftungen und den sogenannten "Denkfabri-
ken". Mit eingeschlossen in diese Verknüpfung sind die Rockefeller-, Ford- und Carnegie-
Stiftungen und die Rand-Corporation, Hudson Institut, Fund - for - the - Republic und Broo-
kings Institute.  
Unter den Kommunikationsgesellschaften, die im CFR vertre-
ten sind, finden wir: National Broadcasting Corporation, Co-
lumbia Broadcasting Corporation, Time, Life, Fortune, Look, 
Newsweek, New York Times, Washington Post, Los Angeles 
Times, New York Post, Denver Post, Louisville Courier Jour-
nal, Minneapolis Tribune, die Knight-Zeitungen, McGraw-Hill, 
Simon & Schuster, Random House, Little Brown & Co., 
McMillan Co., Viking Press, Saturday Review, Business Week, 
Harper Bros, und den Club "Das Buch des Monats".  
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Wenn die Kontrolle einer Organisation über ein solches Aufgebot von Firmen unmöglich 
erscheint, so nur deshalb, weil die meisten Leute nicht wissen, daß die Gründer solcher Gi-
ganten wie der New York Times und NBC (Nationale Rundfunkgesellschaft) von Morgan, 
Schiff und deren Verbündeten ausgewählt, finanziert und dirigiert wurden. David Ochs von 
der Times und David Sarnoff von der RCA (Radiogesellschaft von Amerika) sind Beispiele 
hierfür. Beide erhielten frühe finanzielle Hilfe durch Kuhn-Loeb & Co. und eine Morgan-
Bürgschaft. 
Alle diese Firmen und Gesellschaften haben die Aufgabe, dafür zu sorgen, daß die Öffent-
lichkeit das CFR nicht entdeckt und seine Rolle bei der Erschaffung einer sozialistischen 
Weltdiktatur nicht ausfindig macht. … 
Stiglitz und der Herdentrieb 
Der Nobelpreisträger und Informationsökonom Joseph E. Stiglitz läßt keinen Zweifel daran, 
daß eine kritische Presse dem Herdentrieb entgegenwirken könnte, der Spekulationsblasen 
entstehen läßt. Der Journalismus könnte für die nötigen "checks and balances" sorgen und 
"zur Gesundung von Märkten beitragen, die den Bezug zur Realität verloren" haben. Ander-
seits macht Stiglitz klar, weshalb solch ein Anspruch vielfach Wunschdenken bleibt: Journa-
listen "stehen nicht abseits vom Rest der Gesellschaft". Auch sie werden leicht von der Her-
denmentalität erfaßt - es gebe starke Anreize, weshalb sie sich meist nicht "gegen den herr-
schenden Wind" stemmen könnten. 
Auch Stiglitz sieht "in der symbiotischen Beziehung" zwischen Journalisten und ihren Quel-
len eine große Gefahr. Dieses enge Verhältnis füge der Gesellschaft oftmals Schaden zu. Zu-
dem verleite "Hybris Journalisten zur Fehleinschätzung, sie könnten als Empfänger von In-
formationen verzerrte und fehlerhafte Darstellungen aussortieren, solange sie nur die Infor-
mation selbst bekommen". Allzu oft flüchteten Redaktionen obendrein in "He said, she said-
Berichterstattung", ein "einfaches, wenig ausgewogenes Reportieren der verschiedenen Posi-
tionen, ohne jedwede Analyse" - als würde "ein farbenblinder Reporter über den Himmel be-
richten und denen, die ihn für orangefarben erklären, gleiches Gewicht geben wie denen, die 
ihn für blau halten". 
Offenbar ist diese Angst den Job zu verlieren, wenn etwas über die Bilderberger-Gruppe oder 
das CFR und dessen enge Verbindung zur Federal-Reserve und der US-Regierung, bis hin zur 
UNO offengelegt werden müßte sehr groß! Von Verschwörung überhaupt keine Rede aber 
von der Notwendigkeit einer "neuen Weltordnung" bestimmt, um die Massen auf das Kom-
mende einzustimmen. Da jene Weltbürger vom Funktionieren der Demokratie überzeugt sind 
aber wenig bis nichts über biblische Vorhersagen wissen, unterstützen sie die Idee, die "Frie-
den und Sicherheit" verkünden wird! 
(1. Thessalonicher 5,1-5) Was nun die Zeiten und die Zeitabschnitte betrifft, Brüder, braucht 
euch nichts geschrieben zu werden.  
Denn ihr selbst wißt sehr wohl, daß Jehovas Tag genauso kommt wie ein Dieb in der Nacht. 
Wann immer sie sagen: "Frieden und Sicherheit!", dann wird plötzliche Vernichtung sie 
überfallen wie die Geburtswehe eine Schwangere; und sie werden keinesfalls entrinnen.  
Ihr aber, Brüder, ihr seid nicht in Finsternis, so daß jener Tag euch so überfalle, wie er Die-
be (überfallen) würde, denn ihr alle seid Söhne des Lichts und Söhne des Tages. Wir gehören 
weder zur Nacht noch zur Finsternis. 
Es ist an jedem von uns, die Zeichen die Jesus für das herannahende Ende vorgab zu erken-
nen und selbst sich vor Gott rein zu erhalten! Mit dem Friedensjahr der UNO 1986 und den 
Friedensgebeten der Religionsführer in Assisi, dann Ende August 2001 mit dem Friedenstref-
fen der religiösen Führer in New York vor der UNO im WORLD PEACE SUMMIT wurden 
erste Ankündigungen kommenden "Friedens und Sicherheit" ausgerufen!  
(Daniel 2, 41-43) Und daß du die Füße und die Zehen teils aus geformtem Töpferton und teils 
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aus Eisen bestehend sahst: Das Königreich selbst wird sich als geteilt erweisen, aber etwas 
von der Härte des Eisens wird offenbar in ihm sein, da du ja das Eisen mit feuchtem Ton ver-
mischt erblickt hast.  
Und was die Fußzehen betrifft, die teils aus Eisen und teils aus geformtem Ton waren: Das 
Königreich wird sich teils als stark erweisen und wird sich teils als zerbrechlich erweisen.  
Daß du Eisen mit feuchtem Ton vermischt erblickt hast: Sie werden schließlich mit der Nach-
kommenschaft der Menschen vermischt sein; aber sie werden sicherlich nicht aneinanderhaf-
ten, dieses an jenem, so wie sich Eisen nicht mit geformtem Ton vermischt. 
Anglo-Amerika, als die "Füße aus Eisen mit feuchtem Ton vermischt", wird trotz seiner 
scheinbaren Härte nicht zu bestehen vermögen. Die Demokratie erweist sich als schwach und 
die eisenharte Regierung wird das Aufbegehren der Völker nicht zu kontrollieren vermögen! 
Was aber schlußendlich den Zusammenbruch dieser Weltregierung bewirken wird ist das 
Einschreiten von Gottes eigenem Engelheer in Harmagedon. Dort wird jede Autorität und 
jede Machtstruktur dieses Systems zum Ende kommen! Das "Königreich der Himmel", das 
danach über die Erde zu herrschen beginnt ist eine vollkommene Theokratie und wird wahren 
Frieden und wirkliche Sicherheit für das ganze Millennium sicherstellen! 
4. Die Idee von Colonel House: Zwei politische Parteien aber nur eine Ideologie die auf 
oberster Ebene verschmelzen 
Colonel House war - es wurde schon erwähnt - der Auffassung, daß es zwei politische Partei-
en, aber nur eine Ideologie geben sollte - den Weltsozialismus. Genauso verhält es sich heute 
in Amerika. Obwohl es philosophische Differenzen zwischen den bodenständigen Demokra-
ten und Republikanern gibt, wird man bei Betrachtung der politischen Parteien feststellen, 
daß diese Differenzen sich nach oben hin immer mehr verlieren. Schließlich verschwinden 
die Unterschiede ganz hinter der vom Establishment gemanagten Pressezensur. An der Spitze 
steht die Kontrolle des CFR. 
George Wallace hatte recht, als er im Jahre 1968 behauptete, es gäbe zwischen den beiden 
Parteien nicht den geringsten Unterschied. 
Folgende Mitglieder der Demokratischen Partei waren oder sind CFR-Agenten: Dean Ache-
son, Alger Hiss, Adlai Stevenson, John Kennedy, Robert Kennedy, Edward Kennedy, Averell 
Harriman, George Ball, Henry Fowler, Dean Rusk, Adam Yarmolinsky, Hubert Humphrey 
und John Lindsa. 
Von den internationalen Bankiers wurden viele, die in der L. B. Johnson-Verwaltung tätig 
waren, für ihre Dienstleistungen mit bequemen und lukrativen Posten belohnt. Unterstaatsse-
kretär George Ball kam zu Lehmann Brothers; Finanzsekretär Henry Fowler zu Goldman, 
Sachs & Co.; der Budget-Direktor Peter Lewis, Finanzuntersekretär Frederick Deming und 
der ehemalige Handelssekretär C. R. Smith wurden von Lazard Freres (Rothschild) aufge-
nommen. Fowler und Deming waren in hohem Maße für die Politik verantwortlich, die dazu 
führte, daß die Nationen Europas die Hälfte unseres Goldes beanspruchten und die US-
Staatskasse all ihrer Silber-Reserven beraubt wurde, die sie während eines Jahrhunderts ange-
legt hatte. Wurden diese Männer aus Mitleid wegen ihrer Unfähigkeit oder zum Dank für ihre 
Verdienste belohnt? 
Die Republikanische Partei wurde von folgenden Männern für das CFR kontrolliert: Dwight 
D. Eisenhower, John Foster Dulles, Thomas E. Dewey, Jacob Javits, Robert McNamara, Hen-
ry Cabot Lodge, Paul Hoffman, John Gardner, dem Rockefeller-Clan, Elliott Richardson, Ar-
thur Burns, Henry Kissinger und Richard Nixon. 
Es wurde zwar jede Verwaltung seit F. D. Roosevelt vom CFR beherrscht, die Nixon-
Regierung hält jedoch durch die Berufung von 110 CFR-Mitgliedern in Schlüsselpositionen 
der Regierung den Rekord. Henry Kissinger repräsentiert das vollkommene Gegenteil von 
dem, wofür Richard Nixon in seiner Wahlkampagne einzutreten versprach. Liberale und 
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Konservative sind sich einig, daß Kissinger bei weitem der bedeutendste Mann in der Nixon-
Regierung ist. …<< 
 
Die systematische Zerstörung des jahrhundertealten Naturrechts 
Die NWO-Säkularisten und Atheisten behaupten zwar unentwegt, daß das Naturrecht eine 
"christliche Erfindung" sei, aber wesentliche Grundlagen des Naturrechts wurden bereits im 
Altertum durch Heraklit, Aristoteles, Cicero und vor allem durch das Römische Recht 
begründet. Augustinus und Thomas von Aquino und andere sahen später im Naturrecht das 
von Gott der menschlichen Vernunft eingeschriebene Gesetz.  
In der Renaissance (Mitte des 14. bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts) und besonders während 
der sogenannten Aufklärung (geistige Strömung des 17. und 18. Jahrhunderts) lösten Barto-
lomé de Las Casas, Francisco de Vitoria, Hugo Grotius, Baruch de Spinoza, Samuel Freiherr 
von Pufendorf, Immanuel Kant und andere das Naturrecht aus der Verbindung zur Theologie 
und entwickelten es zu einem rationalen Rechtssystem. Danach mußten staatliche Gesetze in 
Rechtsstaaten mit der christlich inspirierten Naturrechtslehre im Einklang stehen und gerecht 
sein.  
Nach jahrzehntelangen kontroversen Debatten entwickelten spanische Theologen und 
Rechtsgelehrte im Jahre 1573 die ersten Grundsätze des Menschen- und Völkerrechts. Die 
spanische Krone beendete damals gleichzeitig die Conquista in Lateinamerika. 
Bartolomé de Las Casas (1476-1566, Dominikaner, kämpfte gegen die Versklavung der indi-
genen Bevölkerung Lateinamerikas durch die Spanier) und Francisco de Vitoria (1483-1546, 
katholischer Theologe und Völkerrechtler sowie Begründer der Spanischen Spätscholastik) 
galten damals als die personifizierten "Gewissen Spaniens" und zählen heute zu den Begrün-
dern der modernen Völkerrechtswissenschaft. 
Der niederländische Jurist Hugo Grotius (1583-1645, Begründer des modernen Völkerrechts) 
veröffentlichte im Jahre 1625 sein Hauptwerk "De jure belli ac pacis" ("Über das Recht des 
Krieges und des Friedens").  
In diesem Buch präsentierte Grotius erstmalig ein systematisches, vom Naturrecht ausgehen-
des, Völkerrecht. Er trat während des Dreißigjährigen Krieges angesichts der aktuellen 
Kriegsgreuel für eine grundlegende Humanisierung der Kriegsführung ein, um vor allem die 
Zivilbevölkerung zu schützen. Ferner forderte er gerechte Friedensverhandlungen, die dauer-
haften Frieden gewährleisten sollten.  
In seinem Buch "De jure belli ac pacis" hieß es (x194/134): >>... Das Recht ist nie ganz un-
wirksam, auch wenn es ihm noch so sehr an Macht gebricht. ...<< 
Der deutsche Historiker Ernst Sauer berichtete später über die Publikation des niederländi-
schen Völkerrechtlers (x128/290): >>Seine einzigartige Bedeutung beruht darauf, daß er im 
Augenblick der größten Not des Dreißigjährigen Krieges die Bemühungen der Theologen, 
Philosophen und Juristen zusammenfaßte, welche sich seit langem für die vernünftige Rege-
lung zwischenstaatlicher und rechtlicher Beziehungen eingesetzt hatten. Gewiß ließ Grotius 
dem ius voluntarium, dem völkerrechtlichen Gewohnheitsrecht, Raum, jedoch nur so lange, 
als es mit dem von der Vernunft diktierten natürlichen Völkerrecht in Einklang zu bringen 
war. Im Falle eines Widerspruchs mit dem Naturrecht hatte das Gewohnheitsrecht zu wei-
chen. ...  
Nun war das Völkerrecht in ein wissenschaftlich einwandfreies und vernünftiges System ge-
bracht, an dem kein Herrscher und kein Diplomat vorbeigehen konnte. Vor Grotius wäre es 
möglich gewesen, die politische Macht als solche wirken zu lassen. Jetzt wurde es ein zwin-
gendes Gebot für jeden Staatsmann, sich gegenüber seinen Kollegen vom völkerrechtlichen 
Standpunkt aus zu rechtfertigen. ...<<  
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Immanuel Kant erläuterte im Jahre 1795 in seiner Schrift "Zum Ewigen Frieden" die Mög-
lichkeiten des Völkerrechts (x128/292): >>... So muß es einen Bund von besonderer Art ge-
ben, den man den Friedensbund nennen kann, der vom Friedensvertrag darin unterschieden 
sein würde, daß dieser bloß einen Krieg, jener aber alle Kriege auf immer zu erledigen suchte. 
... 
Die Huldigung, die jeder Staat dem Rechtsbegriffe, wenigstens dem Worte nach, leistet, be-
weist doch, daß eine noch größere, obzwar zur Zeit schlummernde moralische Anlage im 
Menschen anzutreffen sei, über das böse Prinzip in ihm (was er nicht ableugnen kann) doch 
einmal Meister zu werden und dies auch von anderen zu hoffen; denn sonst würde das Wort 
Recht den Staaten, die sich einander befehden wollen, nie in den Mund kommen, es sei denn, 
bloß um einen Spott damit zu treiben, wie jener gallische Fürst es erklärte:  
Es ist der Vorzug, den die Natur dem Stärkeren über den Schwächeren gegeben hat, daß die-
ser ihm gehorchen soll. ...<< 
Meyers Konversationslexikon von 1885-1892 berichtete damals über das Naturrecht (x816/-
146): >>Vernunftrecht (Naturrecht, philosophisches Recht), der Inbegriff der Rechtsgrund-
sätze, welche durch Nachdenken als die der Rechtsidee entsprechenden gefunden werden. Im 
engeren Sinn faßt man unter Vernunftrecht oder Naturrecht auch wohl diejenigen Rechte zu-
sammen, welche dem Menschen als solchem und abgesehen von besondern staatlichen und 
gesellschaftlichen Zuständen zukommen und gewissermaßen angeboren sein sollen.  
Den Gegensatz zu diesem Vernunftrecht bildet das positive Recht der einzelnen Staaten. Dies 
allein als der Ausdruck des staatlichen Gesamtwillens, welchem sich der Einzelwille fügen 
muß, kann praktische Geltung beanspruchen, welche dem Vernunftrecht um des willen ver-
sagt werden muß, weil gerade auf dem rechtsphilosophischen Gebiet die Ansichten sehr weit 
auseinander gehen.  
Auf der andern Seite ist aber die Rechtsphilosophie, d.h. die philosophische Untersuchung 
über Begriff und Wesen von Recht und Rechtsverhältnis, als eine wichtige Grundlage der 
Rechtswissenschaft anzusehen, wie sie zugleich einen integrierenden und wichtigen Bestand-
teil der Philosophie überhaupt bildet. Denn wie es im allgemeinen die Aufgabe der letzteren 
ist, aus den äußeren, wechselnden Erscheinungen und Zuständen des menschlichen Lebens 
das diesen zu Grunde liegende Gesetz und ihren letzten Grund zu erforschen, so liegt es ihr 
auch ob, durch Feststellung der Idee des Rechts eine sichere Norm für die Beurteilung der 
bestehenden angeblichen Rechte und Rechtsordnung zu gewinnen.  
Auf diese Weise wird zugleich dem Recht eine tiefere Begründung gegeben und die Mög-
lichkeit eröffnet zur Fortentwickelung der bestehenden Gesetzgebung im Geiste der Rechts-
idee. Während das Altertum die geistvollen Ausführungen eines Platon und eines Aristoteles 
über den letzten Grund von Staat und Recht und über die idealen Zwecke der Staats- und 
Rechtsordnung aufzuweisen hat, ist im Mittelalter eine völlige Nichtbeachtung jener philoso-
phischen Grundlage und ein starres Festhalten am Buchstaben des Gesetzes vorherrschend.  
Erst Hugo Grotius stellte den Grundsatz von der Vernunftmäßigkeit desjenigen Rechts, das 
aus der Geselligkeit der Menschennatur entspringt, und die Möglichkeit der Ableitung einer 
Rechtswissenschaft aus der Natur des Menschen (Naturrecht) auf, weshalb man ihn wohl den 
Vater des Vernunftrechts genannt hat. Ihm folgten Pufendorf, Thomasius, Locke, Wolf, Mon-
tesquieu, Rousseau und Kant, Fichte, deren Nachfolger, die sogenannten Naturrechtslehrer 
(Rotteck u.a.), die Philosophie als die ausschließliche Grundlage der Rechtswissenschaft hin-
stellten oder doch das philosophische Moment in einseitiger Weise hervorhoben.  
Dies veranlaßte die Reaktion der sogen. historischen Schule, welche unter Hugos Führung 
mit der philosophischen den Kampf aufnahm und die Einseitigkeit der letzteren mit einer 
ähnlichen auf der rechtshistorischen Grundlage erwiderte, bis besonders durch Savignys Wir-
ken die gleichmäßige Bedeutung von Philosophie und Geschichte für die Rechtswissenschaft 
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zur Anerkennung und Würdigung gelangte. …<<  
Die Menschenrechte auf Leben und körperliche Unversehrtheit, auf Freiheit und rechtliche 
Gleichbehandlung sowie Schutz des Eigentums galten von Natur aus oder vom ersten Schöp-
fungstage an. Sie galten als angeboren, wurden demnach von niemandem gewährt und konn-
ten deshalb auch nicht entzogen werden. Das wurde mit den Attributen unverletzlich, unver-
äußerlich ausgedrückt. Jeder Rechtsstaat hatte deshalb bisher die Pflicht, diese Menschen-
rechte zu gewährleisten. 
Die Zeitschrift "CIVITAS" des katholischen Civitas Instituts berichtete am 21. Januar 2008 
(x892/…): >>Das Naturrecht als Grundlage jeder staatlichen Ordnung  
Vortrag des Civitas Instituts 
1. Was versteht man unter Naturrecht? 
Wenn man heute in verschiedenen Kreisen das Wort "Naturrecht" gebraucht, stößt man nicht 
selten auf völliges Unverständnis. Das Verständnis des überlieferten Naturrechts scheint in 
der Tat vollständig aus dem Bewußtsein unseres Volkes verschwunden zu sein. Man 
assoziiert damit so etwas wie die Ordnung von Naturvölkern, das "Recht des Stärkeren" und 
ähnliches. Man erkennt hieran einmal mehr, wie schnell ein grundlegender politischer und 
sozialer Begriff verschwinden kann, wenn bestimmte interessierte Kreise alles daran setzen, 
ihn zu unterdrücken und durch etwas anderes zu ersetzen. An die Stelle des Naturrechts hat 
man den Begriff der Menschenrechte gesetzt, der einen völlig anderen Hintergrund hat, 
worauf ich später noch genauer zu sprechen kommen werde. 
Ohne ein gutes Verständnis des wahren Naturrechts, wie es seit Jahrhunderten von der Kirche 
verteidigt wird, ist eine richtige und angemessene Beurteilung ethischer, sozialer, politischer 
und juristischer Probleme unserer Welt nicht möglich. Darum ist es geradezu eine Verpflich-
tung für einen Katholiken, sich zumindest die Grundkenntnisse des Naturrechts anzueignen 
und für seinen persönlichen Lebensbereich fruchtbar zu machen. Dies will ich mit dem fol-
genden Vortrag versuchen. 
Leider hat die katholische Kirche selbst den Begriff des Naturrechts nach dem II. Vatika-
nischen Konzil entweder ganz aufgegeben und ebenfalls durch den Begriff der Menschen-
rechte ersetzt, oder ihn so abgeändert, daß er nicht mehr im Widerspruch zum neuzeitlichen 
rationalistischen oder aufklärerischen Naturrechtsverständnis steht. Es gibt nämlich nicht das 
Naturrecht schlechthin, sondern ganz verschiedene Verständnisse des Naturrechts. Dazu spä-
ter mehr. 
Was ist nun mit dem Wort "Naturrecht" gemeint? Das Wort "Natur" bezieht sich nicht primär 
auf die allgemeine von Gott geschaffene Natur, sondern meint die Natur im Sinne von Wesen 
und zwar des menschlichen Wesens.  
Der Mensch ist nicht, wie uns der Existentialismus und ähnliche Ideologien klar machen 
wollen, das "nicht festgestellte Tier" (Nietzsche), er ist nicht ein weißes, unbeschriebenes 
Blatt, daß sich selbst zu dem macht, was es sein will, ein "geworfener Entwurf", wie 
Heidegger sagt, sondern er hat eine ihm, die allen Menschen gemeinsame Natur, ein 
unveränderliches Wesen, das allen Menschen aller Jahrhunderte gemeinsam ist.  
Alle Menschen sind Menschen und keine Kühe, oder Hühner, oder Regenwürmer. Dasjenige, 
was den Menschen zum Menschen macht, das, wodurch er sich von allen anderen 
Geschöpfen unterscheidet und wodurch er eben ein Mensch ist, nennt man die Natur des 
Menschen. 
Und was ist diese Natur des Menschen, was zeichnet ihn vor allen anderen Geschöpfen aus? 
Der Mensch ist eine leib-seelische Einheit. Der Mensch ist das animal rationale, wie man im 
Mittelalter sagte, das vernunftbegabte, geistige, rationale Lebewesen. Er ist weder reiner 
Geist wie die Engel noch einfach ein Lebewesen wie die Tiere und Pflanzen. Es ist vor allem 
anderen der Geist, die Vernunft, die den Menschen von allen anderen Lebewesen auf der 
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Erde unterscheidet. Und was ist mit dem Geist genauer gemeint? Insbesondere zwei 
Fähigkeiten sind es, die den Geist charakterisieren: durch seine Geistigkeit kann der Mensch 
etwas als etwas erkennen.  
Die menschliche Erkenntnis ist nicht einfach so, daß sie z.B. irgend etwas bloß wahrnimmt 
was ihr auf seinem Weg durch einen Raum im Wege steht, oder nur insofern wahrnimmt, als 
es zu seiner Lebenserhaltung notwendig ist wie beim Tier, sondern der Mensch nimmt z.B. 
wahr, daß der Stuhl dort aus Holz ist, daß der Himmel heute bedeckt ist und Regen verheißt. 
Durch die Vernunft kann der Mensch zudem erkennen, was gut ist und was schlecht ist, was 
böse ist. Er sieht z.B. nicht bloß einfach, daß ein junger Mensch einer älteren Dame die 
Tasche aus der Hand nimmt, sondern er sieht damit auch ein, daß diese Handlung böse ist. 
Und die zweite Fähigkeit des Geistes ist der Wille.  
Dadurch kann sich der Mensch frei, ohne inneren und äußeren Zwang für das Gute 
entscheiden. Er kann durch den Willen auch eine naheliegende Befriedigung zu Gunsten 
einer höheren Befriedigung zurückstellen, und das nicht nur einige Minuten, sondern tage-, 
wochen- und oft jahrelang; er kann seine natürlichen Triebe unterdrücken, umlenken und um-
formen. 
Aus der kaum zu leugnenden allgemeinen Tatsache der leib-seelischen Einheit, die der 
Mensch ist, ergeben sich nun ganz bestimmte Gesetzmäßigkeiten, die mit dem Wort "Natur-
recht" zusammengefaßt werden, z.B. das ganz einfache Gesetz, daß bei allem was der 
Mensch tut, das Geistige gegenüber dem leiblichen vorherrschen soll.  
Diese Gesetzmäßigkeiten sind göttlichen Ursprungs, weil der Mensch, wie alles andere auch, 
von Gott geschaffen ist. Deshalb können sie vom Menschen ebenso wenig geändert oder 
beseitigt werden wie die allgemeinen Naturgesetze der Physik, der Chemie und Biologie. Der 
Mensch unterliegt auch diesen Naturgesetzen, sie sind gültig, unabhängig von Raum und 
Zeit. Allerdings sind die Gesetze des Naturrechts nicht in derselben Weise bindend, wie die 
Naturgesetze der Physik usw. Letztere sind unabänderlich und können durch uns nicht außer 
Kraft gesetzt werden.  
Wir können gegen Naturgesetze praktisch gar nicht verstoßen ohne zumindest schweren 
Schaden davon zu tragen. Wer die Gesetze der Schwerkraft nicht beachtet, fällt sogleich 
heftig auf die Nase und wird deshalb z.B. alles tun, möglichst nicht aus dem fünften Stock 
eines Hauses zu springen. Im Prinzip kann man auch gegen das Naturrecht nicht verstoßen, 
ohne schweren Schaden zu verursachen, doch tritt dieser Schaden nicht immer sofort ein und 
ist oftmals auch nicht sogleich zu erkennen.  
Die Gesetze des Naturrechts sind nämlich moralische Gesetze, Gesetze die ein Sollen 
beinhalten, was von den Naturgesetzen der Physik zweifellos nicht gesagt werden kann. Man 
kann gegen das Naturrecht verstoßen, sich darüber hinwegsetzen und anderes tun, als vom 
Naturrecht vorgesehen. Wir können uns z.B. unseren Begierden überlassen, uns von einer 
Wut beherrschen lassen und auf Rache aus sein. Dann herrscht das Animalische in uns über 
das Geistige. 
Wir sehen also, woher das Naturrecht seinen Ausgangspunkt nimmt. Die Grundlage des 
Naturrechts ist das Wesen des Menschen, die menschliche Natur. Dies ist ein objektiver 
Ausgangspunkt, etwas, das völlig unabhängig von uns besteht, was wir uns nicht selbst 
ausgedacht haben, was wir nicht selbst gemacht haben. Es ist eine schlichte, auch 
wissenschaftliche Tatsache, daß der Mensch eine leib-seelische Einheit ist, daß er Person ist, 
die leibliches und geistiges in sich verbindet.  
Schon in diesem Ausgangspunkt, in der Grundlage unterscheidet sich das christlich verstan-
dene Naturrecht, - man spricht auch vom metaphysisch verstandenen Naturrecht - von allen 
anderen Naturrechtstheorien. Das aufklärerisch-individualistische Naturrecht beispielsweise 
nimmt seinen Ausgangspunkt von einem angeblichen Urzustand des Menschen, einem 
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einsamen Robinson Crusoe, wobei die Beschreibung dieses Urzustandes weitgehend von den 
subjektiven Vorlieben des Autors bestimmt wird.  
Beispiele hierfür sind etwa Jean Jacques Rousseau und Thomas Hobbes, die sich auch noch 
in der Beschreibung des Urzustandes des Menschen deutlich unterscheiden. In diesen 
Theorien wird zudem der Mensch in seiner Individualität zum Ausgangspunkt genommen 
und damit die soziale Natur des Menschen als etwas zweitrangiges, nicht ursprünglich zum 
Menschen gehörendes angesehen. Folglich können diese Theorien auch nur zum 
Individualismus führen. 
2. Wo hat das Naturrecht seinen Ursprung? 
Die Lehre vom Naturrecht ist eigentlich schon sehr alt und keine christliche Erfindung. Das 
Naturrecht selber ist allerdings noch viel älter als die Lehre vom Naturrecht. Die wichtigsten 
Elemente des Naturrechts finden sich praktisch in fast allen Hochkulturen der Menschheit, 
am deutlichsten ausgeprägt freilich in der griechisch-römischen Kultur und ganz besonders 
im Volk Israel in den Zehn Geboten. Die Zehn Gebote, die das Volk Israels am Berge Sinai 
von Gott selbst empfangen hat, sind gewissermaßen eine klare Kurzfassung des gesamten 
Naturrechts.  
Durch die schwere Beeinträchtigung die die menschliche Natur durch die Sünde unserer 
Stammeltern erlitten hat, sah Gott offenbar die Notwendigkeit, dem auserwählten Volk Israel 
das Naturrecht in einer einfachen und einprägsamen Form mitzuteilen. Grundsätzlich ist aber 
festzuhalten, daß der Mensch auch ohne göttliche Offenbarung, wenn auch mit verschiedenen 
Schwierigkeiten, das Naturrecht mit seiner Vernunft einsehen und verstehen kann. Dies sieht 
man beispielhaft in der griechisch-römischen Kultur, wenn hier auch zweifellos nicht immer 
alles mit rechten Dingen zuging und verschiedene Irrtümer fast unvermeidbar waren. 
Die Lehre vom Naturrecht geht zurück auf die Anfänge der Philosophie bei den Griechen, 
besonders aber auf Aristoteles. Ihre systematische und christliche Prägung erhielt es 
insbesondere durch den hl. Thomas von Aquin. Auch hier sieht man, daß das Christentum das 
Vorhandene nicht einfach zerstört, sondern aufnimmt und durch das geoffenbarte Licht des 
Glaubens durchdringt, reinigt und erhellt. Seit der Zeit des engelgleichen Lehrers ist die 
Lehre vom Naturrecht die Grundlage für die Lehrverkündigung der Kirche in Bezug auf 
allgemeine moralische, soziale, politische und rechtliche Fragen mit denen sich die Kirche an 
alle Menschen des Erdkreises wendet und nicht nur an die Gläubigen. 
Die Lehre des Naturrechts ist nicht primär eine kirchliche Lehre oder mit der katholischen 
Lehre identisch. Sie bezieht sich ausschließlich auf die natürlichen Rechte und Pflichten des 
Menschen als Menschen. Dies wird schon dadurch ersichtlich, daß z.B. die christliche Moral 
weit über die Ethik des Naturrechts hinausgeht. Die genuin christlichen Tugenden von Glau-
be, Hoffnung und Liebe sind übernatürliche Tugenden, die ohne die göttliche Gnade nicht 
bestehen können. Gnade setzt aber die Natur voraus.  
Das Naturrecht ist das allgemeine Gesetz, das sich aus der von Gott geschaffenen Natur des 
Menschen ergibt. Es ist für alle Völker aller Zeiten verbindlich, weil das Wesen des 
Menschen unabhängig von Volkszugehörigkeit, Kultur und Geschichte ist. 
3. Wandlungen im Verständnis des Naturrechts (Rationalismus, Aufklärung, Men-
schenrechte); protestantische Autoren. 
Heute und schon seit dem 16. Jahrhundert wird das wahre Naturrecht häufig einfach mit der 
katholischen Moral identifiziert und auf Grund dieser Verbindung abgelehnt. Dazu beigetra-
gen hat nicht zuletzt auch die Revolution des Protestantismus, der zunächst mit Luther das 
Naturrecht ablehnte, sich dann aber später wieder damit befaßte und eine eigene Naturrechts-
theorie entwickelt. Zu nennen ist hier Hugo Grotius, der die Grundlagen für das liberale 
Naturrechtsverständnis geschaffen hat und Samuel Puffendorf, dessen Naturrechtsverständnis 
die wichtigsten Grundlagen für das Naturrecht der Aufklärung vorwegnimmt.  
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Ganz im Sinne von Luther ist beiden die Trennung von göttlichem und weltlichem Recht 
gemeinsam, beide säkularisieren das Naturrecht, d.h. sie trennen die Rechte und Pflichten des 
Menschen von den Rechten Gottes. Diese Trennung von Gott und Mensch in der Gesellschaft 
findet sich seither bei allen anderen Theorien des Naturrechts, am radikalsten bei den auf die 
französische Revolution zurückgehenden "Menschenrechten", in denen Gott bestenfalls noch 
in irgendeiner Präambel vorkommt.  
Die Theorie der Menschenrechte ist die Naturrechtslehre der Freimaurer. Hierzu gehört auch 
das Projekt "Weltethos" des sogenannten 'Theologen' Hans Küng, für das er am 17. Mai 2007 
den "Kulturpreis Deutscher Freimaurer" vom Großmeister Jens Oberheide überreicht bekam. 
Laudator war übrigens der Intendant des WDR, Fritz Pleitgen. 
Vor allem seit den sechziger Jahren des 20. Jahrhunderts ist der Begriff des Naturrechts nicht 
nur aus der öffentlichen Diskussion weitgehend verschwunden, sondern auch aus der kirch-
lichen Lehrverkündigung. Dies wird ersichtlich am neuen Sozialkatechismus der katholischen 
Kirche (Kompendium der Soziallehre der Kirche, 2006), der seine individualistisch-
personalistische Prägung nicht verbergen kann und den Grundbegriff der überlieferten 
Soziallehre, das Gemeinwohl, kaum noch verwendet. An die Stelle des Naturrechts treten 
heute die "Menschenrechte". 
Wir halten also fest, daß es nicht das Naturrecht gibt, sondern daß es zumindest drei unter-
schiedliche Verständnisse des Naturrechts gibt. Gemeinsam ist allen drei Auffassungen der 
Gegensatz zum sogenannten positivistischen Rechtsverständnis, welches das gesamte Recht 
als bloße Setzung (lat. positio) des Menschen, bzw. der menschlichen Vernunft, versteht. 
Damit hört aber bereits die Gemeinsamkeit auf. 
4. Das metaphysisch verstandene Naturrecht: 
Die Natur des Menschen als leib-geistige Einheit 
Doch kehren wir zurück zum ursprünglichen und wahren Verständnis des Naturrechts. 
Naturrecht in diesem Sinne hat eine ontologische, eine metaphysische Begründung im 
Wesen, in der Natur des Menschen. Und die Natur des Menschen, wie der Mensch und alles 
andere überhaupt, ist von Gott geschaffen. Hier sind wir schon beim wichtigsten Unterschied 
zwischen dem überlieferten, metaphysischen Naturrecht und allen anderen Naturrechtsver-
ständnissen, die sich später in der Neuzeit herausgebildet haben.  
Außer dem metaphysischen Naturrecht sind alle anderen Begriffe des Naturrechts, einschließ-
lich der protestantischen Formen, säkularisierte Formen des Naturrechts. Selbst wenn bei 
ihnen Gott noch vorkommt, hat er eine bestenfalls nebensächliche Bedeutung, bildet aber 
nicht das Prinzip des Naturrechts. Dabei ist zu beachten, daß der naturrechtliche Gottesbegriff 
nicht mit dem Gott der Offenbarung identisch ist!  
Im Naturrecht nimmt man Bezug auf einen Gott, wie er mit den Mitteln der natürlichen 
Vernunft klar erkannt werden kann. Gott ist demnach ein ewiges, unveränderliches, 
allmächtiges, allwissendes, gerechtes und gütiges Wesen, das das gesamte Universum 
geschaffen hat, ein Gottesverständnis, wie es zum Teil bereits in der griechischen Philosophie 
beschrieben wurde. 
Was folgt aber aus dieser Stellung Gottes? Wenn Gott alles erschaffen hat, dann hat er 
selbstverständlich auch uns, den Menschen erschaffen. Und mit dem Menschen hat Gott 
bestimmte Gesetze erschaffen an die sich der Mensch halten muß, um seiner menschlichen 
Würde gerecht zu werden. 
Um welche Gesetzmäßigkeiten handelt es sich nun? Man kann die sich aus der Natur des 
Menschen ergebenden Gesetzmäßigkeiten in drei Gruppen einteilen, die sich aus den Bezie-
hungen ergeben, in denen der Mensch, also wir, eingebunden sind. Man findet ja oft die 
Vorstellung, daß Gott nur Einzeldinge erschaffen hat und alles andere gewissermaßen von 
selbst da ist oder von den Einzeldingen selbst gemacht wurde. Diese Vorstellung, die das 
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Einzelne, Individuelle in den Mittelpunkt stellt und alles andere, wie z.B. die Beziehungen 
und Eigenschaften der Dinge und Menschen als zweitrangig betrachtet, nennt man Nomina-
lismus.  
Diese Vorstellung stammt aus dem Spätmittelalter und war der Wegbereiter der neuzeitlichen 
Welt. Gott hat keineswegs nur Einzeldinge und einzelne Menschen erschaffen, sondern 
ebenso alle allgemeinen Eigenschaften und Beziehungen, in denen die Dinge und Menschen 
stehen, also auch z.B. die Familie und die Gesellschaft! Die Gesetzmäßigkeiten die mit dem 
Wort Naturrecht zusammengefaßt werden ergeben sich nun aus den drei Gruppen von Bezie-
hungen, in denen der Mensch immer schon steht, die Gott mit dem Menschen zusammen 
erschaffen hat. Es gibt nun drei Gruppen solcher Beziehungen: 
1. Da sind zunächst die Pflichten und Rechte, die sich aus dem Verhältnis des Menschen zu 
Gott ergeben, denn er ist ein von Gott geschaffenes Wesen, das in seinem gesamten Leben 
vollständig von Gott abhängig ist. 
2. Aus seiner Natur als leib-seelisches Wesen ergeben sich bestimmte Verpflichtungen im 
Verhältnis des Menschen zu sich selbst. 
3. Es folgen bestimmte Rechte und Pflichten aus der Natur des Menschen im Verhältnis zu 
seinen Mitmenschen. 
Zur Verdeutlichung des hier sehr allgemein Gesagten zunächst eine kurze Erläuterung. 
Zu 1.: Als von Gott geschaffenes und von ihm abhängiges Wesen folgt für den Menschen die 
Verpflichtung, Gott zu danken und ihm die Ehre zu erweisen. Der Mensch ist vollständig von 
Gott abhängig, unendlich abhängiger, als ein Säugling von seinen Eltern. Und während die 
Abhängigkeit des Kindes von den Eltern im Verlauf des Lebens immer mehr abnimmt, gilt 
dies von der Abhängigkeit des Menschen von Gott keineswegs. … 
Es folgt daraus aber auch das Recht zur Ausübung des wahren religiösen Kultes. Dadurch 
wird unmißverständlich deutlich, daß die zunehmende Beseitigung der Sonntagsruhe durch 
den liberal-kapitalistischen Staat ein schwerer Verstoß gegen das Naturrecht ist. Dies ist nur 
ein Beispiel wie der moderne Staat, der bei jeder passenden und unpassenden Gelegenheit 
über Menschenrechte daher faselt, die Rechte Gottes, aus denen sich überhaupt erst Rechte 
für den Menschen ergeben, mit Füßen tritt. Ein Christ, der dies auch offen ausspricht, wird 
von denselben Personen mit einem islamistischen Haßprediger gleichgesetzt. 
Zu 2.: Kommen wir nun zum zweiten Bereich der Beziehungen, den Beziehungen des Men-
schen zu sich selbst. Die leib-geistige Natur des Menschen bedeutet nicht, daß der mensch-
liche Leib und sein Geist einfach nur nebeneinander bestehen wie zwei Welten. Dieser radi-
kale Dualismus wurde von dem französischen Philosophen René Descartes im 17. 
Jahrhundert vertreten und fand später viele Anhänger.  
Es gibt hier eine Hierarchie zwischen dem Leiblichen und dem Geistigen, wobei das Geistige 
im Menschen dem Leiblichen, - seinen Trieben, Emotionen usw. - übergeordnet ist. Daraus 
folgt für den Menschen die Verpflichtung, alles Triebhafte und aus seiner Physis stammende, 
dem Geistigen soweit wie möglich unterzuordnen. Damit gemeint sind bestimmte Tugenden, 
wie die Mäßigkeit, die Keuschheit usw., also Verhaltensweisen, in denen der Mensch seine 
triebhafte Natur nicht ausschaltet, sondern dem Geistigen unterordnet. Ein auch nur grober 
Blick auf unsere gegenwärtigen gesellschaftlichen Zustände macht schon klar, daß heute das 
genaue Gegenteil propagiert wird.  
Man muß seine Triebe ausleben, alles in vollen Zügen genießen. Zurückhaltung, Mäßigkeit 
gilt als "total spießig". In früheren Jahrhunderten waren diese Tugenden schon allein zur Er-
haltung der gesellschaftlichen Ordnung lebensnotwendig. Die moderne Gesellschaft hat 
offensichtlich Mechanismen entwickelt, durch die solche Tugenden heute scheinbar überflüs-
sig geworden sind. Ich bin mir aber sicher, daß dies sich rächen wird und die moderne 
liberale Gesellschaft an ihrer Triebhaftigkeit zugrunde geht.  
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Schon heute wird überdeutlich, daß der Staat kaum noch in der Lage ist, die Geister die er 
selbst rief, zu bändigen und die gesellschaftliche Ordnung aufrecht zu erhalten. Ganze 
Stadtteile in Großstädten werden heute schon von kriminellen Banden beherrscht, die ihren 
Anteil an der Triebbefriedigung "jetzt und sofort" fordern und in die sich die staatlichen Ord-
nungsorgane nicht mehr hineinwagen. Schulen müssen durch Sicherheitskräfte geschützt 
werden und der Drogenkonsum, - ein typisches Kennzeichen einer reinen auf Lustmaxi-
mierung gerichteten Gesellschaft - fordert mehr und mehr Opfer. 
Zu 3.: Kommen wir nun zur dritten Beziehung in die der Mensch eingebunden ist, der Be-
ziehung zu den Mitmenschen. Der Mensch ist von Anfang an ein soziales Wesen, er steht 
immer schon in Beziehungen zu Mitmenschen. Er wird in eine Familie hinein geboren und ist 
zunächst vollständig von seinen Eltern abhängig. Auch aus dieser Abhängigkeit ergibt sich 
die Pflicht zur Unterordnung der Kinder unter ihre Eltern, zum Gehorsam gegenüber ihnen.  
Auch Dankbarkeit und Ehrfurcht gebührt den Eltern von seiten ihrer Kinder, sowie die 
Verpflichtung, ihnen später im Alter, wenn sie selbst Hilfe brauchen, beizustehen. Alle diese 
Verpflichtungen, die sich natürlicherweise aus dem Wesen des Menschen ergeben und 
Jahrtausende lang nicht in Frage gestellt wurden, werden heute lächerlich gemacht. 
Der Mensch ist aber außer in der Familie und der weiteren Verwandtschaft noch in zahlrei-
chen weiteren sozialen Beziehungen eingebunden - als Nachbar und Mitglied seiner Heimat-
gemeinde, als Staatsbürger, er ist Kollege in einem Unternehmen und in einer Berufs-
gemeinschaft. All diese Beziehungen bringen bestimmte Pflichten mit sich, aus denen auch 
Rechte für den Einzelnen erwachsen, nicht umgekehrt. Die grundsätzlichste und allgemeinste 
Verpflichtung, die sich aus den sozialen Beziehungen des Menschen ergeben, ist die Ver-
pflichtung, bei allen seinen Handlungen zum Gemeinwohl der jeweiligen Gemeinschaft aber 
auch des Ganzen, daß heißt des Staates, beizutragen. … 
Aus dem wenigen, das ich bisher zu den Rechten und Pflichten gesagt habe, die sich aus der 
menschlichen Natur ergeben, erkennt man bereits, daß alle Rechte des Menschen in Pflichten 
gegründet sind, daß das "subjektive Recht nichts anderes ist, als die Befugnis, seine Pflicht zu 
erfüllen" (Fellermeier, 1980, 9). Dies ist ein weiterer ganz entscheidender Unterschied des 
wahren Naturrechts zu den Naturrechtsverständnissen des Rationalismus und der Aufklärung, 
aber ebenso zu den sogenannten Menschenrechten. Die Menschenrechtsfanatiker haben 
nichts Besseres zu tun, als die Rechte des Menschen aufzulisten und sie lassen keine 
Gelegenheit außer acht, neue Menschenrechte zu proklamieren.  
Neuerdings werden das Recht auf freie sexuelle Orientierung, das Recht auf Abtreibung, das 
Recht auf Selbstmord usw. als Menschenrechte gefordert. Allein durch den bloßen Hinweis 
auf das Grundprinzip des Naturrechts, daß Rechte sich aus Pflichten ergeben, würden alle 
diese angeblichen Rechte mit einem Schlag erledigen. Gibt es eine Pflicht zur Homosexuali-
tät? Eine Pflicht gezeugte Kinder umgehend zu ermorden oder sich selbst, im angemessenen 
Alter und bei Hilfsbedürftigkeit zu erhängen? Man sieht hier, wie lächerlich der Begriff der 
Menschenrechte ist. Menschenrechte sind der Kampfbegriff der Freimaurerei gegen die Rech-
te Gottes. 
Wenn alle Rechte in Pflichten begründet sind, dann bedeutet das natürlich auch, daß derje-
nige, der größere Pflichten hat, auch mehr Rechte daraus ableiten kann. Eltern haben 
natürlich mehr Pflichten und damit auch Rechte als ihre Kinder, und ein mittelständischer 
Unternehmer, der die Verantwortung für sein Unternehmen und dreihundert Mitarbeiter hat, 
hat selbstverständlich auch mehr Rechte als seine Mitarbeiter. Hierzu das Zitat des 
Sozialethikers Jakob Fellermeier, der noch 1980 eine im großen und ganzen ordentliche 
kleine Schrift zum Naturrecht veröffentlicht hat:  
"Die grundsätzliche Voranstellung der Rechte vor den Pflichten, wie sie in der Forderung 
nach Gleichberechtigung der Geschlechter oder nach dem Recht auf Mitbestimmung der 
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Arbeitnehmer in der Wirtschaft zum Ausdruck kommt, hat den Naturrechtsbegriff der Auf-
klärung zur Voraussetzung, der das Naturrecht primär als subjektives Recht sieht und jede 
Rechtspflicht als nachträgliche Beschränkung dieses Rechts auffaßt" (ebd. 10).  
In diesem Satz ist das Wesentlichste zum Problem der Gleichberechtigung kurz und klar 
zusammengefaßt. Hinsichtlich der Würde als von Gott geschaffene Ebenbilder sind alle 
Menschen gleich; die liberalistische und sozialistische Forderung nach vollständiger Gleich-
berechtigung aller Menschen führt zu nichts anderem als zu maßlosen Ungerechtigkeiten.  
Ein Familienvater, der gut für seine Familie sorgt und in zahlreichen Pflichten eingebunden 
ist, hat selbstverständlich auch mehr und andere Rechte als seine Ehefrau. Dies ist absolut 
keine Herabwürdigung der Frau, sondern ganz im Gegenteil die Einsetzung der Frau in ihre 
eigentliche und volle Würde.  
Selbstverständlich hat eine Frau, die selbst arbeiten geht und zum Lebensunterhalt der Ehe, 
evtl. zum Lebensunterhalt der Familie beitragen muß, weil die liberal-kapitalistische 
Gesellschaft dem Vater ein angemessenes Familieneinkommen verweigert, auch zusätzliche 
Pflichten und damit auch zusätzliche Rechte.  
Seit Jahren werden in Deutschland ganze Wahlkampfschlachten um den Begriff der Gerech-
tigkeit geführt. Keine schwachsinnige Talkshow ohne Diskussion um "soziale Gerechtigkeit". 
Haben Sie in diesen Jahren auch nur einmal von einem Politiker, egal ob CDU-Politiker, So-
zialdemokrat oder Linkssozialist jemals gehört, was überhaupt Gerechtigkeit bedeutet, 
nämlich "Jedem das Seine"? Natürlich nicht! Gerechtigkeit bedeutet für diese Ideologen 
"allen das Gleiche". Der Kommunismus ist keineswegs mit dem Zusammenbruch des 
Ostblocks untergegangen. Er findet sich heute mitten in der liberalen Gesellschaft. 
Mit dem naturrechtlichen Prinzip, daß alle Rechte in Pflichten gründen, haben wir zugleich 
ein gutes Mittel in der Hand, die sogenannten Menschenrechte angemessen zu beurteilen. 
Ob ein sogenanntes Menschenrecht auch ein wirkliches Recht des Menschen ist, zeigt sich 
daran, ob dieses Menschenrecht eine vorausgehende Pflicht mit sich bringt. Nehmen wir das 
Beispiel eines sogenannten Menschenrechts, daß heute scheinbar eines der wichtigsten ist 
und in fast allen liberalen Verfassungen der Welt ganz weit oben steht. Ich meine das 
Menschenrecht auf Meinungsfreiheit. Ergibt sich dieses vermeintliche Recht aus der Natur 
des Menschen? Wenn dies zutrifft, dann muß es eine Pflicht geben, die dem Recht auf 
Meinungsfreiheit vorhergeht.  
Gibt es eine solche Verpflichtung des Menschen? Aus der menschlichen Natur, die in der 
Lage ist, das Gute und Böse zu erkennen und zu unterscheiden und damit das oberste Gesetz 
des Naturrechts "Man soll das Gute tun, und das Böse lassen" (Thomas von Aquin) mit Hilfe 
des Gewissens erkennt, folgt die Verpflichtung, stets dem Gewissen zu folgen. Aus dieser 
Pflicht folgt das Recht auf Gewissensfreiheit, wobei ein gebildetes Gewissen selbstverständ-
liche Voraussetzung ist. Einem fünfjährigen Kind wird niemand Gewissensfreiheit zubilligen, 
weil es noch kein gebildetes Gewissen haben kann. Gewissensfreiheit ist aber etwas durchaus 
anderes als Meinungsfreiheit.  
Meinungsfreiheit bedeutet, daß jeder uneingeschränkt seine Meinung in Wort und Schrift 
ausdrücken darf, sofern er nicht die Rechte anderer Personen verletzt, diese z.B. beleidigt. 
Von der Wahrheit der Meinung wird dabei völlig abgesehen. Dieses Absehen von der Wahr-
heit ist überhaupt ein allgemeines Kennzeichen der liberalen Menschenrechtsauffassung. Der 
Liberalismus ist agnostizistisch, das bedeutet, er geht davon aus, daß niemand die Wahrheit 
mit Sicherheit erkennen kann. Wenn die Wahrheit aber nicht erkennbar ist, dann darf sie auch 
nicht bei den Rechten und Pflichten eine Rolle spielen.  
Jeder soll seine Meinung vertreten können die er "persönlich" für wahr hält, denn wer weiß 
schon, ob seine Meinung wahr oder falsch ist. Auf welcher Pflicht gründet aber dann das 
Recht auf Meinungsfreiheit? Es gibt eine Verpflichtung stets die Wahrheit zu sagen, aber 
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keine Pflicht, stets seine Meinung zu sagen. Meinungsfreiheit im naturrechtlichen 
Verständnis besagt das Recht, Dinge die in politischer Hinsicht strittig sind oder die dem 
Volk abgefordert werden, offen und frei besprechen zu dürfen.  
Ein demokratischer Staat, und auf diesen bezieht sich vor allem diese Bestimmung der Mei-
nungsfreiheit durch Papst Leo XIII., darf vom Volk nicht verlangen, daß es "die ihm 
auferlegten Pflichten und Opfer" einfach ableistet, ohne sich seine "eigene Ansicht zu 
bilden", und dieser Ansicht ehrlich "Ausdruck zu verleihen und in einer dem Gemeinwohl 
entsprechenden Weise Geltung zu verschaffen" (Leo XIII., Libertas praestantissimum, vgl. 
auch: Herders Sozialkatechismus, Bd. II, 1953, 232).  
Die so verstandene Meinungsfreiheit ist an Bedingungen geknüpft, z.B. daß die Äußerungen 
dem Gemeinwohl dienen, daß sie sich auf Fragen beziehen, "über die man verschiedener 
Meinung sein kann, welche Gott dem Menschen anheimgestellt hat, diese zu untersuchen", 
und sie entspringt aus der Verpflichtung zum Gehorsam gegenüber der staatlichen Obrigkeit. 
Der heutige Begriff der Meinungsfreiheit, wie er auch den Menschenrechten zugrunde liegt, 
ist hingegen individualistisch geprägt; sie ist durch nichts begrenzt, außer daß sie die Rechte 
anderer Personen nicht beeinträchtigt, diese vor allem nicht beleidigt. 
Die grundlegendste menschliche Gemeinschaft, die von Gott selbst gestiftet wurde, ist die 
Ehe. Die Ehe beruht auf der Liebe zwischen Mann und Frau und ist die Keimzelle der 
Familie. Gegen diese rein natürlichen Grundlagen, die sich aus dem Wesen des Menschen 
und seiner Erschaffung als Mann und Frau selbstverständlich ergeben, laufen die Feinde 
Gottes schon seit zweihundert Jahren Sturm.  
Während man sich über die Mißachtung der Meinungsfreiheit in China oder Rußland die 
größten Sorgen macht, stört sich niemand dieser Moralapostel an der Zerstörung der Grund-
lagen der Gesellschaft. Ganz im Gegenteil betreibt der Staat selbst die Aushöhlung von Ehe 
und Familie. Dafür ein aktuelles Beispiel, das gleich mehrere Verstöße des deutschen Staates 
gegen das Naturrecht offenbart. Das Wesen der Ehe ist die von Gott gestiftete unauflösliche 
Gemeinschaft von Mann und Frau, die schon in der Schöpfungsordnung angelegt ist. Mann 
und Frau sind von Anfang an aufeinander verwiesen, Gott hat den Menschen in zwei Ge-
schlechtern geschaffen."  
Der geschlechtliche Unterschied ist unter den Menschen der grundlegendste und tiefgreifend-
ste; er ist nicht nur körperlich, sondern ebenso gut geistig-seelischer Art" (Herders Sozial-
katechismus, II, 3). Der Sinn der Ehe ist die Zeugung, Pflege und Erziehung von Nach-
kommen, denn dadurch wird die menschliche Gemeinschaft erhalten. Kinder sind von Geburt 
an und über viele Jahre unselbständig und bedürfen der Pflege und Erziehung. Wenn diese 
schlichten empirischen Tatsachen auch heute mehr und mehr bestritten werden, so kann jeder 
gesunde erwachsene Mensch, der nicht total ideologisch verbohrt ist, diese Tatsachen ohne 
große Überlegung erkennen.  
Nun folgen aber aus diesen Tatsachen einige weitere Sachverhalte, die durch den modernen 
Liberalismus und Sozialismus in Frage gestellt werden. Was zunächst aus den Tatsachen der 
Ehe folgt ist die Verpflichtung der Eltern, mit allen ihnen verfügbaren Mitteln für die Pflege 
und Erziehung der ihnen geschenkten Kinder zu sorgen. Dies ergibt sich als logische Folge 
aus dem Ziel der Ehe. Niemand kann den Eltern diese Aufgabe abnehmen, es ist ihre urei-
genste Pflicht, denn die Kinder gehören den Eltern, es sind allein ihre Kinder. 
Nicht nur, daß sich der Staat schon seit langem das Recht anmaßt, Ehen zu schließen und 
gültig geschlossene Ehen zu scheiden, - beides schwere Verstöße gegen das Naturrecht -, er 
will nun auch die Kindererziehung selbst übernehmen. Eine derartige ungeheure Anmaßung 
war bisher nur aus kommunistischen und nationalsozialistischen Diktaturen bekannt.  
Natürlich ist der Staat berechtigt und auch verpflichtet, die Erziehung der Eltern zu schützen, 
auf verschiedene Weise zu unterstützen und nach den Erfordernissen des Gemeinwohls zu 
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ergänzen, aber in keinem Fall ist es dem Staat erlaubt, die elterliche Erziehung zu ersetzen. 
Sollten die Eltern, aus welchen Gründen auch immer, nicht in der Lage sein, für die 
Erziehung der Kinder zu sorgen, so tritt hier zunächst die Hilfe der Angehörigen in Kraft.  
Sollten auch diese nicht in Lage sein, die Kinder zu erziehen, dann ist die Kirche mit ihren 
Einrichtungen zuständig. … 
Auf keinen Fall hat jedenfalls der Staat ein Erziehungsrecht oder irgendeine Gewalt über 
Kinder. 
Nun wird sehr oft eingewandt, daß das Recht der Eltern auf Erziehung ihrer Kinder nicht 
selten mißbraucht wird. Denn wenn den Eltern das erste Erziehungsrecht zusteht, dann sind 
die Kinder auf Gedeih und Verderb den verschiedenen Einstellungen und Weltanschauungen 
der Eltern ausgeliefert. Sie können ihre Kinder zu Ungläubigen, Asozialen, Sektierern, Kom-
munisten und was sonst noch erziehen. Dieser Einwand ist zweifellos richtig. Wie alles 
andere auch, so kann auch das Elternrecht mißbraucht werden, d.h. die Eltern kommen ihrer 
Pflicht nicht in angemessener Weise nach. Aber der Mißbrauch eines Rechts kann niemals 
dazu führen, das Recht selbst abzuschaffen oder mehr und mehr zu untergraben.  
Bei Mißbrauch des Elternrechts kann der Staat von Fall zu Fall eingreifen und zwar im Sinne 
des Gemeinwohls. Die Gründe für den gerade in unserer Zeit massenhaften Mißbrauch des 
Elternrechts liegen nicht in diesem Recht, sondern im modernen Zeitgeist, dem der Staat ent-
gegentreten sollte, anstatt, wie es heute geschieht, diesen noch zu fördern. Ein Staat, der die 
Tötung von Kindern im Mutterleib nicht bestraft, muß sich nicht wundern, wenn Eltern ihre 
Kinder nach der Geburt mißhandeln oder töten. Die Botschaft die von solch einer nicht 
bestraften Tat wie der Abtreibung ausgeht ist doch die, daß das Leben von Kindern nichts 
wert ist.  
Hinzu kommt die staatlich betriebene Aushöhlung der Ehe, die das Fundament der Familie 
ist, durch die Förderung - nicht nur Duldung, was schon schlimm genug wäre - der 
Homosexualität, der Ehescheidung und so weiter. Ehe und Familie und das sich aus der Natur 
der Ehe ergebende Elternrecht sollten hier nur als Beispiel dienen für die zunehmende 
Zerstörung der naturrechtlichen Grundlagen der Gesellschaft und des Staates durch den 
modernen liberalen Staat, der zunehmend anstelle des Naturrechts das positive Recht setzt: 
'Allein der menschliche Wille ist Urheber und Grund aller Gesetze und allen Rechts.'  
Mehr und mehr nimmt diese Auffassung in der politischen Diskussion die Mehrheit ein. 
Selbst die sogenannten Menschenrechte werden heute zunehmend positivistisch gedeutet, 
indem man nach eigenem Gutdünken bestimmte Rechte wegnimmt und andere hinzufügt. 
Nur so kann man erklären, warum seit einigen Jahren das "Recht auf freie sexuelle 
Orientierung und freie Wahl der Geschlechtsrolle" als Menschenrecht gefordert wird. 
Das Naturrecht ist ewiges Recht, von Gott selbst erschaffen und dem Menschen gegeben, 
damit er sein ewiges Ziel erreichen kann. Niemand, keine Gewalt auf dieser Erde und auch 
nicht die freimaurerische UNO, kann dieses Recht außer Kraft setzen. 
Damit komme ich nun zum Schluß und möchte dazu die entscheidende Frage stellen: Warum 
ist der Kampf für das Naturrecht so wichtig? Die Antwort ergibt sich aus einem bekannten 
Dogma der katholischen Kirche, dem Dogma nämlich, daß die Gnade die Natur voraussetzt. 
Wo die menschliche Natur schwer beeinträchtigt ist, wo der Mensch in seinem natürlichen 
Wesen bedroht und entwurzelt ist, dort besteht nur noch geringe Hoffnung, daß er sein 
ewiges Ziel, die glückselige Anschauung Gottes, erreicht.  
Starke Drogenabhängigkeit, sexuelle Perversionen in großem Ausmaß, Heimat- und Bin-
dungslosigkeit, mit schwer zerrütteten Familien und ausgeprägter Egoismus mit starken ge-
sellschaftlichen Spaltungen sind heute keine Ausnahmeerscheinungen mehr. Je mehr 
derartige Phänomene zunehmen, desto schwieriger wird es für die Kirche ihrer Aufgabe noch 
nachzukommen, daß Evangelium zu verkünden, die Menschen und die Gesellschaft zu 
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Christus zu führen. Und diese Aufgabe ist die Aufgabe jedes Christen, nicht nur der Ordens-
leute, Priester und Bischöfe.  
Um Louis Veuillot zu zitieren: "jeder Gabe, die wir erhalten, wohnt zugleich die Pflicht inne, 
Seelen und Leiber der vielen schwachen und unwissenden Brüder zu schützen. Der besondere 
Schutz, den wir den Schwachen schulden, ist die Einrichtung von Gesetzen, die ihnen die 
Erkenntnis Gottes und die Kommunikation mit Gott ermöglichen. … 
Apostolat, Mission und Re-Christianisierung sind nur möglich auf der Grundlage einer 
gesunden menschlichen Natur, deren Wesenseigenschaft die Offenheit für Gott ist. 
Der liberal-individualistische Staat ist seinem Wesen nach auf die Isolierung, Atomisierung 
und Individualisierung des Menschen gerichtet und zerstört so aus seinem inneren Wesen 
heraus die Grundlagen der menschlichen Gemeinschaft, die für den Liberalismus nichts 
anderes ist als ein nachträgliches Phänomen, eine Aktiengesellschaft. Dieser Zerstörung der 
menschlichen Natur, die sich mehr und mehr rächen wird, dürfen wir nicht weiter tatenlos 
zusehen. Alle Menschen guten Willens, besonders aber wir Christen, sind zum Widerstand 
gegen die Zerstörung der menschlichen Natur aufgerufen.<< 
 
Überstaatliche Geheimorganisationen und Tarnvereinigungen der Freimaurer 
Die Freimaurer lehnten nationalstaatliche Unabhängigkeit und Rechtsstaatlichkeit grundsätz-
lich ab und setzten sich deshalb frühzeitig für überstaatliche Tarnvereinigungen ein.  
Zu den wichtigsten Tarnvereinigungen zählen u.a.: 
Federal Reserve System (Fed, privates US-Notenbanksystem), gegründet 1913, 
Völkerbund , gegründet 1919,  
Paneuropa-Bewegung gegründet, 1923 
UNO bzw. Vereinte Nationen, gegründet 1945. 
 
Federal Reserve System (Fed, privates Notenbanksystem der USA) 
Am 23. Dezember 1913 setzte US-Präsident Thomas Woodrow Wilson (1856-1924, von 
1913-1921, 28. US-amerikanischer Präsident) das Federal Reserve System (Fed, privates No-
tenbanksystem der USA) in Kraft. 
Der US-Historiker Carroll Quigley (1910-1977) schrieb in seinem Buch "Tragödie und Hoff-
nung" über die verborgenen Machenschaften und Ziele der geheimen Machtelite (x337/114): 
>>Die Befugnisse des Finanzkapitalismus hatten (ein) weitreichendes Ziel und zwar kein ge-
ringeres als die Schaffung eines Weltsystems der Finanzkontrolle in privaten Händen mit der 
Fähigkeit, das politische System eines jeden Landes und die Wirtschaft der Welt insgesamt 
zu beherrschen. Dieses System sollte auf feudalistische Weise gemeinsam von den Zentral-
banken der Welt in geheimen Absprachen, die in zahlreichen privaten Treffen und Konferen-
zen ausgehandelt werden, geführt werden. …<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 21. Dezember 2013: >>100 Jahre Notenbank 
Mit der Finanzkrise kippte das Image der Fed  
Seit der nebulösen Gründung der Fed vor 100 Jahren ranken sich um die US-Notenbank 
wilde Verschwörungstheorien. Kritiker halten sie für einen Handlanger der Wall Street. Und 
sie tut nur wenig dagegen.  
Die Geschichte der mächtigsten Notenbank der Welt beginnt mit einer Geheimmission. In 
einer Novembernacht im Jahr 1910 treffen sich acht Männer auf einem verlassenen Bahnsteig 
der Kleinstadt Hoboken, wenige Kilometer von Manhattan entfernt. Einer von ihnen, Senator 
Nelson Aldrich, hat die Gruppe auf große Vorsicht eingeschworen: Redet mit niemandem auf 
dem Weg, schüttelt die Reporter ab, und sagt euren Familien, ihr fahrt auf Entenjagd! 
Unbemerkt von der Öffentlichkeit gelangen die Männer an den Bahnsteig und besteigen den 
privaten Eisenbahnwagen von Aldrich. In der Dunkelheit der Nacht tritt der Zug seine Reise 
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an, 1.300 Kilometer nach Süden bis in die Küstenstadt Brunswick im US-Bundesstaat Geor-
gia. Von dort setzen die Männer mit einem Schiff nach Jekyll Island über. 
Auf der kleinen Insel liegt der exklusive Jekyll Island Club, in dem sich sonst die reichsten 
Menschen der Welt zum Jagen, Golfen und Reiten treffen. Die nächsten zehn Tage aber 
gehört die Insel ganz den acht Männern, die sich nur mit ihren Vornamen ansprechen werden. 
Die Bediensteten sollen keinen Hinweis bekommen, wer dort von morgens bis abends im 
Salon tagt. 
Gemeinsam entwerfen sie die Blaupause einer bundesweiten Notenbank für die USA. Es soll 
zwar noch drei Jahre dauern, aber dann wird der Plan dank Aldrichs emsigem Strippenziehen 
mit geringen Änderungen vom Kongreß verabschiedet. Am 23. Dezember 1913 setzt US-
Präsidenten Woodrow Wilson den Federal Reserve Act offiziell in Kraft. 
Notenbank ist nicht an Transparenz gelegen 
Gegner der Federal Reserve (Fed) reiben sich bis heute an der nebulösen Gründung und der 
intransparenten Struktur der Zentralbank auf. Wie kann eine der wichtigsten Institutionen der 
Neuzeit auf einem Geheimplan fußen statt auf einem demokratischen Prozeß? Und sind nicht 
die Gründerväter Beweis genug, daß die Fed niemals dem Volk der USA, sondern nur der 
Wall Street dienen sollte? 
Heute sind diese Fragen wieder aktueller denn je. Die Fed hat in den vergangenen 100 Jahren 
wenig dafür getan, ihr Image zu verbessern. Gerade in der Finanzkrise bewies die Notenbank 
erneut, daß ihr keineswegs an Transparenz gelegen ist. Stoisch weigerte sich der amtierende 
Fed-Chef Ben Bernanke, Details zu den Rettungspaketen für die Finanzbranche zu veröffent-
lichen. Und auch Bernankes expansive Geldpolitik hilft der Wall Street mehr als den Steuer-
zahlern. 
Die Steuerzahler hatten die Männer 1910 vermutlich auch nicht im Blick, als sie zu ihrer 
nächtlichen Zugfahrt aufbrachen. Erst viele Jahre nach dem Geheimtreffen sollte die Öffent-
lichkeit über die Details der Konferenz auf Jekyll Island unterrichtet werden. Heute weiß 
man, wer zusammen mit Senator Aldrich die Operation Entenjagd durchzog:  
Es waren Arthur Shelton, Aldrichs persönlicher Sekretär, A. Piatt Andrew, Staatssekretär im 
Finanzministerium, Frank A. Vanderlip, Chef der National City Bank of New York - heute 
bekannt als Citibank -, Benjamin Strong und Henry P. Davidson, beides enge Vertraute des 
Bankenmoguls J. P. Morgan, Charles D. Norton, Chef der ebenfalls von J. P. Morgan domi-
nierten First National Bank, sowie Paul M. Warburg vom einflußreichen deutschen Bankhaus 
M. M. Warburg & Co., der durch Heirat gleichzeitig mit dem New Yorker Investmenthaus 
Kuhn, Loeb & Co. verbandelt war. 
Senator Aldrich fungierte als Vorsitzender der Kongreß-Kommission zur Reform des ameri-
kanischen Währungssystems. Gleichzeitig war auch er eng mit der Hochfinanz verbunden. 
Seine Tochter hatte er mit John D. Rockefeller Jr. verheiratet, dem einzigen Sohn des seiner-
zeit reichsten Mannes der Welt. 
Gemeinsam repräsentierten die acht Männer auf Jekyll Island ein Viertel des weltweiten 
Reichtums. Der Vorwurf liegt also nah, daß sie nicht unbedingt das Allgemeinwohl im Auge 
hatten. 
"Ich habe mein Land betrogen" 
Die Abgeordneten des Kongresses hatten es aber durchaus im Sinn, als sie Aldrich 1908 als 
Kommissionspräsident für ein stabileres Währungssystem einsetzten. Ein Jahr zuvor hatte ein 
Börsencrash eine schwere Rezession ausgelöst. Viele Bankhäuser brachen zusammen, weil 
die USA nicht über eine Zentralbank verfügten, die die Institute hätte retten könnten. Statt 
dessen beauftragten die einzelnen Bundesstaaten unzählige private Banken damit, Geld zu 
drucken und in Umlauf zu bringen. In anderen Ländern wie dem Deutschen Reich oder 
Großbritannien gab es bereits nationale Notenbanken, die als "Lender of Last Resort" in Ex-
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tremsituationen mit Krediten einspringen konnten. 
Weil im Kongreß keine Einigung zustande kam, brach Aldrich 1910 mit seinen sechs Kom-
plizen zu der Geheimoperation auf. Um das Gesetz später im Parlament durchsetzen zu 
können, mußte Aldrich die Macht seiner reichen Verbündeten ausspielen. Der amtierende, re-
publikanische Präsident William Howard Taft galt als Gegner des Aldrich-Plans. Mit 
tatkräftiger Unterstützung der Hochfinanz gewann schließlich der farblose Demokrat Woo-
drow Wilson die Präsidentschaftswahl im Jahr 1913. 
Einen Tag vor Heiligabend, als die meisten Abgeordneten längst in den Weihnachtsferien 
weilten, unterschrieb Wilson den Federal Reserve Act. Überlieferungen zufolge hat er diese 
Entscheidung Zeit seines Lebens bereut. Auf dem Sterbebett soll er gesagt haben: "Ich habe 
mein Land betrogen." Das Schicksal der Nation liege fortan "in den Händen einiger weniger 
Männer". Damals konnte Wilson nicht wissen, daß die Fed in der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts zur führenden Zentralbank des Globus aufsteigen sollte. Zwei Drittel aller Dollar-
Scheine befinden sich heute im Ausland. 
Gerade wegen ihrer dominanten Stellung erhitzt die ungewöhnliche Struktur der Fed bis 
heute die Gemüter der Verschwörungstheoretiker. Anders als die Europäische Zentralbank, 
die Bundesbank oder die Bank of England ist die Fed keine staatliche Institution. 
Das Federal Reserve System besteht aus zwölf regionalen Zentralbanken, die privatwirt-
schaftlich geführt werden. Besitzer dieser Zentralbanken sind rund 3.000 private Mitglieds-
banken. Sie entscheiden auch, wer sechs der neun Sitze in den jeweiligen Führungsgremien 
der regionalen Fed-Banken besetzt. Der Einfluß der Finanzbranche auf die US-Zentralbank 
ist damit weltweit einzigartig. 
Fed in der Zwitterrolle 
Dabei übt der Staat allerdings ebenfalls Kontrolle auf die Fed aus. Der Fed-Chef und die 
anderen sechs Mitglieder des Board of Governeurs der Fed werden durch den US-Präsidenten 
ernannt und vom Kongreß bestätigt. Aufgabe des Boards ist es, die regionalen Fed-Banken zu 
überwachen. Gleichzeitig haben die Board-Mitglieder auch die Mehrheit im zwölfköpfigen 
Offenmarktausschuß der Fed, der die geldpolitischen Leitlinien, die Geldmenge und den 
Leitzins festsetzt. Neben den sieben Board-Mitgliedern sitzen fünf Regionalbankchefs im 
Offenmarktausschuß. Vier von ihnen rotieren im Wechsel. Der Chef der Federal Bank of 
New York, der die Interessen der Wall Street vertritt, ist dagegen ein ständiges Mitglied. 
Im Vergleich zur EZB hat die Fed also eine Zwitterrolle. Sie handelt im Auftrag nicht nur der 
Steuerzahler, sondern auch der Finanzbranche. Noch komplexer wird ihre Funktion, da sie - 
anders als die EZB - nicht nur dem Ziel der Preisstabilität verpflichtet ist. Die US-
Zentralbank soll auch das Wachstum der Wirtschaft ankurbeln und für maximale Beschäfti-
gung sorgen. Pikanterweise soll sie außerdem die Banken regulieren - und damit ihre Eigen-
tümer überwachen. 
Die Fed ist Diener vieler Herren, gleichzeitig ist sie längst nicht so unabhängig wie die EZB. 
Ihre Eigenständigkeit wird nur durch ein einfaches Gesetz garantiert, das der Kongreß jeder-
zeit ändern könnte. Die Unabhängigkeit der EZB ist dagegen im EU-Vertrag festgeschrieben. 
Er kann nur mit der Zustimmung aller 27 Mitgliedstaaten und deren Parlamente geändert 
werden. Ihre Gewinne schüttet die EZB vollständig an die Mitgliedstaaten aus. Die Fed über-
weist dagegen zwar das Gros der Profite an das Finanzministerium, ein Teil geht allerdings 
auch an die Banken. 
Weil die Fed keine Bundesbehörde ist, muß sie wesentlich weniger transparent über ihre 
Geschäfte berichten. Zwar hat sie mit dem Government Accountability Office (GAO) einen 
staatlichen Aufseher, dem aber enge Grenzen gesetzt sind. 
Greenspan für Finanzkrise verantwortlich gemacht 
In den vergangenen Jahren ist das Mißtrauen gegenüber der weitgehend unkontrollierten 
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Macht der US-Zentralbank gewachsen. Gerade in den 19 Jahren unter dem Fed-Chef Alan 
Greenspan habe sich die Notenbank gefährlich oft vor den Karren der Wall Street spannen 
lassen, monieren Experten. Greenspan führte von 1987 bis 2006 die Geschäfte der Federal 
Reserve. Viele Ökonomen und Politiker machen den 87-Jährigen heute für die Finanzkrise 
verantwortlich. 
Auch die offizielle Untersuchungskommission der US-Regierung gibt Greenspan und den 
unter ihm umgesetzten Deregulierungen die Hauptschuld für die Krise. In seiner Amtszeit 
habe die Fed "unter dem Druck der Finanzindustrie jegliche Schutzmechanismen entfernt, die 
hätten helfen können, die Katastrophe zu verhindern", schrieb die Kommission in ihrem Ab-
schlußbericht 2010. Auch Greenspans stoische Niedrigzinspolitik wird von vielen letztlich als 
Dienst für die Wall Street gesehen. Die Investmentbanker wollten nicht, daß die Party an den 
Aktienmärkten aufhört. Der niedrige Leitzins könnte gleichzeitig einer der Gründe gewesen 
sein, warum es zu der Blase am Immobilienmarkt kommen konnte. 
Greenspan bestreitet die Vorwürfe. Seiner Meinung nach hatte der Aufschwung von Ländern 
wie China oder Rußland nach dem Ende des Kalten Krieges zu einem sprunghaften Anstieg 
der Sparaufkommen geführt. Dies habe die langfristigen Zinsen in die Höhe schießen lassen. 
"Durch den Boom in den Schwellenländern haben sich die langfristigen Zinsen von den kurz-
fristigen abgekoppelt", sagte Greenspan Anfang November der "Welt am Sonntag". Als die 
Fed 2004 angefangen habe, den Leitzins anzuheben, seien die langfristigen Zinsen trotzdem 
weiter gesunken. "Wir konnten nichts tun." 
Für seinen Mangel an Selbstkritik hat Greenspan viel Häme einstecken müssen. Der US-
Wirtschaftsnobelpreisträger Paul Krugman bezeichnete ihn kürzlich als "schlechtesten Ex-
Notenbankchef der Welt". Greenspan-Freunde halten dagegen, die Weltwirtschaft habe der 
Fed viel zu verdanken. Schließlich erlebten die USA in den vergangenen 100 Jahren nur drei 
große Wirtschaftskrisen. In den 100 Jahren davor waren es dagegen zwölf, stellten die US-
Ökonomen Carmen Reinhart und Kenneth Rogoff in Untersuchungen zur Finanzkrise fest. 
Fed war einst auf einem Imagehoch 
Der Verdruß über die Fed wird immer in jenen Zeiten laut, in denen die Wirtschaft nicht 
brummt. Während der Greenspan-Ära war die Fed auf einem absoluten Imagehoch. Ihr 
haftete eine Art Unfehlbarkeitsnimbus an, der Präsident wurde als omnipotenter und beinahe 
allwissender "Maestro der Märkte" verehrt. Die frisch gegründete EZB und ihr erster 
Präsident Wim Duisenberg galten dagegen als viel zu rückwärtsgewandt und langsam. 
Mit der Finanzkrise kippte das Image der Fed. Bei einer Gallup-Umfrage im Juli 2009 fanden 
nur 30 Prozent der US-Bürger, daß die Zentralbank ihre Aufgaben gut erfülle. Von neun 
bewerteten US-Behörden landete sie damit auf dem letzten Platz - selbst das Finanzamt IRS 
war mit 40 Prozent Zustimmung beliebter. Vier Jahre später sind die Ergebnisse kaum besser. 
Im Mai 2013 konnte die Fed mit 33 Prozent Zustimmung unwesentlich zulegen, immerhin 
hat sie es wieder knapp vor das Finanzamt auf den vorletzten Platz geschafft. 
Auch während der Amtsjahre von Greenspans Nachfolger Bernanke gab sich die Fed reform-
resistent. Nachdem das Investmenthaus Lehman Brothers im September 2008 Pleite ging, 
stattete Bernanke die übrigen Banken bereitwillig mit Billionen von Dollar aus. Die US-
Nachrichtenagentur Bloomberg forderte Bernanke im Jahr 2008 auf, die genaue Summe zu 
veröffentlichen. 
Doch der Notenbanker hielt Transparenz auch dieses Mal für überbewertet. Die Fed sei keine 
Bundesbehörde und daher nicht zur Auskunft verpflichtet. Würde er veröffentlichen, welche 
Banken nur wegen der Fed-Kredite noch ihre Rechnungen begleichen könnten, 
"stigmatisiere" das die Institute. Die Folgen der Geheimniskrämerei waren abenteuerlich. Im 
November 2008 berichtete die Bank of America beispielsweise ihren Aktionären, sie habe 
eine der stärksten Bilanzen der Welt. Sie vergaß zu erwähnen, daß sie bei der Fed mit 86 
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Milliarden Dollar in der Kreide stand. 
Diese Information gelangte nur ans Licht, weil Bloomberg Klage einreichte. Heute weiß man, 
wie viel Geld die Fed von 2007 bis 2010 in den internationalen Bankensektor pumpte: sagen-
hafte 16,1 Billionen Dollar. Zum Vergleich: Im Jahr 2012 betrug das Bruttoinlandsprodukt 
der USA rund 15,7 Billionen Dollar. 
Im US-Kongreß gibt es nur wenige Politiker, die sich über diesen Fakt öffentlich echauffier-
ten. Einer davon ist der Republikaner Ron Paul, der bis Anfang 2013 für Kentucky im Reprä-
sentantenhaus saß. 2012 verabschiedete das Repräsentantenhaus unter seiner Führung einen 
Gesetzesentwurf, nach dem die Fed durch den Kongreß strenger überwacht werden sollte. 
Das Gesetz schaffte es jedoch nie durch den Senat. 
Kurswechsel ist nicht in Sicht 
Die Vermutung liegt nahe, daß die wenigsten Politiker in den USA den Mut besitzen, sich 
mit den Interessen der Wall Street anzulegen. Schließlich kommt von dort ein Großteil der 
Spendengelder für ihre Wahlkampfkassen. Außerdem lenkt die Fed auch ein wenig von der 
Dysfunktionalität der politischen Klasse in Washington ab. Weil sich Demokraten und Repu-
blikaner seit Jahren im Kongreß gegenseitig blockieren, blieben dringend nötige Reformen 
auf der Strecke. 
Daß die US-Wirtschaft trotzdem wieder wächst, ist auch der expansiven Geldpolitik zu ver-
danken. Seit 2008 liegt der Leitzins beim historischen Niedrigstand von null bis 0,25 Prozent. 
Darüber hinaus pumpt die Fed seit fünf Jahren durch ihre Anleihenkaufprogramme Geld in 
den Markt - insgesamt hat sie seit Dezember 2008 mehr als vier Billionen Dollar Staatsan-
leihen und Hypothekenpapiere aufgekauft. 
Experten kritisieren, diese Maßnahmen stünden in keinem Verhältnis zu dem Nutzen für die 
Volkswirtschaft. Einer Berechnung des Investors Pimco zufolge haben die über vier Billionen 
Dollar den USA nur einen Wachstumsschub von mickrigen 0,25 Prozent gebracht. 
Für großes Aufsehen unter Fed-Kritikern sorgte ein vor zwei Wochen veröffentlichter Gast-
beitrag im "Wall Street Journal". Der Autor Andrew Huszar leitete 2009 und 2010 bei der 
Fed das Anleihenrückkaufprogramm. Der Artikel beginnt mit den Worten: "Ich kann nur 
sagen: Es tut mir leid, Amerika." Offiziell betone die Fed zwar stets, mit den Anleihenkäufen 
sollten die Kreditkosten für Haushalte und Unternehmen gesenkt und die Wirtschaft angekur-
belt werden. Doch das sei eine Lüge: "Trotz der Rhetorik der Fed hat mein Programm 
überhaupt nicht geholfen, Amerikanern Zugang zu Krediten zu geben." 
Statt dessen habe nur die Wall Street profitiert. Die Banken konnten dank höherer Anleihe-
preise ihre Bilanzen aufbessern und strichen fette Kommissionen für die Kaufprogramme von 
der Fed ein. "Das Programm ist das größte Rettungsprogramm für die Wall Street der Ge-
schichte, verschleiert durch die Hintertür", schreibt Huszar. Und in der Fed seien die Funktio-
näre heutzutage nur noch an der Reaktion der Wall Street interessiert, nicht aber an den 
Folgen für die Steuerzahler. 
Ein Kurswechsel ist nicht in Sicht. Im Januar tritt die langjährige Fed-Vizechefin Janet 
Yellen die Nachfolge von Bernanke an. Von ihr werden keine großen Überraschungen 
erwartet. Vermutlich wird sie noch lange an Bernankes expansiver Geldpolitik und den 
niedrigen Zinsen festhalten. Die Wall Street will es so.<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 23. Dezember 2013: >>Die Kreatur 
von Jekyll Island 
Bilderberger, Trilaterale Kommission oder die Group of Thirty - sie alle sind legendenumwo-
ben, doch keine Institution ist zugleich so mächtig wie das hundertjährige Federal Reserve 
System (Fed) - die Notenbank der USA. Dabei verlief das Gesetzgebungsverfahren für den 
Federal Reserve Act transparent ab. Beide Kammern des US-Kongresses stimmten nach mo-
natelangen Anhörungen und Abstimmungen mit überwältigender Mehrheit zu. Am 23. De-
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zember 1913 setzte der demokratische Präsident Woodrow Wilson das Gesetz mit seiner Un-
terschrift in Kraft. 
Weit weniger durchsichtig ist die Vorgeschichte der Fed. Der US-Dollar war bereits seit 1785 
die Währung der Vereinigten Staaten. Bis 1811 fungierte die private First Bank of the United 
States in Philadelphia als Notenbank. Ihr folgte die zu einem Fünftel in Regierungsbesitz be-
findliche Second Bank, die 1836 - nach Betrugs- und Korruptionsaffären - ihren Notenbank-
status verlor und 1841 liquidiert wurde. 
Schwankendes Vertrauen in den Papierdollar 
Der staatliche Finanzbedarf im 1861 ausgebrochenen Bürgerkrieg beendete dann die "Free 
Bank-Ära" und beförderte in den Jahren bis 1864 die Legal Tender und National Bank Acts 
zur Schaffung von US-Nationalbanken. Sie durften vom US-Finanzministerium abgesicherte 
und gedruckte grüne Banknoten ausgeben - aus 150 Millionen wurden bald 450 Millionen 
Dollar in "Greenbacks". 
Das verfolgte Ziel einer einheitlichen Währung in allen Bundesstaaten wurde damit erreicht - 
doch das Vertrauen in den Papierdollar schwankte stark. Auf den Bürgerkrieg folgten Krisen 
und Bankzusammenbrüche. Der Gold Standard Act von 1900 verordnete schließlich einen 
Fixkurs von 20,67 Dollar pro Feinunze (31,1 Gramm). Doch die Börsenkrisen nahmen kein 
Ende. 
Das durch Gerüchte befeuerte Ende der Knickerbocker Trust Company und die darauffolgen-
de legendäre "Bankers' Panic" vom Herbst 1907 überzeugten wichtige US-Politiker davon, 
was Bankchefs wie der aus Frankfurt/Main stammende Jacob Schiff (Kuhn, Loeb & Co.) seit 
Jahren energisch forderten: wie in den europäischen Ländern einer Zentralbank die Kontrolle 
über die Kreditbeschaffung zuzugestehen. 
Geheimtreffen mit Großbankern 
Der Kongreß berief zur Vorbereitung 1908 die National Monetary Commission, die bis 1912 
unter Leitung des republikanischen Senatsführers Nelson Aldrich 30 Reporte erstellte. Zu-
gleich untersuchte der Wirtschaftsanwalt Samuel Untermyer für das Pujo-Komitee den Ein-
fluß des "Money Trust" auf die Wirtschaft. Das entscheidende Geheimtreffen fand allerdings 
weit ab von Washington statt, auf einer Insel vor der Küste Georgias:  
Im November 1910 trafen sich im Jekyll Island Club Senator Aldrich (Schwiegervater von 
John Rockefeller jr.) und Vizefinanzminister Piatt Andrew mit fünf Großbankern: Henry Da-
vison (JP Morgan), Charles Norton (First National Bank of New York, heute Citigroup), Ben-
jamin Strong (Bankers Trust/JP Morgan), Frank Vanderlip (National City Bank/Rockefeller) 
und Paul Warburg (Kuhn, Loeb & Co., 1977 von Lehman Brothers übernommen). 
Warburg, der in Hamburg geborene Sproß einer Bankendynastie, hatte bereits Jahre zuvor 
Pläne einer Zentralbank ausgearbeitet. Details des Treffens verarbeitete der US-Autor Eustace 
Mullins 1954 in seinem umstrittenen Buch "The Secrets of The Federal Reserve". G. Edward 
Griffin von der rechtslibertären John Birch Society konzentriert sich in seiner Analyse der 
"Kreatur von Jekyll Island" vor allem auf die wirtschaftspolitischen Aspekte. 
Doch das Fed-Gesetz, das Untermyer entscheidend mitformulierte, mußte zunächst warten. 
Präsident William Taft, der mit 90 Anti-Trust-Regulierungen dem "US-Big Business" Einhalt 
gebieten wollte, widersetzte sich den Jekyll-Island-Plänen. Der Republikaner leistete jedoch 
indirekte Vorarbeit: Mit dem unter ihm eingeführten 16. Zusatzartikel zur US-Verfassung 
erhielt der Kongreß das Recht, Bundeseinkommensteuern zu erheben. Das erleichterte es, die 
Geldhoheit an die Privatbanken zu delegieren. 
Rettungsanker für private Banken 
Mit Wilsons Einzug ins Weiße Haus stand dem Fed-Gesetz nichts mehr entgegen. Ab 1914 
entstand das System aus zwölf Regionalbanken und einem Fed-Verwaltungsrat (Board of 
Governors) mit sieben Mitgliedern. Sie werden vom US-Präsidenten ausgewählt und vom 
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Senat ernannt. Erster Fed-Chef war Vizefinanzminister Charles Hamlin. Benjamin Strong 
wurde Präsident der New Yorker Fed, der mächtigsten Regionalbank, die den Handel mit US-
Staatsanleihen abwickelt und einen Großteil der Goldreserven einlagert. Seit 2009 hat Willi-
am Dudley (zuvor Goldman Sachs) diesen Posten inne, weil Vorgänger Timothy Geithner als 
Barack Obamas Finanzminister in die Politik zurückkehrte. 
Trotz des Staatseinflusses ist das Fed-System keine Staatsbank. Alle US-Banken, die national 
tätig sind, müssen sich laut Gesetz dem Fed-System anschließen. Etwa ein Drittel der priva-
ten Geschäftsbanken sind derzeit Fed-Aktionäre. Ursprüngliche Aufgabe der Fed war, bei 
Finanzkrisen die Privatbanken mit genügend Dollars zu versorgen. Doch schon bald nach 
ihrer Gründung wurde die Fed kriegsverpflichtet, um ungedecktes "Fiat money" bereitzustel-
len. 
Strong verantwortete mit dem zweiten Fed-Chef William P. G. Harding die zeitweise Abkop-
pelung vom Goldstandard. Die Fed brachte nach dem Eintritt der USA in den Ersten Welt-
krieg "Liberty Bonds" (Kriegsanleihen) unters Volk, was die Inflation anheizte. In den zwan-
ziger Jahren alimentierte die Fed den Börsenrausch - bis die Spekulationsblase am 25. Okto-
ber 1929, dem "Schwarzen Freitag", platzte.  
Die US-Notenbank erhöhte die Leitzinsen und verknappte so das Geld. Doch dem Tritt auf 
die finanzielle Bremse folgte Deflation: die Preise fielen, der Kapitalverkehr versiegte. 1931 
begann die "Great Depression", Präsident Herbert Hoover installierte 1932 den Bankenret-
tungsfonds RFC, der mit Fed-Milliarden faule Kredite und Papiere aufkaufte. 
Goldbesitzverbot und finanzielle Repression 
Um den so geschwächten Dollar zu stützen, erließ Franklin D. Roosevelt 1933 die Executive 
Order 6102 - das berüchtigte Goldbesitzverbot. Alle US-Bürger mußten ihr Gold für 20,67 
Dollar pro Unze bei der Fed abliefern. Die neue Goldparität wurde bei 35 Dollar festgelegt. 
Die Goldbestände der Fed stiegen auf Kosten der Privaten, die bis auf eine Freigrenze von 
100 Dollar teilenteignet wurden. Das Goldbesitzverbot wurde erst Ende 1974 aufgehoben. 
Trotz des gewonnenen Zweiten Weltkriegs drückten die USA 1945 Staatsschulden von über 
115 Prozent der Jahreswirtschaftsleistung (BIP) - eine Quote, die selbst unter Obama noch 
nicht erreicht wurde. Die Fed drückte die Zinsen unter die Inflationsrate. Die finanzielle Re-
pression zu Lasten der Sparer ließ den Schuldenberg real auf zwei Drittel des BIP abschmel-
zen. Wirtschaftsaufschwung, Vollbeschäftigung und mit der Inflation steigende Löhne hielten 
die US-Bürger bei Laune. 
Präsident John F. Kennedy unternahm 1963 mit seiner Executive Order 11110 den Versuch, 
Silber-Dollars parallel zu den formal goldgedeckten Greenbacks zu etablieren. Doch unter 
seinem Nachfolger Lyndon B. Johnson wurde dies nicht weiterverfolgt. Die einschneidendste 
Entscheidung traf dann Richard Nixon, der 1971 die Goldbindung aufhob. 
Was die Fed in punkto Geldwertstabilität leistete, illustriert ein Blick auf die Preise von "Na-
than's", dem berühmten Hot-Dog-Imbiß auf der New Yorker Coney Island: 1916 bekam man 
für 4,30 Dollar dort 86 Frankfurter. In den sechziger Jahren waren es nur noch zwölf. Im 
hundertsten Jahr der Fed ist es nur noch ein Würstchen. Dennoch ist der US-Dollar weiter die 
Weltreserve- und Handelswährung Nummer eins.<< 
Die Tageszeitung "Süddeutsche Zeitung" berichtete am 23. Dezember 2013: >>US-Noten-
bank Fed vor 100 Jahren gegründet: Kind der Panik 
Am 23. Dezember 1913 wurde die Federal Reserve gegründet - gegen viel Widerstand. Die 
amerikanische Notenbank ist bis heute umstritten.  
Eigentlich mag Amerika keine Banken. Trotz, oder gerade wegen der Macht der Wall Street 
zieht sich durch die US-Geschichte eine mächtige Tradition des Mißtrauens gegenüber Ban-
ken und Börsen. "Ich glaube, daß Bankinstitute eine größere Gefahr für unsere Freiheiten 
darstellen, als stehende Heere", sagte Thomas Jefferson, der Hauptautor der Unabhängigkeits-
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erklärung. Das erklärt, warum die Vereinigten Staaten erst vor 100 Jahren, und damit viel 
später als andere Industrieländer, eine Zentralbank bekamen. Noch heute können sich rechte 
Anhänger der Tea-Party-Bewegung und linke Demonstranten von "Occupy Wall Street" auf 
die Parole einigen: "End the Fed" - "Schafft die Federal Reserve ab". 
Als der demokratische Präsident Woodrow Wilson am 23. Dezember 1913 im Weißen Haus 
den "Federal Reserve Act" unterzeichnete, konnte sich niemand vorstellen, daß er damit die 
Grundlage für eine der mächtigsten Institutionen der Welt gelegt hatte. Daß die Fed 
überhaupt gegründet werden konnte, war das Ergebnis der Finanzkrise von 1907, eine der 
schwersten, die Amerika bis dahin erlebt hatte. Am 22. November 1907 war der Finanztrust 
Knickerbocker in New York zusammengebrochen.  
Die Pleite löste eine Panik aus, die das gesamte Finanzsystem zu erfassen drohte. Angesichts 
der Gefahr brachte der damals mächtigste Mann der Wall Street, John Pierpont Morgan, seine 
Mitbanker dazu, Geld ins System zu pumpen und Vertrauen zu schaffen. Aber den meisten 
Finanzleuten war klar, daß man sich in Zukunft auf einen J. P. Morgan nicht würde verlassen 
können. Man brauchte einen "lender of last resort", eine Institution, die im Notfall als Kredit-
geber bereit stand. 
Anders als die Deutsche Bundesbank oder die Europäische Zentralbank (EZB) wurde die Fed 
also gegründet, um Finanzkrisen abzuwenden - einer der Gründe, warum deren DNS bis 
heute anders ist. 
Im Jahr darauf berief der Kongreß eine "Nationale Währungskommission", die nach einer 
Lösung des Problems suchen sollte. Vorsitzender war der republikanische Senator Nelson 
Aldrich aus Rhode Island, sein wichtigster Berater der in Hamburg geborene Banker Paul 
Warburg. Nach ausgiebigen Reisen, unter anderem zur Bank von England und zur Deutschen 
Reichsbank, legte die Aldrich-Kommission einen Plan vor: Die USA sollten ein dezentrales 
System privater Reservebanken bekommen. Das hätte nichts anderes bedeutet, als daß Wall 
Street sich selbst reguliert. Dagegen erhob sich im Kongreß ein Proteststurm, und nach der 
Wahl vom November 1912 war der Plan Makulatur. Wahlsieger Wilson stand in der 
Tradition von Thomas Jefferson - er wollte die Banken im Zaum halten. 
So wurde der Federal Reserve Act schließlich ein Kompromiß zwischen Wall Street und 
Jefferson. Das Gesetz teilte die USA in zwölf Bezirke auf. Für jeden Bezirk war eine private 
Federal Reserve Bank zuständig. Über allem saß in Washington das Federal Reserve Board, 
der politisch bestimmte Verwaltungsrat. Woodrow Wilson baute auf diese Weise ein Stück 
Gewaltenteilung zwischen Finanzsektor und Politik ein, das in Deutschland fremd ist. 
Die Gründung der Fed hatte auch ein tragisches Element: Als deren erster Präsident, Charles 
Hamlin, sein Amt am 10. August 1914 antrat, gab es die Welt nicht mehr, für die die Fed 
gemacht war. Mit Ausbruch des Ersten Weltkrieges am 1. August standen Geld- und Wäh-
rungspolitik unter dem Diktat der Kriegsfinanzierung, erst recht nach dem 6. April 1917, als 
die USA selbst in den Krieg eintraten. 
Die neue Institution hatte keine Gelegenheit, zu üben. Ein Problem war zum Beispiel der 
offene Machtkampf zwischen dem Board und der Federal Reserve Bank of New York. Der 
führte dazu, daß die Fed dem ungezügelten Börsenboom der Zwanziger Jahre viel zu lange 
tatenlos zusah, dann aber, als die Krise ausgebrochen war, die taumelnde Wirtschaft nicht 
genügend mit Geld versorgte. Der berühmte Ökonom und Nobelpreisträger Milton Friedman 
(1912-2006) erklärte in seiner "Geldgeschichte der Vereinigten Staaten" die Fed zum 
Hauptschuldigen an der Weltwirtschaftskrise. 
Wie wichtig diese Erfahrung für die Notenbank bis heute ist, macht eine Episode aus dem 
Jahr 2002 deutlich. Während einer Veranstaltung anläßlich des 90. Geburtstags von Friedman 
in Chicago, sagte Ben Bernanke, damals noch einfacher Notenbank-Gouverneur: "Was die 
Große Depression betrifft: Sie haben recht, wie haben das verbrochen. Es tut uns sehr leid. 



 60 

Aber dank Ihnen werden wir es nicht wieder tun." Auch Bernankes aggressive und 
umstrittene Politik der Geldmengenausweitung nach der Finanzkrise von 2008 erklärt sich 
zumindest teilweise aus der schwierigen Geschichte der Fed. 
Die Politisierung der Fed hatte einen Preis 
Die Weltwirtschaftskrise und der New Deal von Präsident Franklin D. Roosevelt änderten 
das Machtgefüge innerhalb der Fed grundlegend: Die regionalen Banken verloren an Einfluß, 
die Zentrale in Washington zog immer mehr Befugnisse an sich. Am wichtigsten waren dabei 
die Offenmarktgeschäfte, also das Recht, Wertpapiere an der Börse zu kaufen und zu 
verkaufen, um so die Zinsen zu beeinflussen.  
Bis dahin war die New Yorker Bank für diese Operationen zuständig, das Bankengesetz von 
1933 installierte nun einen "Offenmarktausschuß " in Washington. Wenn heute Medien be-
richten, "die Fed" habe etwas entschieden, dann ist meist der Offenmarktausschuß gemeint. 
Ausdruck des neuen Selbstbewußtseins der Fed-Zentrale ist das wuchtige "Eccles Building" 
an der Constitution Avenue, das Präsident Roosevelt 1937 einweihte und in dem die Fed bis 
heute ihren Sitz hat. 
Die Politisierung der Fed hatte allerdings einen Preis, und der mußte nach dem Krieg bezahlt 
werden. Der Ökonom Allan Meltzer, Autor einer zweibändigen Geschichte der Fed, sieht den 
zweiten großen Fehler in deren Geschichte darin, daß sie die "Große Inflation" zugelassen 
hat. Gemeint ist damit die Phase von 1965 bis 1984, in der die Teuerungsrate in den USA auf 
bis zu 13,7 Prozent stieg. Historiker verweisen meist darauf, daß das Geld deshalb seinen 
Wert verlor, weil die USA den Vietnamkrieg und die Reformen der "Großen Gesellschaft" 
von Präsident Lyndon B. Johnson auf Pump finanzierten.  
Das ist nicht falsch, aber auch keine Erklärung. Entscheidend war die Politik der Fed, die, so 
Meltzer, "darauf hinauslief, daß die Notenbank die Defizite des Staates finanzierte". Schuld 
daran sei die Theorie, wonach Finanz- und Geldpolitik koordiniert werden müßten, um die 
Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. 
Tatsächlich erhielt die Fed während der Inflationszeit ihr bis heute geltendes "doppeltes 
Mandat": Nach einer Gesetzesänderung von 1977 muß die Fed sich nicht nur um stabile Prei-
se, sondern auch um "maximale Beschäftigung" und "moderate langfristige Zinsen" 
kümmern. Bis heute sorgt dieses doppelte Mandat für Streit. Linke Kritiker, wie der 
Nobelpreisträger Paul Krugman, werfen der Fed vor, das Mandat nicht konsequent zu 
verfolgen, Monetaristen wie Allan Meltzer halten das Mandat schon im Ansatz für falsch. 
In der Praxis bestand die "Koordination" mit der Finanzpolitik einfach darin, daß Politiker 
Druck auf die Fed ausübten, die Zinsen zu senken. Wenige waren in diesem Punkt allerdings 
so unverfroren wie Richard Nixon. Der sagte am 10. Oktober 1971 zum damaligen Fed-
Präsidenten Arthur Burns: "Ich möchte diese Stadt (Washington) nicht vorzeitig verlassen." 
Auf Deutsch: Ich möchte im nächsten Jahr wiedergewählt werden und dazu kann ich keine 
Rezession brauchen. Also senke bitte die Zinsen. Burns parierte. 
Ende der Siebzigerjahre kam dann die überfällige Korrektur: Präsident Jimmy Carter erkann-
te, daß die USA in einer "Vertrauenskrise" steckten und berief den damaligen Präsidenten der 
New Yorker Federal Reserve Bank, Paul Volcker, an die Spitze der Fed. Volcker war ent-
schlossen, die Inflation zu brechen. Er ließ den Leitzins zeitweise auf 20 Prozent steigen. Das 
Ergebnis war die schwerste Rezession, die die USA bis dahin nach dem Zweiten Weltkrieg 
erlebt hatten, die Arbeitslosenquote stieg auf elf Prozent.  
Das kostete Jimmy Carter die Wahl 1980 und der konservative Revolutionär Ronald Reagan 
zog ins Weiße Haus ein. Bezeichnenderweise stellte sich nicht nur Carter gegen Volcker, als 
die Kosten des Kampfes gegen die Inflation klar wurden, sondern auch Reagan. Dieser war 
entgeistert, weil Volcker die Staatsdefizite nicht bereitwillig finanzierte, die seine Steuersen-
kungen verursachten. Es dauerte Jahre, bis Reagan und Volcker Frieden schlossen. Der 
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Erfolg gab dem sturen Fed-Chef recht: Die Inflation war besiegt und Volckers Nachfolger 
Alan Greenspan konnte in den Neunzigerjahren über den längsten Aufschwung der US-
Geschichte wachen. 
Die guten Jahre der Fed, so Allan Meltzer, endeten 2003. "Damals gelang es der Wall Street, 
Greenspan davon zu überzeugen, daß die Gefahr einer Deflation drohte. Das stimmte nicht, 
aber es führte dazu, daß die Geldpolitik zu lange expansiv blieb und den Immobilienboom 
nährte." Das Ergebnis waren die Finanzkrise und die Rezession, mit deren Folgen die Welt 
bis heute zu kämpfen hat. Der scheidende Fed-Chef Ben Bernanke hinterläßt seiner 
Nachfolgerin Janet Yellen eine Notenbank, deren Bilanzsumme sich als Folge der 
Krisenpolitik von 800 Milliarden auf 3,8 Billionen Dollar vervielfacht hat.  
Viele Sparer fragen sich heute: Wann werden diese unfaßbaren Summen zu Inflation werden? 
Die Geschichte der Fed legt eine Antwort nahe: Alles hängt von der Persönlichkeit des 
Mannes oder der Frau an der Spitze der Fed ab. In diesem Fall von Yellen. Ist sie bereit, ihren 
Job zu riskieren, um das Richtige durchzusetzen, selbst wenn das sehr unpopulär ist, dann 
kann die Inflation eingedämmt werden. Letztlich kann sie aber nur Erfolg haben, wenn sie die 
Rückendeckung des Präsidenten hat. Insofern ist die Inflationsgefahr keine ökonomische, 
sondern eine politische Frage.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete im September 2016 im COM-
PACT-Spezial Nr. 11 (x342/45): >>"Rockefeller kann nie verlieren"  
_ Interview mit Ron Paul  
Wer beherrscht die USA? Der Protagonist des kleinen libertären Flügels in der Republikani-
schen Partei äußert sich über die Macht der privaten Finanzinstitute - und die Notenbank Fe-
deral Reserve, die von diesen kontrolliert wird. 
Ein paar Mitglieder des Kongresses haben einmal behauptet: "Die Banken verlieren 
nie." Stimmt das? 
Dieses Statement ist zu allgemein. Es geht um die großen Banken. Denn die kleinen Banken 
können sehr wohl verlieren, wenn sie von den großen Banken gefressen werden. Ich glaube 
allerdings nicht, daß ein David Rockefeller jemals verlieren könnte. Die Banken-
Machtstruktur scheint die Kontrolle zu haben, denn sie ist eingeweiht und kennt die Politik 
der Zukunft. 
Können Sie diese Machtstruktur erklären? 
Es gibt eine kleine Anzahl sehr mächtiger Industrieller in unserem Land. Sie haben ihre Or-
ganisationen schon vor sehr langer Zeit gegründet, und inzwischen sind diese nicht mal mehr 
geheim. Dazu gehören unter anderem der Council on Foreign Relations oder die Trilaterale 
Kommission. Egal, welche Partei an der Macht ist, die Mitglieder dieser Organisationen wer-
den immer von der gleichen Personengruppe ausgewählt. Diese Leute haben auch die Kon-
trolle über das Federal Reserve System. Sie sind die Insider und kennen die zukünftigen Ent-
wicklungen. Die Kontrolle über das Geld ist sehr wesentlich. ... 
Soll das heißen, wir haben im Grunde ein Ein-Parteien-System in den USA, das nur an-
satzweise zweigeteilt ist? 
So ist es. Für mich als Libertären ist es fast unmöglich, eine eigene Partei zu gründen. Man 
muß ein Drittel seines Geldes und seiner Energie dafür aufbringen, um sich für die Abstim-
mungen zu bewerben. Die Amerikaner wurden darauf konditioniert, daß es toll ist, nur zwei 
Parteien zu haben. Wir wollen nicht wie Italien sein, wo es all die vielen unübersichtlichen 
Entscheidungsmöglichkeiten gibt. ... 
(Präsident) Thomas Jefferson hat uns gewarnt. Er sagte: "Wenn die amerikanische Bevölke-
rung es zuläßt, daß private Banken ihre Währung kontrollieren, dann werden die Banken und 
Konzerne, die so entstehen werden, das Volk seines gesamten Besitzes berauben, bis eines 
Tages die Kinder obdachlos auf dem Kontinent aufwachen, den ihre Väter einst eroberten." 
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Ja, er hatte vollkommen recht. ... Doch das heißt nicht, daß die Katastrophe aus heiterem 
Himmel über uns hereinbricht. Als 1913 die Zentralbank Fed (Federal Reserve) gegründet 
wurde, führte das nicht zur totalen Zerstörung unseres Geldsystems. Es dauerte bis 1971, um 
der Katastrophe Tür und Tor zu öffnen.  
Dann wurde das Bretton-Woods-Abkommen aufgelöst, und die letzte Verbindung zwischen 
Dollar und Gold verschwand. Ab diesem Moment ist unser Finanzsystem endgültig außer 
Kontrolle geraten. ... Heute haben wir zwar immer noch eine langsame Inflation - die nichts-
destoweniger eine Menge Schaden anrichtet -, doch eines Tages wird das Land einer riesigen 
Katastrophe ins Auge sehen. 
Selbst die Abgeordneten verstehen nicht, daß die Federal Reserve ein privates Unter-
nehmen ist. 
Ich denke, die wenigsten verstehen, wie die Federal Reserve wirklich funktioniert. Auch 
wenn man sagt, sie sei privat, ist das noch sehr beschönigend. "Privat" würde bedeuten, sie 
wäre den Gesetzen des Markts unterworfen. Sie wurde von der Politik autorisiert, über diese 
gewaltige Macht zu verfügen. ... 
Die internationalen Bankiers sind Kumpel. 
Wie eng ist das US-Bankensystem mit europäischen Großbankern wie zum Beispiel der 
Familie Rothschild verbunden? 
Die internationalen Bankiers sind Kumpel. Sie sind eng miteinander vernetzt und agieren au-
ßerhalb jeglicher Gesetze oder klassischer Institutionen. Sie sind mächtiger als die Parlamen-
te ihrer Heimatländer. Durch die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich, den Internatio-
nalen Währungsfonds, die Weltbank haben sie die totale Gewalt. Sie haben sogar Treffen, an 
denen nicht einmal die Finanzminister der Länder teilnehmen dürfen. Ihr einziges Ziel dabei 
ist, noch mehr neue Kredite zu generieren. ... 
Quelle: Talkshow vom August 1988; Link: www.youtube.com/ watch?v=NDEgBWO-
54dA<< 
 
Der Völkerbund  
US-Präsident Thomas Woodrow Wilson konkretisierte am 22. Januar 1917 vor dem US-
Senat die Grundsätze seiner Friedensordnung. Der US-Präsident forderte damals einen Frie-
den ohne Sieg, Gleichberechtigung aller Nationen, ob groß oder klein, das Recht auf äußere 
Selbstbestimmung für alle Völker und die Bildung eines universellen Völkerbundes als Frie-
densgarantie, anstelle der bisherigen Bündnisse (x041/180). 
US-Präsident Wilson gab am 8. Januar 1918 in einer Rede vor dem US-Kongreß vierzehn 
Punkte bekannt, die als zukünftige Richtlinien für die Erhaltung des Weltfriedens dienen soll-
ten, und forderte zur friedlichen Regelung von internationalen Streitfragen (wie z.B. Siche-
rung der territorialen Unverletzlichkeit und der politischen Unabhängigkeit aller Staaten) die 
Gründung eines Völkerbundes (x058/293-294): >>Wir traten in den Krieg ein, da Rechtsver-
letzungen vorgekommen waren, die uns aufs tiefste kränkten und unserem Volk das Leben zu 
einer Unmöglichkeit gestalteten, bevor sie nicht wieder gutgemacht waren und die Welt ein 
für allemal gegen deren Wiederholung gesichert war.  
Wir beanspruchen daher in diesem Kriege nichts Besonderes für uns selbst. Die Welt muß 
tauglich und sicher gemacht werden, um in ihr leben zu können; und besonders muß sie für 
jede friedliebende Nation gleich der unseren sicher gemacht werden, die ihr eigenes Leben zu 
leben, ihre eigenen Einrichtungen zu bestimmen wünscht.  
Gerechtigkeit und faires Handeln der anderen Völker der Welt müssen gegen Gewalt und 
Angriffsgeist gesichert werden. Sämtliche Völker sind in Wahrheit Genossen in diesem Inter-
esse, und wir unsererseits erkennen mit äußerster Klarheit, daß, wenn anderen keine Gerech-
tigkeit gewährt wird, sie auch uns nicht gewährt werden kann.  
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Das Programm des Weltfriedens ist daher unser Programm, und dieses Programm, das einzig 
mögliche Programm wie wir es sehen, lautet: 
I. Öffentliche Friedensverträge, öffentlich beschlossen, nach denen es keine privaten interna-
tionalen Abmachungen irgendwelcher Art geben darf. Vielmehr soll die Diplomatie stets frei 
und vor aller Öffentlichkeit sich abspielen. 
II. Absolute Freiheit der Schiffahrt auf der See außerhalb der territorialen Gewässer ... 
III. Soweit als möglich die Aufhebung sämtlicher wirtschaftlicher Schranken und die Fortset-
zung gleichmäßiger Handelsbeziehungen zwischen sämtlichen Nationen, die dem Frieden 
zustimmen und sich zu seiner Aufrechterhaltung vereinigen. 
IV. Angemessene Garantien, ... daß die nationalen Rüstungen ... herabgesetzt werden. 
V. Eine freie, offenherzige und absolut unparteiische Ordnung aller kolonialen Ansprüche, 
gegründet auf strenge Beachtung des Prinzips, daß bei Bestimmung aller derartigen Fragen 
der Souveränität das Interesse der betreffenden Bevölkerung gleiches Gewicht haben muß 
wie die billigen Ansprüche der Regierung, deren Rechtstitel festgesetzt werden soll ... 
VI. Die Räumung des gesamten russischen Gebietes und eine derartige Erledigung aller Ruß-
land berührenden Fragen, um die beste und freieste Zusammenarbeit der übrigen Nationen 
der Welt zu sichern ... 
VII. Belgien, dem wird die ganze Welt zustimmen, muß, ohne jeden Versuch, die Souveräni-
tät, deren es sich gleich allen anderen Nationen erfreut, zu beschränken, geräumt und wieder-
hergestellt werden ...  
VIII. Das gesamte französische Gebiet muß befreit und die verwüsteten Teile wieder herge-
stellt werden. Ebenso müßte das Frankreich durch Preußen 1871 in Sachen Elsaß-Lothringen 
angetane Unrecht, das den Weltfrieden nahezu 50 Jahre bedroht hat, berichtigt werden, um 
den Frieden im Interesse aller wieder Sicherheit zu verleihen. 
IX. Eine Berichtigung der Grenzen Italiens sollte gemäß den klar erkennbaren Nationalitäten-
linien bewirkt werden. 
X. Den Völkern Österreich-Ungarns, deren Platz unter den Nationen wir gefestigt und gesi-
chert zu sehen wünschen, sollte die freieste Möglichkeit autonomer Entwicklung gewährt 
werden (nicht identisch mit Zerschlagung der Donaumonarchie) ...  
XI. Rumänien, Serbien und Montenegro sollten geräumt werden, besetzte Gebiete wieder 
hergestellt, Serbien freier und gesicherter Zugang zum Meere gewährt und die Beziehungen 
der verschiedenen Balkanstaaten zueinander auf Grund freundschaftlicher Verabredung ge-
mäß den historisch festgesetzten Grenzen der Untertanenpflicht und der Nationalität festge-
legt werden. ... 
XII. Dem türkischen Teil des gegenwärtigen ottomanischen Reiches sollte eine gesicherte 
Souveränität gewährleistet werden ... 
XIII. Ein unabhängiger polnischer Staat sollte errichtet werden, der die von unbestreitbar pol-
nischer Bevölkerung bewohnten Gebiete umfassen soll, denen ein freier und sicherer Zugang 
zum Meere gewährleistet und dessen politische und ökonomische Unabhängigkeit sowie des-
sen territoriale Integrität durch internationalen Vertrag garantiert werden sollen. 
XIV. Eine allgemeine Gesellschaft der Nationen muß auf Grund eines besonderen Bundes-
vertrages gebildet werden zum Zweck der Gewährung gegenseitiger Garantien für politische 
Unabhängigkeit und territoriale Integrität in gleicher Weise für die großen und kleinen Staa-
ten. In bezug auf diese notwendige Berichtigung von Unrecht und Sicherung des Rechtes be-
trachten wir uns als intime Genossen sämtlicher Regierungen und Völker, die sich gegen die 
Imperialisten zusammengeschlossen haben. Es gibt für uns keine Sonderinteressen oder an-
dersartige Ziele. Bis zum Ende stehen wir zusammen.<<  
Am 28. April 1919 wurde die Satzung des Völkerbundes durch die Vollversammlung der 
Versailler Friedenskonferenz angenommen und schließlich am 28. Juni 1919 von den Grün-
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derstaaten unterzeichnet. Sie wurde damit ein Bestandteil des Versailler Vertrages.  

 
Abb. 58 (x299/61): Der Völkerbund … und wie er in Wirklichkeit aussieht (Arpad Schmid-
hammer, 1920). 
Die Leitsätze für den 1919 gegründeten Völkerbund wurden bereits auf dem Freimaurerkon-
greß im Jahre 1917 in Paris angenommen und verabschiedet. Der 1919 gebildete Völker-
bund war zweifelsfrei indirekt eine freimaurerische Gründung. 
Der schweizerische Theologe Martin Hohl-Wirz berichtete später über die Freimaurerei und 
den Völkerbund (x910/…): >>… 5.1.4. Überstaatliche Vereinigungen … 
Freimaurer haben sich nicht nur für nationalstaatliche Unabhängigkeit und Rechtsstaatlich-
keit, sondern schon bald auch für überstaatliche Vereinigungen eingesetzt. Der deutsche Phi-
losoph und Freimaurer Karl C. F. Krause (1781-1832) zum Beispiel konzipierte die "frühzei-
tige Form eines Völkerbundes in föderativer Form". Auch der französische Publizist Maurice 
Monier (1877-1931) gilt als ein 'Vorkämpfer für Völkerversöhnung'.  
"Der Völkerbund ist keine direkte freimaurerische Gründung, er ist aber eine Institution, die 
naturnotwendig aus dem Geiste der Loge heraus geboren wurde". Der deutsche Staatsmann 
und Freimaurer Gustav Stresemann (1878-1929) "erregte weltweites großes Aufsehen mit der 
unverkennbar freimaurerisch geprägten Antrittsrede vor dem Völkerbund." Der erste Vorsit-
zende des Völkerbundrates war der damalige französische Ministerpräsident und Freimaurer 
Léon Victor Auguste Bourgeois (1851-1925).  
Der Völkerverständigung unabhängig und trotz jeder Sprachverwirrung sollte auch die Schaf-
fung einer neuen, künstlichen Weltsprache dienen. 
Der Erfinder des Esperanto, der Deutsche Ludwig Lazarus Zamenhof (1859-1917) war Frei-
maurer. Der im Jahre 1913 unter anderen vom Schweizer Theologieprofessor Quartier la Ten-
te mitgegründete freimaurerische 'Weltbund' erklärte das Esperanto zur 'Weltsprache'. 
Von freimaurerischem Ursprung und Geist ist auch die Paneuropa-Bewegung. Der Begründer 
der Paneuropa Bewegung, der Freimaurer Richard Niklaus Graf von Coudenhove-Kalergi 
(1894-1972), vertrat das Ziel eines europäischen Staatenbundes. Er war auch Generalsekretär 
der von ihm begründeten 'Europäischen Parlamentarier Union'. Zur Zeit des Nationalsozia-
lismus trat er aus der Loge aus, "um den deutschnationalen Angriffen gegen die Paneuropa-
Bewegung nicht noch zusätzliches Material zu liefern." 
Moser schreibt unter anderem in seinem Aufsatz über 'die Freimaurerei und die Satzungen 
der Vereinten Nationen': Der Gedanke der Vereinten Nationen (UNO) ist eine freimaureri-
sche Schöpfung und stammt in erster Linie aus den USA. Freimaurer sind vor allem der 
'Charta der Vereinten Nationen' und der 'Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte' zu Ge-
vatter gestanden. Sie atmen 'freimaurerischen Geist'. "Darüber, daß viele Freimaurer an die-
sem Werk gearbeitet und sich eingesetzt haben, sind die meisten Freimaurer gar nicht aufge-
klärt." …<< 
Der Völkerbund nahm seine Arbeit im Januar 1920 in Genf auf und wurde ab 1922 durch den 
Internationalen Gerichtshof in Haag unterstützt. Die USA, die Sowjetunion und alle Verlierer 
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des Ersten Weltkrieges waren keine Völkerbundsmitglieder. Nordamerika blieb dem Völker-
bund auch später fern und schloß mit dem Deutschen Reich im August 1921 einen Separat-
frieden, der die "Garantiemacht" USA schließlich aus allen Verpflichtungen des Versailler 
Friedens entließ.  
Das Deutsche Reich und die Sowjetunion wurden erst 1926 bzw. 1934 in den Völkerbund 
aufgenommen. Da die führende militärische Großmacht Nordamerika kein Mitglied des Völ-
kerbundes wurde, konnte sich der Völkerbund nie richtig entfalten. Die mächtigsten Mitglie-
der des Völkerbundes waren damals die Siegermächte England und Frankreich, die jedoch 
weiterhin alle wesentlichen Nachkriegsprobleme direkt mit den betroffenen Nationen aus-
handelten. Der Völkerbund war zunächst nur ein Instrument, um das Versailler Unterdrük-
kungssystem mit allen Mitteln durchzusetzen und zu erhalten.  
Der Völkerbund sollte in erster Linie den Frieden sichern, die allgemeine Abrüstung be-
schleunigen und die Zusammenarbeit der Völker fördern. Der Völkerbund zeigte zwar Ansät-
ze einer Welt-Friedensorganisation, aber diese internationale Organisation, die von den euro-
päischen Siegermächten des Ersten Weltkrieges dominiert wurde, war mit schweren Mängeln 
behaftet.  
Der Völkerbundsrat konnte Beschlüsse grundsätzlich nur einstimmig fassen. Durch die Kop-
pelung mit den "Friedensverträgen 1919/20" und wegen des Prinzips der Einstimmigkeit 
konnte man die bisherige traditionelle Bündnis- und Geheimpolitik der einzelnen Regierun-
gen natürlich nicht verhindern.  
Der Völkerbund war in den ersten Jahren hauptsächlich für die Durchführung und Überwa-
chung der Pariser Friedensverträge zuständig (Aufsicht über Danzig, Memelland, Kontrolle 
der Mandatsgebiete, Verwaltung des Saargebietes, Durchsetzung der Minderheitenschutz-
rechte usw.).  
Die Minderheitenschutzverträge wurden ausdrücklich in den Friedensverträgen hervorgeho-
ben. Der Völkerbund garantierte den ethnischen Minderheiten in den neugegründeten Staaten 
z.B. die staatsbürgerliche Gleichstellung, Freiheit der Sprache, freie Religionsausübung und 
Schulunterricht in der entsprechenden Muttersprache. Die neuen Nationalstaaten entwickelten 
sich jedoch frühzeitig zu radikalen Nationalitätenstaaten, so daß innere Spannungen zwischen 
den jeweiligen ethnischen Minderheiten und den nationalen Mehrheiten, die vielerorts schon 
seit Jahrzehnten für Unruhe gesorgt hatten, unentwegt zu schweren Konflikten führten.  
Die Bearbeitung der zahllosen Beschwerden der unterdrückten Minderheiten erfolgte damals 
nur schleppend oder wurde größtenteils überhaupt nicht durchgeführt. Der Völkerbund ge-
währleistete weder den Minderheitenschutz noch überwachte er die Einhaltung der Friedens-
verträge (falls es sich um die berechtigten Interessen der "Verlierer" handelte).  
US-Präsident Warren Harding (1865-1923, seit 1921 Präsident der USA) erklärte bereits im 
Jahre 1921, daß der Völkerbund ein Zwangsmittel der Sieger des Krieges geworden sei 
(x054/190). 
Bis 1939 traten 14 der 63 Mitgliedstaaten aus dem Völkerbund aus. Der Völkerbund war spä-
ter auch nicht in der Lage, Japan (Einfall in die Mandschurei im Jahre 1931) sowie Italien 
(Überfall auf Abessinien im Jahre 1935) zu stoppen und konnte die verbrecherischen Diktato-
ren Hitler und Stalin ebenfalls nicht in die Schranken weisen.  
Der erfolglose Völkerbund wurde schließlich am 18. April 1946 durch Beschluß der Völker-
bundsversammlung aufgelöst. 
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über den "Völkerbund" (x051/607-608): >>Völker-
bund, 1919/20 gegründete weltweite internationale Staaten-Organisation mit Sitz in Genf.  
Die Satzung des Völkerbundes wurde am 28.4.19 durch die Vollversammlung der Pariser 
Friedenskonferenz angenommen, als Teil I (Artikel 1 bis 26) in alle Pariser Vorortverträge 
aufgenommen und trat mit der Ratifizierung des Versailler Vertrages am 10.1.20 in Kraft.  
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Initiator des Völkerbundes war US-Präsident Wilson; im letzten Punkt seiner Vierzehn Punk-
te vom 8.1.18 forderte er die Errichtung eines Völkerbundes.  
Mitglieder des Völkerbundes anfangs 32 Kriegsgegner des Deutschen Reiches und 13 im Er-
sten Weltkrieg neutrale Staaten; 1920 wurden Äthiopien, Österreich und Bulgarien, 1922 Un-
garn, am 8.9.26 das Deutsche Reich (wie im Locarnopakt vorgesehen), 1931 Mexiko, 1932 
der Irak und die Türkei und 1934 die UdSSR aufgenommen. Brasilien (1926), Japan (1933), 
Deutschland (19.10.33) und Italien (1937) traten wieder aus dem Völkerbund aus; die UdSSR 
wurde wegen ihres Winterkrieges gegen Finnland 1940 ausgeschlossen.  
Die USA ratifizierten den Versailler Vertrag nicht und gehörten dem Völkerbund nicht an.  
Organe des Völkerbundes:  
1. die einmal jährlich tagende Völkerbundsversammlung, in der jedes Mitglied eine Stimme 
hatte; 
2. der mehrmals im Jahr zusammentretende Völkerbundsrat mit Großbritannien, Frankreich, 
Italien, Japan, später auch mit Deutschland und der UdSSR als ständigen und neun für drei 
Jahre gewählten nichtständigen Mitgliedern; 
3. das von einem Generalsekretär geleitete Ständige Sekretariat. 
Zweck des Völkerbundes war, die Zusammenarbeit zwischen seinen Mitgliedern zu stärken, 
für die Achtung ihrer territorialen Integrität und politischen Unabhängigkeit zu sorgen, ihre 
Sicherheit zu gewährleisten und so den Weltfrieden zu erhalten, etwa durch die Schlichtung 
zwischenstaatlicher Konflikte oder Bemühungen um eine internationale Abrüstung. Außer-
dem war der Völkerbund für die Verwaltung des Saarlandes (bis 1935) und der Freien Stadt 
Danzig, die Aufsicht über die sogenannten Mandatsgebiete (die ehemaligen deutschen Kolo-
nien in Afrika und ehemals türkische Gebiete in Asien) und für den Schutz nationaler Min-
derheiten zuständig.  
Bei der Schlichtung von Streitigkeiten zwischen kleineren Staaten, auf kulturellem, wirt-
schaftlichem und humanitärem Gebiet war der Völkerbund erfolgreich. Dagegen hatten weder 
seine Abrüstungsbemühungen Erfolg, noch konnte er militärische Konflikte, an denen Groß-
mächte beteiligt waren (z.B. den Krieg Italiens gegen Abessinien 1935/36), noch den Aus-
bruch des Zweiten Weltkrieges (1939) verhindern.  
Am 18.4.46 löste sich der Völkerbund selbst auf. An seine Stelle traten im selben Jahr die 
Vereinten Nationen.<< 
 
Die Paneuropa-Bewegung 
Auch die Paneuropa-Bewegung war freimaurerischen Ursprungs. Der Begründer der Paneu-
ropa-Bewegung in Wien, der Freimaurer Richard Niklaus Graf von Coudenhove-Kalergi 
(1894-1972, Generalsekretär der von ihm begründeten 'Europäischen Parlamentarier Union'), 
verfolgte die Bildung eines europäischen Staatenbundes.  
Zu den einflußreichsten Gründern der europäischen "NWO-Integrationsbewegung" zählten 
Jean Monnet und Graf Richard von Coudenhove-Kalergi. 
Der französische Unternehmer Jean Monnet (1888-1979, koordinierte während des Ersten 
Weltkrieges maßgeblich die Kriegsmateriallieferungen der westlichen Alliierten, 1919 Mit-
glied der französischen Delegation in Versailles, von 1919 bis 1923 stellvertretender Gene-
ralsekretär beim Völkerbund in Genf, danach in führenden Stellungen bei US-Banken tätig, 
Gründer einer US-Investmentbank, die auch Geschäftsbeziehungen mit Hitler und der 
NSDAP unterhielten, beschäftigte sich seit 1938 mit den alliierten Vorbereitungen für den 
drohenden Zweiten Weltkrieg, koordinierte während des Zweiten Weltkrieges ab 1940 in den 
USA die Kriegsmateriallieferungen der westlichen Alliierten, erstellte nach dem Zweiten 
Krieg den sog. " Schumann-Plan", von 1952 bis 1955 erster Präsident der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl bzw. Montanunion, gründete 1955 mit US-Unterstützung das 
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"Aktionskommitee für die Vereinigten Staaten von Europa") wurde später "Vater eines ver-
einten Europa" genannt. 
Der Freimaurer Graf Richard von Coudenhove-Kalergi (1894-1973, österreichischer Schrift-
steller, Vorkämpfer für die Bildung eines europäischen Staatenbundes, 1923 Gründer und 
erster Präsident der Paneuropa-Bewegung in Wien), veröffentlichte u.a. im Jahre 1923 "Pan-
Europa" und 1953 "Die Europäische Nation".  
Die bedeutenden Freimaurer und Förderer des paneuropäischen Gedankens Aristide Briand, 
Gustav Stresemann und US-General George Marshall wurden später mit dem Friedensnobel-
preis ausgezeichnet.  
Der evangelische Theologe und Publizist Dr. Lothar Gassmann berichtete im Jahre 2005 in 
seinem Buch "Europa - das wiedererstehende Römische Reich?" (x880/...): >>Europa, Vati-
kan und die Neue Weltordnung 
Nähert sich das Reich des Antichristen? 
1. Einleitung 
In absehbarer Zeit wird es nicht nur die Vereinigten Staaten von Amerika geben, sondern 
auch die Vereinigten Staaten von Europa. Zugleich zeichnet sich in Gestalt der Vereinten 
Nationen bereits eine Weltregierung ab - mit Weltparlament, Weltgerichtshof, Weltbank, 
Weltarmee und Weltpolizei. 
Die Entwicklung ist faszinierend - und gerade wegen ihrer Faszination gefährlich: Wir sind 
Zeugen der Wiederentstehung des Römischen Reiches. … 
Heutzutage umfaßt die Europäische Union bereits 25 Staaten vom Nordmeer bis zum Mit-
telmeer und vom Atlantik bis zum Bosporus. Nicht in allen Ländern wurde die Bevölkerung 
gefragt, ob sie der Europäischen Union beitreten will. In mehreren Staaten regte sich starker 
Widerstand, so etwa in der Schweiz und in Norwegen, die momentan - aufgrund von Volks-
abstimmungen und gegen den Willen der Regierenden - noch nicht Mitglieder der Europäi-
schen Union sind. Aber auch in mehreren bereits zur EU gehörenden Ländern ist es keines-
wegs sicher, ob diese nach dem künftigen Willen der Bevölkerungsmehrheit in der EU blei-
ben werden. … 
Die Paneuropa-Idee 
"Jedes große historische Geschehen begann als Utopie und endete als Realität." 
Dieses Motto steht über der programmatischen Schrift, die wie keine andere die Entstehung 
des vereinten Europa im 20. Jahrhundert nach Christus geprägt hat. Es ist das Buch Pan-
Europa, im Jahre 1923 veröffentlicht von dem erst 29jährigen Adligen Graf Richard N. Cou-
denhove-Kalergi. Coudenhove war der Gründer und erste Präsident der Paneuropa-Union. 
Sein Nachfolger Otto von Habsburg, Sohn des letzten österreichischen Kaisers, bezeichnet 
Coudenhove im Vorwort zur Neuauflage 1982 dieses Buches als "Prophet Europas". 
Coudenhove beginnt sein Werk mit folgenden Sätzen: 
"Dieses Buch ist bestimmt, eine große politische Bewegung zu wecken, die in allen Völkern 
Europas schlummert. Viele Menschen erträumten ein einiges Europa; aber wenige sind ent-
schlossen, es zu schaffen. Als Ziel der Sehnsucht bleibt es unfruchtbar - als Ziel des Wollens 
wird es fruchtbar. Die einzige Kraft, die Pan-Europa verwirklichen kann, ist: der Wille der 
Europäer; die einzige Kraft, die Pan-Europa aufhalten kann, ist: der Wille der Europäer. So 
liegt in der Hand jedes Europäers ein Teil des Schicksals seiner Welt". 
Erschüttert von den blutigen Erfahrungen des Ersten Weltkrieges, kommt Coudenhove zu der 
Erkenntnis, daß nur ein vereintes Europa derartige Konflikte in Zukunft verhindern kann. Er 
stellt die "europäische Frage": 
"Kann Europa in seiner politischen und wirtschaftlichen Zersplitterung seinen Frieden und 
seine Selbständigkeit den wachsenden außereuropäischen Weltmächten gegenüber wahren - 
oder ist es gezwungen, sich zur Rettung seiner Existenz zu einem Staatenbunde zu organisie-
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ren?" 
Für Coudenhove ist die Antwort klar. Sie kann nur lauten:  
"Weder der Westen noch der Osten will Europa retten: Rußland will es erobern - Amerika 
will es kaufen. …  
Doch die Vereinigung Europas ist für Coudenhove nicht das Letzte. Sie ist nur die notwendi-
ge Vorstufe zur Herstellung der Welteinheit: 
"Soll die Weltorganisation an die Stelle der Welt-Anarchie treten, so müssen erst die Staaten 
sich zu Über-Staaten zusammenschließen. Wie die Einigung Deutschlands, Italiens und Po-
lens notwendige Etappen waren für die Einigung Europas - so wird die Einigung Europas 
eine notwendige Etappe bilden zur Einigung der Menschheit … Erst muß Europa sich einigen 
- dann die Menschheit: diese Entwicklung läßt sich nicht umkehren". 
In der geistesgeschichtlichen Begründung des Paneuropa-Gedankens geht Coudenhove zu-
rück bis zum Römischen Reich: 
… Unter der Überschrift "Wege zu Pan-Europa" nennt Coudenhove konkrete Schritte, die 
inzwischen - Jahrzehnte nach der Niederschrift seines Buches - zum Teil in verblüffender 
Weise in die Tat umgesetzt worden sind: 
"Der erste Schritt zu Pan-Europa wäre die Einberufung einer paneuropäischen Konferenz 
durch eine europäische Regierung oder durch mehrere … 
Der zweite Schritt zu Pan-Europa ist der Abschluß eines obligatorischen Schieds- und Garan-
tievertrages zwischen allen demokratischen Staaten Kontinentaleuropas… 
Der dritte Schritt zu Pan-Europa ist die Bildung einer paneuropäischen Zollunion, der Zu-
sammenschluß Europas zu einem einheitlichen Wirtschaftsgebiet … 
Die Krönung der paneuropäischen Bestrebungen wäre die Konstituierung der Vereinig-
ten Staaten von Europa nach dem Muster der Vereinigten Staaten von Amerika". 
Coudenhove ließ es nicht bei der Theorie bewenden, sondern schritt eifrig zur Tat. So grün-
dete er im Zusammenhang mit der Veröffentlichung seines Buches die Paneuropa-Union. Der 
erste Europa-Kongreß der Geschichte fand auf Initiative Coudenhoves vom 3. bis 6. Oktober 
1926 in Wien statt. Er führte rund zweitausend Teilnehmer aus 24 Ländern zusammen, dar-
unter zahlreiche Politiker. Im Bamberger Programm der Paneuropa-Union vom 9. Juni 1996 
heißt es u.a.: 
Die Paneuropa-Union erstrebt die Aufnahme der europäischen Völker, die dazu bereit 
sind und die entsprechenden Bedingungen insbesondere auf dem Gebiete der Rechtsstaatlich-
keit, des Menschen-, Volksgruppen- und Heimatrechts erfüllen, in die Europäische Union, 
eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union zur Sicherung des 
Friedens und der Freiheit in Europa, die Weiterentwicklung der Europäischen Union zu einer 
politisch nach außen und innen voll handlungsfähigen Einheit, ein souveränes Europa, das 
keiner fremden Macht untergeordnet ist. 
Dieses Programm - so meine Beobachtung - trägt einerseits die Handschrift einer konservati-
ven Politik mit der Beibehaltung christlich-ethischer Werte - im Gegensatz zu liberalistischen 
und sozialistischen Konzeptionen im Europäischen Parlament. Zugleich aber wirkt es durch 
die Forderung einer politischen Vereinigung bisher getrennter Staaten revolutionär - doch nur 
auf den ersten Blick.  
Betrachtet man die Hintergründe ausführlicher, dann erkennt man dahinter das Ziel des wie-
derhergestellten einheitlichen europäischen Reiches, wie es im Altertum durch den römischen 
Kaiser und im Mittelalter durch Kaisertum und Papsttum verkörpert war. Nicht zufällig war 
der Sohn des letzten österreichischen Kaisers, Otto von Habsburg, jahrzehntelang Präsident 
der Paneuropa-Union und zugleich einer der einflußreichsten Wegbereiter der Europäischen 
Union. In ihm und seinen Nachfolgern lebt der Gedanke vom politischen Einheitsreich in 
Verbindung mit dem Papsttum weiter.  
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Seine Kaiserliche Hoheit Otto von Habsburg war nicht nur jahrzehntelang Europaparlamenta-
rier, sondern auch von 1930 bis 2000 "Chef und Souverän des Ordens vom Goldenen Vlies". 
Er gab die Leitung aus Altersgründen an seinen Sohn Karl ab. Der Orden vom Goldenen 
Vlies ist "der Jungfrau Maria gewidmet". Sein Ziel ist "die Erhaltung des katholischen Glau-
bens, der Schutz der Kirche und die Wahrung der unbefleckten Ehre des Rittertums". 
Über weitere weltanschauliche Hintergründe der Begründer der Europa-Idee schreibt der un-
garische Jesuit und Freimaurer T. Nagy: 
"Die Vorkämpfer der Idee eines vereinten Europas waren Freimaurer, zumal diese Ideo-
logie durch ihre freiheitlichen und brüderlichen Grundsätze typisch maurerisch ist. Einer der 
Großen dieser Bewegung war Graf Richard von Coudenhove-Kalergi; als ich vor vielen 
Jahren einmal voller Begeisterung ein Buch von ihm las, hätte ich mir nicht träumen lassen, 
daß er Freimaurer war und daß ich ihn eines Tages als die Personifizierung des maurerischen 
Prinzips zitieren würde.  
Drei bedeutende Förderer des paneuropäischen Gedankens wurden mit dem Friedensnobel-
preis ausgezeichnet: Aristide Briand, Gustav Stresemann und General George Marshall - 
alle drei Maurer." - Als der 29jährige Coudenhove-Kalergi sein Werk "Pan-Europa" schrieb, 
hatte er in seiner Freimaurerloge bereits den 18. Grad des Schottischen Ritus, den "Ritter vom 
Rosenkreuz", erreicht. 
Welche Ziele vertritt die Freimaurerei? 
Es ist ein seit langem erklärtes Ziel der freimaurerischen Doktrin, insbesondere der Illumina-
ten, eine "Weltbruderschaft" zu errichten, in der alle Unterschiede zwischen Menschen - vor 
allem politischer und religiöser Art - beseitigt sind und es keinen Absolutheitsanspruch ir-
gendeiner Religion auf "Wahrheit" mehr gibt. Laut Auskunft des "Internationalen Freimaurer-
lexikons" gehört es zu den Grundgesetzen der Freimaurer, sich "bloß zu der Religion zu ver-
pflichten, in welcher alle Menschen übereinstimmen und jedem seine besondere Meinung zu 
lassen." Der Satz von der "Religion … in der alle Menschen übereinstimmen … ist das Fun-
dament der Freimaurerei geworden." 
Mutig und treffend stellt hierzu der katholische Freimaurer-Experte Manfred Adler fest: 
…"Tatsächlich ist es der geheime und offene Traum der maurerischen Weltpolitik, eine uni-
versale Weltregierung in einem universalen Welt-Einheits-Staat zu errichten. Nicht zuletzt 
um dieses Endziels willen waren einflußreiche kosmopolitische Maurerbrüder maßgeblich an 
der Gründung der 'Organisation der Vereinten Nationen' beteiligt, die ihr 'Hauptquartier' in 
New York haben und 1945 an Stelle des Völkerbundes traten, der sich 1920 in Genf konstitu-
iert hatte." … 
Welches sind die weltanschaulichen Grundlagen und Ziele der Europäischen Union? 
… In Artikel 2 der EU-Charta werden die Werte der Union beschrieben: 
"Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, 
Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte; diese 
Werte sind allen Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft gemeinsam, die sich durch Pluralis-
mus, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und Nichtdiskriminierung auszeichnet." 
Es fällt auf, daß in dieser Präambel sowie in der Beschreibung der Werte und Ziele jeder Be-
zug auf Gott und die christlichen Wurzeln des Abendlandes fehlt. An der Stelle Gottes wird 
in der Präambel "die zentrale Stellung des Menschen" betont. Dementsprechend finden sich 
dann die "Werte" eines atheistischen Humanismus, vor allem der Gedanke des Pluralismus 
und der Toleranz. Pluralismus und Toleranz schließen aber gerade feste Werte aus, wie sie 
uns etwa in den Zehn Geboten der Bibel vermittelt werden. Pluralismus und Toleranz - das 
bedeutet praktisch: Duldung unterschiedlichster Meinungen und Wertvorstellungen, auch 
wenn sie in Widerspruch zu Gottes Willen und Geboten stehen. Diese gottlose Basis des neu-
en Europa zeigt sich besonders folgenreich in Artikel 21 der EU-Charta über "Nichtdiskrimi-
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nierung", wo es heißt: 
"Diskriminierungen insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der eth-
nischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder 
der Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer 
nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Ausrichtung sind verboten." 
Unter "Diskriminierung" wird die Herabsetzung eines Menschen - etwa aus den genannten 
Gründen - verstanden. Die entscheidende Frage freilich ist: Wann beginnt der "Straftatbe-
stand" Diskriminierung? Bei einer üblen Beschimpfung - oder aber bereits bei einer von der 
Bibel her gebotenen sachlichen Kritik? Darf ein Christ etwa nicht mehr sagen: "Wer einer 
nichtchristlichen Religion anhängt, kann gemäß Johannes 14,6 nicht zu Gott dem Vater 
kommen." Oder: "Wer Homosexualität praktiziert, tut Sünde."? 
Hier tut sich ein Konflikt zwischen dem "Nichtdiskriminierungs-Gesetz" und der ebenfalls 
bisher gesetzlich verankerten Meinungs-, Glaubens- und Religionsfreiheit auf, der den Juri-
sten noch viel zu schaffen machen könnte. Der christliche Jurist Thomas Zimmermans 
schreibt hierzu: 
"Es ist damit zu rechnen, daß schon in den nächsten Jahren weitere Gesetze oder Ergänzun-
gen zu bestehenden Gesetzen erlassen werden, in denen die Diskriminierung von Frauen, 
Homosexuellen usw. unter Strafe gestellt oder in sonstiger Weise rechtlich belangt wird. Dies 
kann zur Folge haben, daß Werturteile, die sich z.B. gegen Abtreibung, feministische Positio-
nen oder Homosexualität richten, nach solchen Gesetzen für strafbar oder schadensersatz-
pflichtig erklärt werden. Auch berufliche Konsequenzen insbesondere für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes sind dann nicht mehr auszuschließen. 
Eine EU-Richtlinie vom 29.06.2000 sieht z.B. vor, daß niemand einen Vertragsabschluß we-
gen der Rasse oder der ethnischen Herkunft des Anderen verweigern darf. Die Bundesjustiz-
ministerin wollte diese Kriterien u.a. auch auf 'sexuelle Orientierung' ausdehnen. … 
In Schweden wurde im Herbst 2002 mit großer Mehrheit ein Gesetz verabschiedet, wonach 
… kritische Äußerungen über Homosexualität und Homosexuelle mit Freiheitsstrafe bis zu 
vier Jahren bestraft werden. Dies soll auch dann gelten, wenn sich der Äußernde auf die Bibel 
beruft; die entsprechenden Bibelstellen sollen wohl noch zitiert werden dürfen, nicht aber als 
weiterhin verbindliches Wort Gottes verkündigt werden dürfen. Es ist anzunehmen, daß sol-
che Gesetze nicht auf Schweden beschränkt bleiben und auch in den anderen EU-Staaten die 
erforderlichen Mehrheiten finden werden." … 
Fest steht allerdings Folgendes: 
Die Weltgeschichte entwickelt sich - besonders auffallend seit dem Ende des 20. Jahrhun-
derts - auf einen Punkt zu, an dem die Menschheit aus eigener Kraft versucht, ein Friedens-
reich zu bauen. Sie betreibt damit nichts anderes als den Versuch, das tausendjährige messia-
nische Friedensreich Jesu Christi - vergleiche Offenbarung 20,1-6 - aus eigener Kraft vor-
wegzunehmen. Die Bibel spricht deutlich davon, daß diese Bemühungen der vereinigten 
Menschheit ohne den einen, lebendigen Gott der Bibel im Antichristlichen - im zweiten 
Turmbau von Babel - vergleiche 1. Mose 11,1-9; Offenbarung 17 - enden werden.  
Doch dieses Friedensreich hat keinen Bestand. Es ist ein Reich "aus Ton und Eisen gemischt" 
- eine Einheit ohne Wahrheit, eine Einheit durch Vermischung unterschiedlicher Ideologien 
und Religionen (vergleiche Daniel 2,33,43). Jesus wird sein Gericht über dieses "Sein-
Wollen-wie-Gott" der Menschheit halten: "Wenn sie sagen werden: Es ist Frieden! Es hat 
keine Gefahr! - dann wird das Verderben schnell über sie kommen" (vergleiche 1. Thessalo-
nicher 5,3). 
Das wiedererstehende Römische Reich und die Römisch-Katholische Kirche 
Am 29. Oktober 2004 wurde die Verfassung der Europäischen Union von Staats- und Regie-
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rungschefs aus 25 Ländern auf dem Kapitol in Rom unterzeichnet. Radio Vatikan kommen-
tierte: "Den Text der Verfassung, der völlig ohne die Worte Gott oder Christentum aus-
kommt, unterzeichnen alle - Ironie der Geschichte - unter einer großen, historischen Papststa-
tue." 
War dies wirklich nur eine Ironie der Geschichte? Warum hat man denn gerade diesen sym-
bolträchtigen Ort gewählt? Hat der Vatikan vielleicht doch mehr mit der Vereinigung Euro-
pas zu tun, als viele denken? 
Am 30.10.2004 jedenfalls, einen Tag nach der Unterzeichnung, wurde der Papst mit folgen-
den Worten zitiert: "Die Unterzeichnung ist ein Ereignis, das auf gewisse Weise den Prozeß 
der Erweiterung der EU abschließt. … Der Heilige Stuhl und ich persönlich haben diesen 
Erweiterungsprozeß unterstützt, damit Europa mit seinen zwei Lungenflügeln atmen kann: 
dem Geist des Westens und dem Geist des Ostens …  
Obwohl in der EU-Verfassung ein ausdrücklicher Verweis auf die christlichen Wurzeln fehlt, 
die doch die Kultur aller heutigen EU-Nationen bestimmt, bin ich zuversichtlich, daß die 
Werte des Evangeliums weiterhin die Bemühungen jener Menschen inspirieren, die für das 
Antlitz Europas verantwortlich zeichnen. Und ich hoffe, daß Europa dieses spirituelle Erbe 
als Basis seiner Einheit bewahrt." … 
Auch die Europafahne gibt einen Hinweis auf den Einfluß der Römisch-Katholischen Kirche 
auf das vereinte Europa. Sie besteht aus einem Kreis aus zwölf goldenen fünfzackigen Ster-
nen auf blauem Grund. … 
Heute geht die falsche Einheit mit Riesenschritten voran. Es gibt eine "Globalisierung" in der 
Politik und Wirtschaft, aber leider genauso in christlichen Kirchen und Gemeinden. Alle Re-
ligionen und Konfessionen sollen zusammenrücken um des äußeren und inneren Friedens 
willen. Einheit und Friede werden über Eindeutigkeit und Wahrheit gestellt. Der Maßstab ist 
nicht mehr "allein Christus", "allein der Glaube" und "allein die Heilige Schrift", sondern eine 
falsch verstandene Liebe - ohne Wahrheit, eine Selbstverwirklichungs-Ideologie und ein 
"Evangelium" zum Wohlfühlen. Hier sollten wir äußerst wachsam sein.<< 
Die schweizerische Online-Zeitung "Zeit-Fragen" Nr. 25 berichtete am 20. Juni 2011: 
>>Jean Monnet als Sondergesandter des amerikanischen Präsidenten Roosevelt 
Im ersten Teil unserer Darstellung zu Jean Monnet (Zeit-Fragen Nr. 38 vom 27.9.2010 unter 
dem Titel "Moloch EU und Strippenzieher Jean Monnet") haben wir gezeigt, wie Monnet, 
einer der sogenannten "Gründerväter Europas", sich als internationaler Kognakhändler und 
Bankier in den Jahren vor, während und nach dem Ersten Weltkrieg im angloamerikanischen 
Finanz- und Politikmilieu vernetzte. Im folgenden Teil werden wir Monnets diverse Aktivitä-
ten bis 1945 beschreiben.  
Durch diese Aktivitäten zieht sich wie ein roter Faden das Bemühen, die Souveränität der 
europäischen Nationalstaaten anzutasten und aufzubrechen, mit dem Ziel der Herstellung ei-
nes großräumigen Marktes, sprich Absatzmarktes im Interesse der US-amerikanischen Wirt-
schaft. In diesem Zusammenhang muß man auch seine Aktivitäten im Kontext der französi-
schen Politik sehen.  
Im folgenden wird viel von Frankreich die Rede sein, dem ganz eindeutig - und das wird im 
dritten Teil unserer Untersuchung u.a. Thema sein - eine ganz bestimmte Rolle bei der Grün-
dung der "Vereinigten Staaten Europas von Amerikas Gnaden" zugedacht war.  
Eine wohl sehr treffende Beschreibung Monnets und der Art, wie er sich bewegte, gibt die 
Journalistin und erste Alterspräsidentin des Europäischen Parlaments Louise Weiss (1893-
1983), die Monnet recht gut kannte, in ihren Mémoires d'une Européenne: "Geniales Leuch-
ten in den dunkelbraunen Augen des kleinen Jean Monnet, wenn er geheimnisvoll, lebendig 
und charmant seine Einflußnetze knüpfte, die dem Völkerbund von Anfang an eine beträcht-
liche Macht sicherten.  
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Seine Verhandlungen während des Kriegs hatten ihm alle Türen geöffnet und auch die Treso-
re der Finanzbastionen der City, der Wall Street, ja sogar der chinesischen Häfen. Die Eigen-
tümer der Zeitungen kannten ihn, aber er schlich und glitt wie eine Natter zwischen den Fe-
dern ihrer Redakteure einher. Öffentlichen Verhandlungen, die ihn gefangengenommen hät-
ten, zog er die freien Suggestionen seiner speziellen Vorstellungen vor. Er hatte so seine Art. 
Er war ein Eingeweihter. Diese Art faszinierte bald die ganze Welt."  
Internationale Hochfinanz 
Sehr früh also war Monnet ein einflußreicher Mann geworden, der eine erstaunlich breite 
Klaviatur besaß, insbesondere für die damalige Zeit. Er ging bei den wichtigsten politischen 
Führern der Londoner und New Yorker Finanzelite und den hohen Beamten des amerikani-
schen Außenministeriums ein und aus. 1923 hatte er den Völkerbund verlassen. Seit er 1926 
Vizepräsident der neu eröffneten Europa-Abteilung der sehr mächtigen amerikanischen In-
vestment Bank Blair & Co. geworden war, nahm er auch an Finanzoperationen von sehr ho-
hem Niveau teil. Er organisierte die Vergabe von amerikanischen Krediten zur Stabilisierung 
des Franc im Jahr 1926, der des Zloty, der polnischen Währung, und im Jahr 1928 der des 
Leu, der rumänischen Währung.  
Kurz darauf übte er seine Tätigkeit als Finanzberater in China an der Seite von Chiang Kai-
shek aus, organisierte Anleihen für die chinesische Regierung und gründete auf Vermittlung 
von John Foster Dulles, dem späteren US-Außenminister, die Bank Monnet, Murnane & Co., 
um den Geldfluß nach China zu sichern. Diese Bank wird später auch einträgliche Geschäfte 
mit Hitler-Deutschland abschließen. Monnet fungierte als außerordentlich geschickter und 
erfolgreicher Verbindungsmann zwischen den Interessen der US-amerikanischen Finanz-, 
Geschäfts- und Politikwelt einerseits und den entsprechenden Kreisen der restlichen Welt, 
insbesondere Europas.  
Geschäfte und Souveränitäten 
So war es nicht überraschend, daß der damalige französische Premierminister Daladier 
(1884-1970) ihn 1938, als England noch seine Appeasement-Politik betrieb, beauftragte, in 
größter Diskretion für die französische Armee Flugzeuge in Amerika zu besorgen, um die 
desolate Situation der französischen Luftwaffe zu verbessern. Bei der Ausführung dieses Auf-
trages lernte er durch Vermittlung von US-Botschafter W. Bullitt den amerikanischen Präsi-
denten (1933-1945) Roosevelt kennen.  
Die Schwierigkeiten bei diesem Projekt bestanden darin, daß Frankreich einerseits Probleme 
bei der Bezahlung hatte, der amerikanische Finanzminister (1934-1945) Henry Morgenthau 
aber die Finanzierung gesichert sehen wollte. Außerdem mußten Wege gefunden werden, das 
Neutralitätsgesetz zu umgehen oder außer Kraft zu setzen. Nachdem dieses im November 
1939 gelockert worden war, kamen der britische Regierungsberater in Industrieangelegenhei-
ten und Kabinettchef Chamberlains, Horace Wilson, der schon eine Schlüsselrolle in Cham-
berlains Appeasement-Politik gespielt hatte, und Monnet überein, die französischen und briti-
schen Waffenkäufe zu vereinen.  
Monnet, der sich schon während des Ersten Weltkriegs in London mit Waffenkäufen beschäf-
tigt hatte, fand nun die gleichen Bedingungen vor, wie er sie schon damals gekannt hatte und 
übernahm auch die gleichen Funktionen. Er hatte sehr schnell verstanden, daß die Amerika-
ner seit dem Ersten Weltkrieg eine größere Rolle in der Welt spielten und sich darauf einge-
stellt.  
Fusionierung der Souveränitäten 
Die Idee einer engen britisch-französischen Union kam aus dem Chatham House, das von 
1925 bis 1956 von dem Geschichtsphilosophen Arnold Toynbee geleitet wurde. Seit 1938 
hatte man in Verbindung mit dem "Zentrum für außenpolitische Studien in Paris die Idee ei-
ner Annäherung der beiden Staaten in vielen kleinen Zirkeln unter Ausschluß der Öffentlich-
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keit diskutiert. Aber als Toynbee 1940 nach Paris fuhr, bekam das Projekt Publizität und Ak-
tualität. Es wurde sozusagen lanciert: Bei seiner Rückkehr ließ Toynbee in London ein Me-
morandum verfassen, den … Gründungsakt einer dauerhaften Vereinigung Frankreichs und 
Englands.  
Dieser Plan diente auf der einen Seite dazu, Frankreich durch militärische, wirtschaftliche 
und politische Kooperation mit England gegen einen Angriff Hitler-Deutschlands zu stützen. 
Auf der anderen Seite war damit die Absicht verbunden, eine Fusion der Souveränitäten bei-
der Länder herbeizuführen. Monnet schlug in Zusammenarbeit mit seinem Freund Vansittart 
dieses Projekt einer totalen Fusion der Souveränitäten vor. Die Idee war nicht ganz neu. 
Monnets Freund Bullitt hatte schon 1936 von "these dingy little states" in Europa gesprochen, 
die es eigentlich nicht wert seien als Staaten bezeichnet zu werden. 
Das Projekt war jetzt also lanciert. In England redeten insbesondere die Minister davon. In 
Frankreich führten es eher Intellektuelle und Pressekreise in die Diskussion ein. Bei seiner 
Realisierung spielte Jean Monnet eine Schlüsselrolle. 1939 begab er sich nach London und 
sandte parallel an den englischen Premierminister Churchill (1940 bis 1945 und 1951 bis 
1955) und an den französischen Ministerpräsidenten Reynaud (Mai 1940 bis Juni 1940) eine 
Note, in der er seiner Befürchtung Ausdruck verlieh, daß Hitler England und Frankreich aus-
einanderdividieren könnte. Deswegen müßten die Verbindungen unauflöslich gemacht wer-
den:  
Die Kräfte der beiden Staaten müßten wie eine einzige Kraft eingesetzt werden. Um seiner 
Argumentation noch weiteres Gewicht zu geben, fügte er - ein für ihn typisches Vorgehen - 
hinzu: Die fast unbegrenzte Produktionskraft der Amerikaner würde sich ihnen nur dann zur 
Verfügung stellen, wenn sie selbst eindeutig die Bereitschaft bekundeten, gemeinsam zu 
kämpfen. Ansonsten könne man die Hilfe der Amerikaner vergessen. Damit wurde Monnet 
im September 1939 ein "alliierter Funktionär" der britischen und französischen Regierung, 
der über den nationalen Interessen stand. 
Auf der falschen Seite? 
Als Frankreich dann in der "drole de guerre", dem "seltsamen Krieg", vom 10.5. bis 
22.6.1940 Hitler-Deutschland unterlag, stellte sich für die französischen Eliten die Frage der 
Kapitulation und des Waffenstillstands oder des Weiterkämpfens von den französischen Ko-
lonien aus. Durch eine gezielte Propaganda wurden die Namen von General Weygand und 
Marschall Pétain, beide Sympathisanten Hitler-Deutschlands und fanatische Antikommuni-
sten, als Retter Frankreichs verbreitet.  
Der aus dem Ersten Weltkrieg in gewissen Kreisen mit großem Ansehen verbundene Name 
des Marschall Pétain, dem sogenannten "Sieger von Verdun", verleitete viele Politiker dazu, 
ihm in den Waffenstillstand zu folgen. Pétain unterschrieb diesen als letzter Ministerpräsident 
der Dritten Republik, um danach Staatschef des neu geschaffenen Etat Français zu werden, 
der mit Hilfe eines Ermächtigungsgesetzes … die Republik abschaffte und ein mit Hitler kol-
laborierendes autoritäres Regime, das nach dem Regierungssitz benannte Vichy-Régime in-
stallierte.  
Charles de Gaulle, der in jungen Jahren als Berufssoldat auch ein Bewunderer Pétains gewe-
sen war, vollzog diesen Schritt nicht mit. Er verurteilte den Waffenstillstand mit Nazi-
Deutschland und begab sich mit einigen Mitstreitern nach London. Von dort aus forderte er 
mit der Erlaubnis Churchills am 18. Juni in seinem berühmten Appel du 18 Juin über die 
BBC das französische Volk auf, den Waffenstillstand nicht zu akzeptieren und den Kampf an 
der Seite Englands und Amerikas weiterzuführen.  
Nur einige wenige waren bei ihm, mit denen er dann eine Widerstandsorganisation, das Co-
mité National Français (CFN) aufbaute. Hier in London begegneten sich Jean Monnet und de 
Gaulle. 
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Wie ist es nun zu erklären, daß Monnet, der offiziell ein erklärter Gegner Vichy-Frankreichs 
war, de Gaulle keineswegs unterstützte, als dieser 1940 in London begann, den Widerstand 
gegen die deutsche Besatzung Frankreichs zu organisieren? 
Monnet fuhr in die USA, um dort im Auftrag Churchills Waffen für England zu kaufen. Er 
blieb dort und wurde in den harten Kern des Beziehungsnetzes im engsten Kreis um Präsident 
Roosevelt integriert (Dean Acheson, Staatssekretär im Außenministerium; Felix Frankfurter, 
Richter am obersten amerikanischen Gerichtshof; Francis Biddle, Justizminister; Phil Gra-
ham, Medienzar).  
Während dieser Zeit verkehrte er auch in Exilkreisen, die gegen de Gaulle bei der amerikani-
schen Regierung intrigierten. Monnets diverse Argumente, de Gaulle sei ein Diktator, faschi-
stisch, psychotisch, sei Hitler ähnlich, habe keine Legitimation, die Franzosen zu vertreten 
usw. wurden beliebig benutzt, um ihn zu desavouieren und als Kopf einer Nachkriegsregie-
rung unmöglich zu machen. 
De Gaulles Position paßte ihnen nicht, weil er mit all ihm zur Verfügung stehender Kraft die 
Souveränität Frankreichs wiederherstellen wollte. Über die Landung der US-amerikanischen 
Flotte in Algerien wurde de Gaulle in London weder informiert, geschweige denn darin ein-
bezogen.  
Die amerikanische Regierung glaubte, in General Giraud einen passenden Mann gefunden zu 
haben, den sie für ihre Zwecke benutzen konnte. Er wurde im Dezember 1942 zum Hoch-
kommissar für Französisch Nord- und Westafrika gemacht. Es mußte ihm nur noch schnell 
ein demokratisches Mäntelchen umgehängt werden, damit er für die Weltöffentlichkeit prä-
sentabel wurde. Diese Aufgabe übernahm Monnet in seiner Funktion als Sondergesandter des 
amerikanischen Präsidenten Roosevelt. Einen französischen Auftrag hatte er nicht. 
Die Tatsache, daß Giraud in Algerien die rassistischen bzw. faschistischen, an Hitler-
Deutschland angelehnten Vichy-Gesetze gegen Juden und Résistance-Kämpfer anwandte, 
wurde in diesem Zusammenhang von den Machthabern als quantité négligeable angesehen. 
Eine Tatsache, die um so schwerer wiegt, als ohne die aktive Unterstützung von etwa 400 
Widerstands-Kämpfern die Landung der alliierten Streitkräfte im November 1942 wesentlich 
schwieriger gewesen wäre, da die Vichy-Verwaltung erheblichen Widerstand leistete. 
Diese Tatsachen zeigen deutlich, daß de Gaulle nicht der "Mann Amerikas" war und die 
Vorwürfe ihm gegenüber als Propagandalügen angesehen werden müssen.  
Aktiv im Dienste Roosevelts  
In Algier befolgte Monnet als direkter Sondergesandter Roosevelts dessen Aufträge. Dabei 
halfen ihm große Summen amerikanischer Gelder, ermöglicht durch den Lend-Lease-Act. 
Insgesamt erhielt Frankreich auf diesem Wege während des Krieges 4 Milliarden Dollar. 
Monnet organisierte damit u.a. die Versorgung der "Forces françaises libres". Dabei arbeitete 
er eng mit dem jungen Finanzberater Christian Valensi zusammen, der wie Monnet über ein 
bedeutendes Beziehungsnetz auf beiden Seiten des Atlantiks verfügte und auch nach Kriegs-
ende maßgeblich beteiligt war an der Beschaffung amerikanischer Kredite zusätzlich zu Gel-
dern aus dem Marshall-Plan. 
Gleichzeitig boykottierte Monnet das nationale Befreiungskomitee in London unter Führung 
de Gaulles, der von der Gesamtheit der französischen Résistance anerkannt und mit deren 
Leitung beauftragt worden war. Als jedoch immer deutlicher wurde, daß es an de Gaulle kein 
Vorbeikommen gab, bezog man ihn mit ein, in der Hoffnung, ihn in einem großen Komitee 
"ertränken" zu können, d.h. kaltzustellen. 
Hier in Algier wurden die konkreten Pläne für den Wiederaufbau Frankreichs und Europas 
nach dem Krieg entworfen und die zukünftigen "Regierungsmannschaften" aufgestellt. Mon-
net wirkte dabei entscheidend mit. Er selbst war im provisorischen Kabinett oder "großen 
Komitee" als Minister für Waffenbeschaffung, Versorgung und Wiederaufbau vorgesehen. Er 
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brachte seine in den USA entwickelten Vorstellungen vom wirtschaftlichen Aufbau Frank-
reichs und Europas ein und traf bei all den Männern, mit denen er seit den Zeiten im Völker-
bund Kontakte geknüpft hatte, auf offene Ohren.  
Gleichzeitig versuchten Eisenhower und Roosevelt über General Giraud direkt Einfluß auf 
die Politik des Komitees zu nehmen, indem sie die Einstellung der amerikanischen Waffen-
lieferungen in Aussicht stellten für den Fall, daß Giraud seine Stellung in dem Komitee, die 
durchaus umstritten war bei den Franzosen, nicht behalten würde. 
Monnet hatte in seinen "amerikanischen Jahren" auf Grund seiner engen Beziehungen zur 
dortigen Machtelite deren Vorstellungen vom Nachkriegseuropa aufgenommen. So war er 
eng mit dem späteren Außenminister John Foster Dulles befreundet, der 1941 in einem Arti-
kel vorschlug, Europa nach dem Krieg zentralistisch zu reorganisieren, und behauptete, es sei 
verrückt, den einzelnen europäischen Staaten wieder die volle Souveränität zuzugestehen. 
Das amerikanische Magazin "Fortune" und der Journalist John Davenport, zu denen Monnet 
sehr enge Beziehungen unterhielt, war das Sprachrohr der Hochfinanz und der amerikani-
schen Kartelle.  
1943 wurde dort die Gründung einer europäischen Transportgemeinschaft vorgeschlagen, die 
über den Staaten stehen sollte, sowie eine europäische Währungsunion, die von einer euro-
päischen Bank dirigiert werden sollte. Europa sollte sich eng an Amerika und England anleh-
nen. Monnet nahm die amerikanische Botschaft auf: Schnell handeln, um Westeuropa zu ei-
nen und einen großen Markt schaffen mit oder ohne gemeinsame Behörde, schließlich Frank-
reich dazu anstiften, eine europäische Föderation zu schaffen, um Deutschland einzubinden.  
1943 entwirft er eine Denkschrift für das CFLN, in der er die Gründung einer Wirtschaftsge-
meinschaft vorschlägt, die von einer französischen Initiative ausgehen soll, "um eine demo-
kratische Ordnung in Europa zu schaffen. Europa kann zu einem Staat werden, der Frie-
den und Glück bringt", indem er sich über die nationalen Souveränitäten erhebt. 
Die Rolle Frankreichs ist damit festgelegt: Speerspitze der europäischen Einigung mit Mon-
net als treibender Kraft ohne jede parlamentarische Legitimation. 
Diese in den USA entwickelten Vorstellungen und Pläne für das Nachkriegs-Europa geben 
eine erste Antwort auf die Frage, warum die USA de Gaulle ausbooten wollten. Seine Psych-
iatrisierung und Abstemplung als Faschist waren Mittel zu dem Zweck, den Kopf der Bewe-
gung, die für die Souveränität Frankreichs eintrat, auszuschalten. Wenn man de Gaulle selbst 
liest und die Untersuchungen zu den Hintergründen der amerikanischen Außenpolitik des 20. 
Jahrhunderts, wie wir sie in unserem ersten Artikel angedeutet haben, einbezieht, so kommt 
man der Wahrheit ein weiteres Stück näher.  
De Gaulle und Roosevelt - Pläne für die Welt nach dem Krieg 
De Gaulle beschreibt in seinen Memoiren seine Unterhaltung mit Roosevelt im Juli 1944 in 
Washington. Im Laufe dieser Unterhaltung legte Roosevelt seine Strategieüberlegungen für 
die "Welt" nach dem Zweiten Weltkrieg dar. Roosevelts Vision erschien de Gaulle mehr als 
beunruhigend für Europa und insbesondere Frankreich. De Gaulle führt wörtlich aus: "(Roo-
sevelt) gedenkt nun ein internationales System zu schaffen, das auf ständige Intervention hi-
nausläuft. Er denkt an ein Viererdirektorium: Amerika, Sowjetrußland, China und Großbri-
tannien sollen die Weltprobleme regeln.  
Ein Parlament der Vereinten Nationen soll der Macht dieser "vier Großen" einen demokrati-
schen Anstrich geben. Aber wenn man (das heißt die USA) die Welt nicht auf Gnade und 
Ungnade den drei anderen ausliefern will, muß solch eine Organisation, meint Roosevelt, die 
Anlage amerikanischer Stützpunkte in allen Teilen der Erde und zum Teil auch auf französi-
schem Gebiet einschließen.  
Roosevelt glaubt, auf diese Weise die Sowjets in eine Gemeinschaft hineinbringen zu kön-
nen, die ihre Ambitionen in Schach halten wird und in der Amerika seine Klientel um sich 
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scharen kann. Von den "vier Großen" ist, wie er weis, das China Chiang Kai-schek von seiner 
Hilfe abhängig, während die Engländer, sofern sie nicht ihre Dominien verlieren wollen, sich 
seiner Politik beugen müssen. In bezug auf die mittleren und kleineren Länder wird er in der 
Lage sein, auf sie dank amerikanischer Hilfeleistungen einzuwirken.  
Schließlich werden das Selbstbestimmungsrecht der Völker, die amerikanische Auslandshil-
fe, das Vorhandensein amerikanischer Stützpunkte in Afrika, Asien und Australien dem Ent-
stehen neuer souveräner Staaten förderlich, die die Zahl derer vermehren werden, die den 
Vereinigten Staaten verpflichtet sind. In solcher Perspektive können die eigentlichen Proble-
me Europas … nur von nebensächlicher Bedeutung sein". 
De Gaulle erkannte in dieser Konzeption einen ausgesprochenen "Willen zur Macht" und den 
Willen, Europa zu dominieren. Er wies darauf hin, daß dieser Plan den Westen in Gefahr 
bringen würde. "Werde man nicht, wenn man Westeuropa als zweitrangig behandele, gerade 
der Sache schaden, der man zu dienen glaubt: der Sache der Zivilisation?" …  
"Der Westen ist es, sage ich zu Präsident Roosevelt, den man wieder aufbauen muß. Wenn 
das geschehen ist, wird ihn sich die übrige Welt wohl oder übel zum Vorbild nehmen. Wenn 
es nicht geschieht, wird es der Barbarei gelingen, alles hinwegzufegen. Westeuropa ist trotz 
seiner Zerrissenheit für den Westen von wesentlicher Bedeutung. Nichts kann den Wert, die 
Kraft, die Ausstrahlung der alten Völker ersetzen." 
Roosevelt sprach dann von seiner großen Enttäuschung über das französische Volk, das sich 
einfach so von den Nazis hatte überrennen lassen. De Gaulle, der sehr höflich war, entgegnete 
ihm nichts. Aber er dachte: Wenn Amerika Frankreich sowohl nach dem Ersten Weltkrieg 
geholfen hätte, wie auch zu Beginn des Zweiten, oder wenn man ihn, General de Gaulle, un-
terstützt hätte anstelle des Vichy-Regimes, dann wäre es vielleicht anders gekommen.  
Es wird damit deutlich, daß de Gaulle die angebliche Enttäuschung Roosevelts als unehrlich 
empfand. Er verließ Roosevelt mit der Überzeugung, daß in den Beziehungen der Staaten 
untereinander die Logik und das Gefühl nicht schwer wögen im Vergleich zu den Realitäten 
der Macht. Allein was man sich nehme und was man zu halten wisse habe Bedeutung. Frank-
reich könne nur auf sich selber zählen, wenn es wieder seinen Platz unter den Nationen erlan-
gen wolle.<< 
Herbert Ludwig berichtete am 22. November 2013 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die Europäische Union (x903/…): >>Hintergründe der "europäi-
schen Integrationsbewegung" 
Am Beginn der sogenannten europäischen Integrationsbewegung stehen zwei besonders ein-
flußreiche Gestalten: Der Österreicher Richard Graf Coudenhove-Kalergi (1894-1972) und 
der Franzose Jean Monnet (1888-1979). 
I . 
Coudenhove-Kalergi trat schon 1922 mit seiner Pan-Europa-Idee hervor, die er 1924 in einem 
Buch publizierte. Darin propagierte er die "Vereinigten Staaten von Europa", einen zentralen 
Bundesstaat, der von einem neuen geistigen Adel geführt werden sollte. Im selben Jahr grün-
dete er die Paneuropa-Union, um dieses Ziel organisatorisch zu verfolgen. Das traf offenbar 
in Amerika auf ähnliche Gedanken. So wurde er nach eigenen Angaben schon 1924 auf An-
regung von Louis Rothschild von den Finanzmagnaten Max Warburg "mit 60.000 Goldmark 
zur Ankurbelung der Bewegung während der drei ersten Jahre" unterstützt. Durch dessen 
Vermittlung traf er sich in Amerika mit den Finanziers Paul Warburg und Bernhard Baruch. 
("Ein Leben für Europa", Seite 124-125) 
In seinem 1925 erschienenen Buch "Praktischer Idealismus" bezeichnete Kalergi die Demo-
kratie als "ein klägliches Zwischenspiel" zwischen zwei aristokratischen Epochen, der des 
Blutadels und des neuen, von jüdischem Geist geprägten Geistesadels. Die moderne Demo-
kratie durchschaute er als praktisches Instrument der Plutokratie: 
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"Heute ist Demokratie Fassade der Plutokratie: weil die Völker nackte Plutokratie nicht dul-
den würden, wird ihnen die nominelle Macht überlassen, während die faktische Macht in den 
Händen der Plutokraten ruht. In republikanischen wie in monarchischen Demokratien sind 
die Staatsmänner Marionetten, die Kapitalisten Drahtzieher: sie diktieren die Richtlinien der 
Politik, sie beherrschen durch Ankauf der öffentlichen Meinung die Wähler, durch geschäftli-
che und gesellschaftliche Beziehungen die Minister. … Die Plutokratie von heute ist mächti-
ger als die Aristokratie von gestern: denn niemand steht über ihr als der Staat, der ihr Werk-
zeug und Helfershelfer ist." (S.39) 
Ihm schwebte vor, den "plutokratischen Demokratismus" durch die Aristokratie eines neuen 
Geistesadels zu ersetzen, in der die verschiedenen Völker in einer "eurasisch-negroiden Zu-
kunftsrasse" aufgehen sollen (S. 22, 23). 
Im April 1948 lud Kalergi in New York zu einem Kongreß ein, auf dem das American Com-
mittee for a United Europe (ACUE) gegründet wurde. Geschäftsführer wurden die berüchtig-
ten US-Geheimdienst-Bosse: William "Wild Bill" Donovan und Allan Dulles. Die Finanzie-
rung übernahmen die Ford Foundation, die Rockefeller-Stiftung und weitere regierungsnahe 
Unternehmensgruppen. 
Das Committee unterstützte die Europäischen Bewegung, die im Juli 1947 von Winston 
Churchill und Duncan Sandys initiiert wurde und vom 7. bis 11. Mai 1948 den Haager Euro-
pa-Kongreß in Den Haag veranstaltete, an dem unter dem Vorsitz Churchills über 700 Dele-
gierte aus ganz Europa und Beobachter aus den USA und Kanada teilnahmen.  
Damit gelang die entscheidende Weichenstellung für die Gründung der Europäischen Bewe-
gung. Man arbeitete an einem Entwurf für eine Verfassung der Vereinigten Staaten von Eu-
ropa und gründete 1948 durch den Vertrag von London den Europarat, eine internationale 
europäische Organisation von heute 47 Staaten, in der wiederum Kalergi einen großen Ein-
fluß ausübte. 
Das American Committee for a United Europe (ACUE) war bis in die 1960er-Jahre ein wich-
tiger Geldgeber der Europäischen Bewegung (50 %), der Union Europäischer Föderalisten 
(UEF) und besonders deren European Youth Campaign (100 %). Damit konnte Einfluß auf 
die Führer der "Europäischen Bewegung" Robert Schuman, Paul-Henri Spaak und Józef Re-
tinger genommen werden (s. alle Nachweise bei Wikipedia) 
Das ist der Humus der hauptsächlichsten internationalen Organisationen, welche die heute bis 
zur EU entwickelte europäische Integrations-Organisation in Gang gebracht haben, weiter 
begleiten, fördern, unterstützen und vorantreiben. Ein kleines Beispiel: 2012 wurde überra-
schend der Friedensnobelpreis an die EU verliehen, offenbar wegen des "friedenstiftenden" 
Euros, der in immer mehr EU-Staaten die Menschen verzweifelt auf die Straßen und die Völ-
ker auseinander treibt.  
Ein englischer Kritiker meinte, warum sie nicht auch noch wegen der großartigen "Euro-
Rettungspolitik" den Wirtschaftsnobelpreis erhalten habe. Wie kam es zu dieser Preisver-
leihung? Der Vorsitzende des Nobelpreiskomitees, der Norweger Th. Jagland, ist gleichzeitig 
Generalsekretär des "Europarates", also der großen europäischen, von amerikanischen Ge-
heimdiensten mitfinanzierten EU-Förderorganisation, die so eng mit ihr verbunden ist, daß 
sie dieselbe Flagge und Hymne verwendet. Die EU hat sich also, dank CIA, den Friedens-
nobelpreis quasi selbst verliehen. 
Winston Churchill hatte schon 1946 in einer Rede an der Universität Zürich vor Studenten 
"eine Art Vereinigte Staaten von Europa" gefordert, d.h. er las ein Manuskript vor, das Kaler-
gi für ihn geschrieben hatte (s. Wikipedia). Am 14.5.1947 verriet Churchill in einer Rede in 
London noch tiefere angloamerikanische Ziele mit Europa: 
Wir geben uns natürlich nicht der Täuschung hin, daß die Vereinigten Staaten von Europa 
die letzte und vollständige Lösung aller Probleme der internationalen Beziehungen darstelle. 
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Die Schaffung einer autoritativen, allmächtigen Weltordnung ist das Endziel, das wir anzu-
streben haben. Wenn nicht eine wirksame Welt-Superregierung errichtet und rasch hand-
lungsfähig werden kann, bleiben die Aussichten auf Frieden und menschlichen Fortschritt 
düster und zweifelhaft. Doch wollen wir uns in Bezug auf das Hauptziel keiner Illusion hin-
geben: Ohne ein Vereinigtes Europa keine sichere Aussicht auf eine Weltregierung. Die Ver-
einigung Europas ist der unverzichtbare erste Schritt zur Verwirklichung dieses Zieles. 
(Speechers of Winston Churchill, New York 1974) 
Hier klingt auf, was sonst mehr verklausuliert unter dem Namen "Neue Weltordnung" als 
"Eine Welt" angestrebt wird und überall da bemerkbar ist, wo die Völker "durch ein immer 
engmaschigeres Netz multilateraler Vertragssysteme und Organisationen aneinander gebun-
den und auf das je spezifische Regelwerk festgelegt" werden. (Manfred Kleine-Hartlage: 
"Neue Weltordnung - Zukunftsplan oder Verschwörungstheorie?", S. 13) Solche Organi-
sationen sind die UNO, der IWF und die Weltbank, Nato, Internationaler Strafgerichtshof 
usw. und eben die EU, um die bisher hauptsächlichsten zu nennen. 
II.  
Die zweite der einflußreichsten Gestalten, Jean Monnet, stand ähnlich wie Kalergi zeit seines 
Lebens unter dem Einfluß führender britischer und amerikanischer Kreise. Er war "ein Erfin-
der und Lenker von Institutionen einer übernationalen Zusammenarbeit" und "ein Zentrum 
(insbesondere) angelsächsischer Einflußnahme auf dem Kontinent". (Andreas Bracher: Euro-
pa im Amerikanischen Weltsystem, Basel 2001, S. 81). 
Während des ersten Weltkrieges koordinierte er nach Wikipedia maßgeblich "die kriegs-
wirtschaftliche Güternachfrage und -logistik der westlichen Alliierten." 1919 findet man 
Monnet in der französischen Delegation in Versailles.  
Von 1919 bis 1923 ist er stellvertretender Generalsekretär beim Völkerbund in Genf, der - in 
Versailles gegründeten - Vorläuferorganisation der heutigen UNO. In den 20er und 30er Jah-
ren ist er in führenden Stellungen in amerikanischen Banken tätig, gründet auch selbst in New 
York eine Investmentbank, die, wie andere amerikanische Banken auch, Geschäftsbeziehun-
gen mit Hitler-Deutschland unterhielt. 
1938 wechselt er wieder in die gleiche Rolle wie im ersten Weltkrieg: Er beschäftigt sich mit 
den alliierten Vorbereitungen für den drohenden Krieg. Nach der deutschen Eroberung Frank-
reichs 1940 "wird er von Churchill nach Washington geschickt, um Rüstungseinkäufe zu täti-
gen. Dort wird er praktisch in die Regierung übernommen und eine der entscheidenden Figu-
ren bei dem Unternehmen, die Maschine in Gang zu bringen, die den Krieg gewinnen sollte", 
wie Monnet selbst in seinen Memoiren schreibt (Bracher S. 83). 
Nach dem Krieg gehen auch von Monnet entscheidende Initiativen zur europäischen Eini-
gung aus. Von ihm stammt der Plan zur Schaffung einer übernationalen Behörde, die die 
Stahlindustrien Westeuropas, also auch Deutschlands verwalten und kontrollieren sollte. Der 
Plan wurde 1950 als Schumann-Plan bekannt, stammte aber von Monnet.  
Das neue Gebilde, die "Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl", war der entschei-
dende Keim der heutigen Europäischen Union. Er war von vornherein als voller Staat ange-
legt: mit einer Exekutivbehörde, einem Parlament und einem Gerichtshof. Von 1953 bis 1955 
war Monnet der erste Präsident. 
1955 gründet er, teilweise vom CIA finanziert, das "Aktionskommitee für die Vereinigten 
Staaten von Europa". Es "blieb der Öffentlichkeit zwar weitgehend verborgen, war aber bis 
zu seiner Auflösung 1975 das wohl wichtigste Zentrum, von dem aus jenes Unternehmen 
vorangetrieben wurde, dem sich Monnet verschrieben hatte: der europäische Einheitsstaat." 
(Bracher, S. 84) So wird Monnet von 1950 bis weit in die sechziger Jahre hinein das "eigent-
liche intellektuelle und politische Zentrum der europäischen Einigungsbemühungen", wofür 
er mit dem Titel "Vater eines vereinten Europa" bedacht wurde (S. 80). 
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Zwei Bewunderer von Monnet, Merry und Serge Bromberger, legten in ihrem Buch: "Jean 
Monnet und die Vereinigten Staaten von Europa" seinen Plan dar: 
"Allmählich sollten die supranationalen Behörden, die vom Europäischen Ministerrat in 
Brüssel und dem Europaparlament in Straßburg überwacht werden, die gesamte Politik des 
Kontinents bestimmen. Der Tag würde kommen, da die Regierungen gezwungen wären, zu-
zugeben, daß ein integriertes Europa eine vollendete Tatsache ist, ohne daß sie bei der Fest-
legung seiner Grundlagen auch nur das Geringste zu sagen hätten. Alles, was ihnen noch 
bliebe, wäre, ihre sämtlichen autonomen Institutionen zu einer einzigen Bundesverwaltung zu 
verschmelzen und dann die Vereinigten Staaten von Europa zu verkünden."  
Laut Focus 34/ 2010 sagte Monnet: 
"Europas Länder sollten in einen Superstaat überführt werden, ohne daß die Bevölkerung 
versteht, was geschieht. Dies muß schrittweise geschehen, jeweils unter einem wirtschaftli-
chen Vorwand."  
Dieses Ziel haben seine Genossen und Nachfolger nie aus dem Auge verloren - bis heute. 
Aus den Erinnerungen von Hans-Dietrich Genscher geht hervor, daß die Fortführung der eu-
ropäischen Integration zu einem Bundesstaat zu den Bedingungen der USA für eine Zustim-
mung zur deutschen Wiedervereinigung 1989 gehörte. 
In genau der Linie Monnets liegt auch, wie Jean-Claude Juncker laut Spiegel 52/1999 seinen 
EU-Kollegen die richtige demokratische Vorgehensweise erklärte: 
"Wir beschließen etwas, stellen das dann in den Raum und warten einige Zeit ab, ob was 
passiert. Wenn es dann kein großes Geschrei gibt und keine Aufstände, weil die meisten gar 
nicht begreifen, was da beschlossen wurde, dann machen wir weiter - Schritt für Schritt, bis 
es kein Zurück mehr gibt." 
Das Ziel europäischer Bundesstaat war der europäischen Integrationsbewegung also von An-
fang an immanent. Darauf weist auch das Bundesverfassungsgericht in einem historischen 
Abriß seines "Lissabon-Urteils" vom 30. Juni 2009 deutlich hin: 
"Bestrebungen richteten sich auf die Gründung Vereinigter Staaten von Europa und die Bil-
dung einer europäischen Nation. Man wollte mit einer Verfassung den europäischen Bundes-
staat begründen. … Der Idee der Verfassung für die Vereinigten Staaten von Europa standen 
von vornherein kräftige nationalstaatliche Orientierungen gegenüber… Mit der Ablehnung 
der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft und dem Scheitern der Europäischen Politi-
schen Gemeinschaft wurde deutlich, daß sich der europäische Bundesstaat nicht direkt ver-
wirklichen ließ. … Über eine möglichst weitgehende wirtschaftliche Verflechtung über einen 
gemeinsamen Markt sollte die praktische Notwendigkeit politischer Vergemeinschaftung her-
beigeführt werden, und es sollten Handels- und Wirtschaftsbedingungen entstehen, die eine 
politische, auch außen- und sicherheitspolitische Einheit dann als allein folgerichtig erschei-
nen lassen würden. ..." 
Zu diesen Wirtschaftsbedingungen gehört auch die Einführung des Euro und die Euro-Krise, 
die, wie in einem Artikel dieses Blogs dargelegt wird, offensichtlich planmäßig herbeigeführt 
worden ist. 
Weitere Belege bringt ein Video der "Bürgerrechtsbewegung Solidarität" vom 4. Juni 2012 
mit dem Titel "Die EU ist nicht Europa, sondern seine Zerstörung". Darin wird Jaques Attali, 
vormals Berater des französischen Präsidenten Mitterand, zitiert, der "bei den Verhandlungen 
1990 dabei (war), als Bundeskanzler Kohl die Aufgabe der D-Mark als Preis für die Wieder-
vereinigung aufgezwungen wurde.  
Laut Attali soll damals Mitterand mit einer Wiederbelebung der 'Tripple Entente' (Militär-
bündnis von 1907 zwischen Großbritannien, Frankreich und Rußlands gegen Deutschland) 
gedroht haben. Im Januar letzten Jahres (also 2011) ließ Attali die Katze aus dem Sack. In 
einer Rede über die Eurokrise sagte er, die Krise sei nicht nur vorhersehbar gewesen, man 
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habe sie sogar bewußt geplant, um eine starke europäische Haushaltsföderation zu schaffen. 
"Alle diejenigen, die wie ich das Privileg hatten, bei der Abfassung der ersten Version des 
Maastricht-Vertrages die Feder zu führen, taten alles, um sicherzustellen, daß ein Austritt 
unmöglich wäre. Wir haben einen Artikel, der (einem Mitgliedstaat) den Austritt erlaubt, ab-
sichtlich 'vergessen'. Das war nicht sehr demokratisch. Doch es war eine große Garantie 
dafür, die Dinge schwieriger zu machen, damit wir gezwungen waren, weiter voranzuschrei-
ten". 
Weiter wird in dem Video Guiliano Amato zitiert, ehemaliger Vizepräsident des "Europäi-
schen Konvents" für eine europäische Verfassung, der in einem Interview mit "La Stampa" 
am 12. Juli 2000 erklärte: 
"Deshalb ziehe ich es vor, langsam vorzugehen und die Souveränität Stück für Stück zu zer-
brechen und dabei plötzliche Übergänge von den nationalen zu den Befugnissen des Bundes 
zu vermeiden. ... Ohne Souveränitäten (der Einzelstaaten) werden wir keinen Totalitarismus 
haben. Demokratie braucht keinen Souverän." 
Er übergeht, daß uns dafür - ohne einen demokratischen Souverän - der viel größere bürokra-
tische Totalitarismus der EU aufgezwungen wird, die mit imperialistischen Weltmacht-
Ambitionen den früheren Nationalismus der Einzelstaaten auf einer größeren Ebene als Euro-
pa-Nationalismus nur fortsetzt. 
Unverblümt in dieser Richtung sind die Worte des Briten Robert Cooper, vormaliger Berater 
Tony Blairs und jetziger Top-Berater von Lady Catherine Ashton, der "Hohen Vertreterin der 
EU für Außen- und Sicherheitsfragen", die er in seinem Buch "The Breaking of Nations" 
(2003) geschrieben hat: 
"Beim Umgang mit der altmodischen Sorte von Staaten außerhalb der postmodernen Gren-
zen müssen sich die Europäer auf die rauheren Methoden früherer Zeiten zurückbesinnen: 
Gewalt, … Angriffe, Täuschung, was immer auch für diejenigen notwendig ist, die noch in 
der Welt des 19. Jahrhunderts gefangen sind, wo jeder Staat für sich existierte. Im Dschungel 
muß man sich an die Gesetze des Dschungels halten." 
Mit diesem Artikel könnte auch der letzte Zweifler erkennen … "Neue Weltordnung" ist kei-
ne Verschwörungstheorie, sondern wenn man so will eine globale Reform (Neuordnung). Die 
wohl wie auch schon immer in der Geschichte, von einigen wenigen erdacht und für alle an-
deren gültig. 
EU-Vision 
Was haben sie vom Menschen-Ich verstanden? 
Sie schwemmen mit Konsum Europas Fluren, 
Ersticken seiner Völker Hochkulturen 
Und schlagen ihren Geist in feste Banden. 
Es ist das Ich, das die Entwicklung treibt, 
Aus dem Kultur- und Geistesblüten sprossen. 
Sie haben es in Normen eingeschlossen, 
In denen es sich innerlich zerreibt. 
So phrasenhaft ward "Freiheit" nie verwendet. 
Die äußre Leibes-Sicherheit verdeckt, 
Wie Vormundschaft die Selbstbestimmung schändet; 
Unendliche Verordnungsflut bedeckt 
Europaweit des Menschen eig'ne Wege. 
Er irrt in eines Monsterstaats Gehege. 
(hl)<< 
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Herbert Ludwig berichtete am 24. Oktober 2017 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die katholische Kirche und die Europäische Union (x977/…): 
>>Der Heilige Stuhl und der "Kreißsaal der EU" 
Eine wesentliche Entwicklungslinie, die zum Beginn und zur weiteren Förderung der euro-
päischen Einheitsstaats-Bewegung geführt hat, zieht sich von Richard Graf Coudenhove-
Kalergi, Winston Churchill und dem US-Geheimdienst über das "American Committee for a 
United Europe" (ACUE), zur "Europäischen Bewegung", der "Union Europäischer Föderali-
sten" (UEF) und den "Europarat".  
Diese weitgehend vom CIA mitfinanzierten hauptsächlichsten Organisationen bilden den 
Humus, welche die heute bis zur EU entwickelte Brüsseler Organisation in Gang gebracht 
haben, weiter begleiten, fördern, unterstützen und vorantreiben.  
Zentrales Motiv der angloamerikanischen Förderung eines europäischen Staates ist es, eine 
Entwicklung Deutschlands als unabhängige, selbständige Nation für die Zukunft auszuschlie-
ßen. Dies ergibt sich schon aus einem Papier des amerikanischen Außenministeriums vom 
Februar 1949, in dem es hieß, daß die Besatzungsherrschaft nur aufgelöst werden sollte, wenn 
"ein angemessener Rahmen einer allgemeinen europäischen Union, in die Deutschland ab-
sorbiert werden kann", existiere.  
Die Initiative für einen solchen Rahmen solle man aber den Europäern selbst überlassen und 
sie nur von außen unterstützen. Die Initiative ist ja insbesondere von Coudenhove-Kalergi 
und Jean Monnet ergriffen worden. Aus den Erinnerungen von Hans-Dietrich Genscher geht 
hervor, daß die Fortführung der europäischen Integration zu einem Bundesstaat zu den Be-
dingungen der USA für eine Zustimmung zur deutschen Wiedervereinigung 1989 gehörte. 
Der Einfluß der römisch-katholischen Kirche 
Eine zweite Linie geht vom "Heiligen Stuhl" in Rom aus. Die Päpste und die ihr unterstehen-
den Kirchenoberen haben die von den weltlichen "Eliten" betriebene Entwicklung zu einem 
europäischen Bundesstaat von Anfang an unterstützt. Eine der treibendsten katholischen 
Kräfte war Papst Pius XII.  
Nach der Gründung der EWG und der EURATOM am 25. März 1957 in Rom, die der 1951 
in Paris gegründeten Montanunion zur Seite traten, kritisierte er auf dem Europa-Kongreß, 
daß insbesondere die EWG noch keine eigentliche Gemeinschaft sei, weil ihr eine eigene Au-
torität fehle, die "wirkliche Gewalt" besitze und Verantwortung trage.  
Er gab den politischen Akteuren die Aufgabe mit auf den Weg, "für eine Stärkung der Exeku-
tive in den bestehenden Gemeinschaften zu sorgen und damit die Konstituierung eines ein-
heitlichen politischen Organismus ins Auge zu fassen." Eine europäische Außenpolitik schien 
ihm schon damals möglich und nötig. 
Otto von Habsburg 
Zu den intensiv in diesem Sinne für die Interessen der katholischen Kirche Wirkenden gehör-
te Otto von Habsburg, der 1912 geborene älteste Sohn von Karl I., des letzten, 1922 mit 35 
Jahren im Exil in Portugal gestorbenen Kaisers von Österreich-Ungarn.  
Kaiser Karl wurde "von seinen Biografen einhellig eine tiefe Religiosität und bedingungslose 
Treue zur katholischen Kirche bescheinigt. Kritiker sehen in Karl einen "Befehlsempfänger 
der Kirche" (Brigitte Hamann), der als "politischer Diener der Kirche" sich sklavisch an die 
Vorgaben der Kirche gehalten und dadurch die Trennung von Staat und Kirche ignoriert hät-
te."  
Aus Dankbarkeit wurde er am 3. Oktober 2004 "von Papst Johannes Paul II. in die Reihen 
der Seligen der römisch-katholischen Kirche aufgenommen. … Die Kirche würdigte durch 
ihre Entscheidung Karls Sicht des Herrscheramtes als "Heiligen Dienst" und erklärte ihn 
zum Vorbild für politische Verantwortungsträger."  
Entsprechend tief war auch sein Sohn Otto mit der Katholischen Kirche verbunden. "Seine 
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Mutter erzog ihren Sohn auch nach dem Untergang der Doppelmonarchie und der 1921 in 
Ungarn beschlossenen Entthronung (Dethronisation) der Habsburger zu einem römisch-
katholischen Monarchen." (Wikipedia)  
Er war … ein herausragender Ritter des "Souveränen Malteserordens", einer katholischen 
Ordensgemeinschaft, die ein vorbildliches Leben nach den Lehren und Vorschriften der Kir-
che vorschreibt. Ebenso gehörte er dem "Orden vom Goldenen Vlies" an, dessen Ziel die Er-
haltung des katholischen Glaubens, der Schutz der Kirche und die Wahrung der unbefleckten 
Ehre des Rittertums ist. 
Ab Mitte der 1930er Jahre setzte sich Otto von Habsburg innerhalb der "Paneuropa-Union" 
an der Seite des Gründers Richard Graf von Coudenhove-Kalergi für die europäische Eini-
gung, also einen europäischen Bundesstaat ein. Der römisch-katholische Laienorden "Opus 
Dei" favorisierte ihn als künftigen Monarchen über ein vereintes katholisches Europa. 
Von 1957 bis 1973 war er Vizepräsident der Paneuropa-Union, von 1973 bis 2004 als Nach-
folger Kalergis Präsident und von 2004 bis 2011 Ehrenpräsident. (Wikipedia)  
Nachdem er 1978 neben der österreichischen auch die deutsche Staatsbürgerschaft ange-
nommen hatte, war er von 1979 bis 1999 für die CSU Abgeordneter im Europäischen Parla-
ment. 
Als Gegner des Nationalsozialismus floh er 1940 in die USA. Er pflegte intensive persönliche 
Kontakte zu Präsident Franklin Roosevelt und insbesondere Winston Churchill, den er für das 
Nachkriegskonzept einer Donauföderation interessierte. Nach seinen Vorstellungen sollte auf 
dem Gebiet des früheren Österreich-Ungarns ein neuer monarchischer Vielvölkerstaat Öster-
reich-Ungarn nach dem Vorbild Belgiens entstehen, der zwei große Bevölkerungsgruppen 
vereinigte.  
Auch die Länder Bayern, Baden, Württemberg und Hohenzollern-Sigmaringen sollten als 
Monarchien wiederhergestellt und in einem sogenannten "Süddeutschen Bund" vereinigt 
werden. (Wikipedia) 
Jozsef Retinger 
Einen noch tiefer gehenden Einfluß übte der undurchsichtige Pole Dr. Jozsef Retinger (1888-
1960) aus. Er absolvierte … das Noviziat des Jesuiten-Ordens in Rom ab, hängte allerdings 
wegen der "zu großen Hürde des Zölibats" den Priesterberuf wieder an den Nagel. 
Den Besuch einer katholischen Schule zu erwähnen, ist in unserem Zusammenhang nicht 
unwichtig, soll diese ihre Schüler doch im Geiste "katholischer Lehre und Praxis" erziehen. 
Und die von den Jesuiten gegründeten Schulen und Universitäten sollen "Gewähr dafür bie-
ten, daß kommende Generationen fest verwurzelt im katholischen Glauben heranwachsen - 
modern ausgedrückt, sicherten sie sich damit langfristig die kulturelle Hegemonie." (Wiki-
pedia)  
Offensichtlich blieb Retinger auch Kirche und Orden weiterhin treu verbunden. 
Während und nach seinem Studium … kam er dank seines Förderers Graf Zamoyski mit 
zahlreichen führenden Leuten aus Kultur und Politik in Berührung. "Etwa zur selben Zeit be-
ginnt er seine politische Karriere … 
Im Ersten Weltkrieg gelang es Retinger, "Polen zu verlassen. Er trägt eine Reihe sehr wichti-
ger Dokumente und Briefe bei sich, unter anderen einen von Erzbischof Bilczewski an seinen 
Kollegen in Westminster (Kardinal Bourne). Des weiteren bekommt er Instruktionen von 
Bilczewski, und die Dokumente, die an Retinger übergeben wurden, tragen die Unterschriften 
von einigen 20 führenden polnischen Persönlichkeiten. Dank dieser Papiere ist Retinger in 
der Lage zu beweisen, daß er derjenige ist, der das Sagen hat, mit der vollen Handlungsvoll-
macht überall als ein Art polnischer Botschafter zu agieren."  
Seine Beziehungen zu führenden Persönlichkeiten der Westmächte führen … dazu, daß er zur 
Verhandlungsdelegation des belgischen Prinzen Sixtus von Bourbon-Parma gehört, die An-
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fang 1917 geheim einen Separatfrieden mit Kaiser Karl I. von Österreich-Ungarn sondieren 
soll. 
"Dies ist ein komplexes Thema, weil der sogenannte Habsburg- oder Ledóchowski-Plan da-
mit zu tun hat. Dieser Plan wollte für das Haus von Habsburg einen Staatenbund aus rö-
misch-katholischen Ländern in Zentral- und Osteuropa arrangieren. Obwohl dieser Plan 
vom General der Jesuiten stammte, Graf Wladimir Ledóchowski - selbst ein Pole -, so erwies 
er sich ebenso, der Traum des späteren Papst Pius XII. zu sein. Um dieses hochgesteckte Ziel 
zu erreichen, wurde Retinger zu einem der Verhandlungsführer, zusammen mit Prinz Sixtus 
von Bourbon-Parma und dem General der Jesuiten. … 
Während des Zweiten Weltkrieges wurde er einer der engsten Berater von General Sikorski, 
dem Ministerpräsidenten der polnischen Exilregierung in England, der ihn den "Cousin des 
Teufels" nannte.  
Nach dem Krieg setzte er sich intensiv für die europäische Integrationsbewegung ein und war 
1947 maßgeblich an der Gründung der (vom "American Committee for a United Europe" ge-
förderten) "Europäischen Bewegung" beteiligt, deren erster Generalsekretär er wurde und 
1948 den Haager Europa-Kongreß in Den Haag organisierte, an dem unter dem Vorsitz Chur-
chills über 700 Delegierte aus ganz Europa und Beobachter aus den USA und Kanada teil-
nahmen.  
Damit gelang die entscheidende Weichenstellung für die Gründung der Europäischen Bewe-
gung. Auch die Gründung des bis heute außerordentlich einflußreichen "Europarates" geht 
auf seine Initiative zurück. Schließlich entsprang auch die Gründung der "Bilderberger-
Konferenzen" seinen strategischen Planungen, für die er Prinz Bernhard der Niederlande als 
Vorsitzenden und Symbolfigur gewann. (Wikipedia) 
Das Wirken Józef Retingers für eine staatliche Einigung Europas im Sinne des Vatikans, so-
zusagen für ein "Heiliges Römisches Europa", war also noch ungleich grundlegender als das 
Otto von Habsburgs. 
Im "Kreißsaal der EU" in Rom 
Die feierliche Unterzeichnungszeremonie der Gründungsverträge von EWG und EURATOM, 
den Vorläufern der EU, fand am 25. März 1957 … in Rom … statt. Von den für die 6 Grün-
dungsländer Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und die Niederlande un-
terzeichnenden Staatsmänner waren die meisten - K. Adenauer, Chr. Pineau, A. Segni, J. 
Luns - katholisch geprägt. 
Der Saal ist mit seinen Wandmalereien der Erinnerung an die kriegerischen Ursprünge des 
Römischen Imperiums gewidmet. Die Statuen zweier Päpste dokumentieren in geistiger 
Nachfolge des Imperiums den Machtanspruch der römisch-katholischen Kirche über die See-
len der Menschen.  
Nach der Erhebung des Christentums zur römischen Staatsreligion im 4. Jh. hatte die römi-
sche Kirche Struktur und juristische Denkweise des zerfallenden römischen Imperiums ange-
nommen, der Bischof von Rom war mit Hilfe der Macht der römischen Kaiser gegen den 
Widerstand der meisten anderen Bischöfe zum Oberhaupt (Papst) aufgestiegen und hatte von 
den Kaisern das Amt des Pontifex Maximus, des obersten Priesters, übernommen. Die Aus-
wahl des symbolträchtigen Ortes war sicher kein Zufall, sondern gezielt angeordnet. 
Auch die Unterzeichnung des "Vertrages über eine Verfassung für Europa", der die EU be-
reits in einen Quasi-Bundesstaat erheben sollte, fand 47 Jahre später, am 29. Oktober 2004, 
feierlich in diesem Saal statt, den die Süddeutsche Zeitung daher in wohlwollender Flapsig-
keit als "Kreißsaal der EU" bezeichnete.  
Dabei ist nicht unwesentlich, daß diese Verfassung maßgeblich unter der Leitung des Jesui-
tenzöglings und früheren französischen Präsidenten Valéry Giscard d’Estaing entworfen wur-
de, der wie Otto von Habsburg ein herausragender Ritter des "Souveränen Malteserordens" 
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ist. 
Die unterzeichnenden Staatsmänner saßen direkt unter der mächtigen, überlebensgroßen Sta-
tue des Papstes Innozenz X., der gleichsam seine segnende rechte Hand über sie ausstreckt. 
… 
Innozenz X. war Papst von 1644-1655.  
Als 1648 der Dreißigjährige Krieg - für die katholische Kirche praktisch erfolglos - mit dem 
Westfälischen Frieden beendet wurde, der den Herrschafts- und Einflußbereich der Protestan-
ten festschrieb, wandte sich Innozenz mit aller Schärfe dagegen und verweigerte als einziger 
die Unterschrift unter den Friedensvertrag. Europa sollte katholisch bleiben und nicht teilwei-
se unter protestantische Herrschaft geraten.  
Der Papst erklärte in einem Schreiben ("Zelo domus Dei") "kraft Apostolischer Machtvoll-
kommenheit den Artikel des Westfälischen Friedens für nichtig, ungültig, unbillig, ungerecht, 
verdammt, verworfen, vergeblich, der Kräfte und Erfolge entbehrend für alle Zukunft, nie-
mand sei zu ihrer Einhaltung verpflichtet." (Wikipedia) 
Die unterzeichnenden Staatsmänner blickten genau gegenüber auf die gleichfalls übermächti-
ge Statue von Papst Urban VIII. (1623-1644), des unmittelbaren Vorgängers von Innozenz X. 
Papst Urbans unerbittlicher Vernichtungswille der deutschen Protestanten kam anläßlich der 
Verwüstung Magdeburgs am 20. Mai 1631 durch die Truppen der katholischen Liga zum 
Ausdruck. Es war zu tagelangen Raubzügen, Vergewaltigungen und Gewalttaten gekommen, 
bei denen mehr als 20.000 Bürger getötet wurden. 
"In ganz Europa war man über dieses Massaker entsetzt, und es gilt als das größte und 
schlimmste während des Dreißigjährigen Krieges. Es hieß, die Taten und der Schrecken sei-
en in ihrer Entsetzlichkeit 'nicht in Worte zu fassen und nicht mit Tränen zu beweinen'. Papst 
Urban VIII. hingegen verfaßte am 24. Juni 1631 ein Schreiben, in dem er seine Freude über 
die "Vernichtung des Ketzernestes" zum Ausdruck brachte." (Wikipedia) 
Was drückt sich in dieser Symbolik aus? 
Aus der Ich-Kraft und dem Freiheitsimpuls Mitteleuropas erhob sich mit der Reformation die 
größte Rebellion gegen den religiösen Herrschaftsanspruch des Papsttums. Zwar geht von der 
verflachten Evangelischen Kirche von heute keine Gefahr mehr für Rom aus, aber man weiß, 
daß in dem Geistesstreben der Deutschen, wie es in der deutschen Klassik, Romantik und 
Philosophie des Idealismus besonders zum Ausdruck kam, nach wie vor die größte Gegner-
schaft schlummert. … Doch dieses Streben zielt danach, die Grenzen von Religion und Wis-
senschaft aufzuheben, so daß der Philosoph Schelling formulierte: "Die deutsche Nation 
strebt mit ihrem ganzen Wesen nach Religion, die mit Erkenntnis verbunden und auf Wissen-
schaft begründet ist." 
Damit wird der Priester als Vermittler zwischen irdischer und göttlicher Welt überflüssig. 
Das ist schon in Luthers Tat veranlagt, der die jedermann zugänglichen Evangelien über die 
Dekrete des Papstes stellte. Daher wird auch Rudolf Steiner, der in Anknüpfung an den deut-
schen Idealismus … einen wissenschaftlichen Weg zur Erkenntnis der geistig-göttlichen 
Welt, eine Geistes-Wissenschaft begründete, von der katholischen Kirche auf allen Ebenen 
bekämpft. Im unmittelbaren Verhältnis jedes Menschen zur göttlich-geistigen Welt liegt die 
größte … Bedrohung der Kirche. 
Ein unabhängiges Deutschland mit einem freien Geistesleben muß daher verhindert und in 
einem europäischen Bundesstaat gebunden oder gar absorbiert werden. 
Die 60-Jahr-Zeremonie 
Die EU befindet sich gegenwärtig in einer schweren Krise, die einen besonders dramatischen 
Ausdruck in der Austrittserklärung Großbritanniens gefunden hat. Was lag da näher, als am 
25. März 2017, dem 60. Jahrestag der Unterzeichnung der römischen Verträge, zusammenzu-
rücken und im selben Saal in Rom die Gründungsideale erneut zu beschwören.  
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Die Regierungschefs der verbleibenden 27 EU-Staaten unterzeichneten feierlich eine Erklä-
rung, die das Versprechen der EU auf Frieden, Freiheit und Wohlstand erneuern soll. "Heute 
erneuern wir in Rom unser einzigartiges Bündnis freier Nationen, das vor 60 Jahren von un-
seren großartigen Vorgängern ins Leben gerufen wurde", sagte EU-Ratspräsident Donald 
Tusk. "Sie hatten den Mut des Kolumbus, unbekannte Gewässer zu besegeln, eine neue Welt 
zu entdecken."  
Am Abend zuvor war man von Papst Franziskus in Audienz empfangen und eingestimmt 
worden. Er sparte nicht mit Kritik und Ermahnungen. 
Sechzig Jahre später nach Rom zurückzukehren darf nicht bloß eine Reise in die Erinnerun-
gen sein, sondern ist vielmehr das Verlangen, das lebendige Gedächtnis jenes Ereignisses 
wiederzuentdecken, um dessen Bedeutung in der Gegenwart zu verstehen. …  
'Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft', bekräftigte damals der luxemburgische Premier-
minister Bech, 'wird nur dann leben und erfolgreich sein, wenn sie in ihrem Bestehen dem 
Geist europäischer Solidarität, der sie geschaffen hat, treu bleibt und wenn der gemeinsame 
Wille des entstehenden Europas mächtiger ist als die nationalen Willensbestrebungen.' 
Dieser Geist ist angesichts der zentrifugalen Kräfte wie auch der Versuchung, die Grün-
dungsideale der Union auf produktive, wirtschaftliche und finanzielle Erfordernisse zu redu-
zieren, heute höchst notwendig. … 
Europa findet wieder Hoffnung in der Solidarität, die auch das wirksamste Heilmittel gegen 
die modernen Formen des Populismus ist. Die Solidarität bringt das Bewußtsein mit sich, 
Teil eines einzigen Körpers zu sein, und schließt gleichzeitig die Fähigkeit eines jeden Glie-
des mit ein, mit dem anderen und dem Ganzen zu 'sympathisieren'. …  
Die Formen von Populismus hingegen sind eben Blüten des Egoismus, der in einen engen 
und erdrückenden Kreis einschließt und nicht zuläßt, die Enge der eigenen Gedanken zu 
überwinden und darüber hinaus zu sehen. Man muß wieder beginnen, europäisch zu denken, 
um die gegensätzliche Gefahr einer grauen Uniformität oder des Triumphs der Vielstaaterei 
(Partikularismen) abzuwehren. … 
Meinerseits kann ich nur versichern, daß der Heilige Stuhl und die Kirche ganz Europa nahe 
ist. An seinem Aufbau hat die Kirche stets mitgewirkt und wird immer mitwirken. Dazu bittet 
sie für Europa um den Segen des Herrn, damit er es beschütze und ihm Frieden und Fort-
schritt schenke."  
Mit dem positiven Begriff "Europa" ist natürlich das Konstrukt der Europäischen Union ge-
meint, womit suggeriert wird, beide als identisch aufzufassen. Aus den Worten des Papstes 
wird der Wille zu einem europäischen Gesamtstaat, einem einzigen Körper, deutlich, in dem 
sich die Einzelstaaten mit ihren nationalen Willensbestrebungen einfügen und unterordnen 
sollen. Denn diese zentrifugalen Kräfte seien heute verführerischer Populismus, der nichts 
anderes als beschränkter nationaler Egoismus bedeute, dem der notwendige Weitblick fehle. 



 86 

Zum Bild: Der gegenüber der politischen Ebene erhöhte Heilige Stuhl, auf dem der Papst in 
gebührendem Abstand über den anderen thront, suggeriert, daß er einer höheren geistigen 
Ordnung angehöre, daß er der göttlichen Welt nahe stehe, aus der er letztlich seine Weisheit, 
seine Handlungsimpulse und den göttlichen Segen empfange, den weiter zu spenden, er kraft 
göttlichen Auftrags ermächtigt sei. 
Die hierarchische Ordnung 
Die römisch-katholische Kirche hat eine streng gegliederte Priesterhierarchie, die sich über 
den Gläubigen auftürmt und deren Verhältnis zur göttlichen Welt regelt und bestimmt. In 
ihrem Anspruch auch auf weltliche Herrschaft greift sie im Grunde auf die Form altorientali-
scher und altägyptischer Theokratien zurück, in denen der gottgleich verehrte oberste Priester 
zugleich oberster weltlicher Herrscher, absoluter Monarch war. Eine Karikatur dieses Stre-
bens ist im Vatikanstaat erhalten geblieben, "einer absoluten Wahlmonarchie, deren Monarch 
der Papst ist." (Wikipedia) 
In der geschichtlichen Folge waren aber die Theokratien in den religiösen Teil der Kirchen 
und den weltlichen Teil der Monarchien auseinandergebrochen, wobei beide die unmittelbare 
Einsetzung und Legitimation durch die göttliche Welt geltend machten.  
Mit der Konkurrenz der Könige und Kaiser "von Gottes Gnaden" mußte sich die römische 
Kirche auseinandersetzen. Das ganze Mittelalter ist von diesem Kampf gekennzeichnet, in 
dem das Papsttum stets die oberste göttliche Legitimation behauptete und von Karl dem Gro-
ßen an auch zumeist die Einsetzung und Krönung der weltlichen Herrscher des "Heiligen 
Römischen Reiches" als erneuertes römisches Reich durchgeführt hat. Schon an der Wahl 
waren die "Fürstbischöfe" der Kirche, die zugleich weltliche Landesherren waren, als Ange-
hörige des Standes der Kurfürsten beteiligt. Die römische Kirche durchsetzte das weltliche 
Reich und übte auf Adel und Volk einen allgegenwärtigen Einfluß aus. 
Reformation und Ende des "Heiligen Römischen Reiches" waren ein schwerer Schlag für die 
Macht der römischen Kirche. Offensichtlich sieht das reaktionäre Papsttum in einem europäi-
schen Gesamtstaat die Möglichkeit, ein "Heiliges Römisches Reich" in neuer Form wieder 
aufzurichten, das natürlich unter den modernen Gegebenheiten einer demokratischen Fassade 
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bedarf.  
Dahinter handelt es sich aber um ein hierarchisches System von Institutionen, die von einem 
neuen "politischen Adel" beherrscht werden, der von Mitgliedern oder Sympathisanten der 
Kirche durchsetzt sind und die Impulse der Kirchen bewußt oder unbewußt realisieren. Den 
Bürgern ist eine gesellschaftlich wirksame Mit- und Selbstbestimmung in der EU genauso 
verwehrt wie den Gläubigen die religiöse Selbstbestimmung in der römischen Kirche. 
Es handelt sich um die wüsteste Reaktion gegen die vom wahren Christentum impulsierte 
Entwicklung der Menschheit zu Freiheit und Selbstbestimmung. Die angeblich christliche 
römische Kirche arbeitet der zentralen Verheißung und dem damit verbundenen Auftrag 
Christi entgegen: "Ihr werdet die Wahrheit erkennen, und die Wahrheit wird euch frei ma-
chen." 
Nachbemerkung: Es paßt in den Zusammenhang des Themas, daß der neue französische 
Präsident Emmanuel Macron, der zwei Tage nach der deutschen Bundestagswahl weitere 
Kompetenzübertragungen auf die EU durch einen eigenen Eurozonen-Haushalt mit Ministe-
rium, einen EU-Verteidigungs-Etat und eine europäische Asylbehörde forderte, ebenfalls Je-
suitenschüler ist. "Aus einer nichtreligiösen Familie stammend, ließ sich Macron als 12-
Jähriger bei Eintritt in die Jesuitenschule (La Providence, in Amiens) auf eigenen Wunsch 
katholisch taufen." (Wikipedia). Er besuchte diese Schule bis zum 17. Lebensjahr. …<<  
Herbert Ludwig berichtete am 4. November 2019 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die angestrebte Weltregierung der geheimen Machteliten (x949/…): 
>>Die EU als Vorstufe zu einer Weltregierung 
Durch die modernen Kommunikationsmittel können heute die Menschen Anteil nehmen an 
dem, was fern von ihnen anderen in den entlegensten Gebieten der Erde geschieht. So entwik-
keln sie immer mehr ein globales Gesamtbewußtsein und wachsen nicht nur der Idee nach, 
sondern auch real durch die verschiedensten weltweiten wirtschaftlichen, kulturellen und 
staatlichen Beziehungen zur einheitlichen Menschheit zusammen, in der alle immer mehr er-
leben, wie sie voneinander abhängig und aufeinander angewiesen sind. 
Angesichts der damit verbundenen weltweiten Aufgaben und Probleme, insbesondere auch 
der globalen Kriege, haben sich daher immer wieder Menschen mit der Idee einer Weltregie-
rung und eines Weltstaates beschäftigt.  
So sah der Schriftsteller Ernst Jünger in einem Essay "Der Weltstaat" von 1960 in einer Welt-
republik den einzig verbleibenden Weg. Der Amerikaner Garry Davis rief 1948 die Weltbür-
gerbewegung ins Leben und forderte die Vollversammlung der Vereinten Nationen, in die er 
eindrang, zur Errichtung einer Weltverfassung und einer demokratisch gewählten Weltregie-
rung auf. Namhafte Intellektuelle, darunter Albert Einstein,  
André Gide, Albert Camus und Jean-Paul Sartre, bildeten ein Unterstützungskomitee, und 
750.000 Menschen aus mehr als 150 Ländern ließen sich innerhalb von 2 Jahren in einem Re-
gister als Weltbürger eintragen (Wikipedia). 
So verständlich solche idealistischen Bestrebungen sind: Sie stammen aus einem Denken, das 
die heute gewohnte hierarchische Staatsform, in der - gleich welcher Verfassung - stets eine 
kleine Elite über die große Masse herrscht, auf die ganze Erde überträgt, in der das Schicksal 
der ganzen Menschheit der Macht einer kleinen Weltelite ausgeliefert wäre. Das Illusionäre 
der derzeitigen Demokratie, Freiheit und Selbstbestimmung des Menschen zu gewährleisten, 
würde in einer solchen Weltdiktatur dann auch für den Letzten vollends zutage treten. 
Von dieser von unten angestrebten Weltbürgerregierung ist, wie es bei Wikipedia dezent 
heißt, eine "von den aktuellen Machtkonstellationen dominierte Weltregierung" zu unterschei-
den. Das wäre eine Weltregierung, die von oben, von den Machteliten der führenden westli-
chen Staaten auf indirektem Wege ausgeübt und weiter vervollkommnet würde. Dafür gibt es 
nicht nur Indizien, sondern zahlreiche Belege, und davon soll die Rede sein. 
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Sukzessive Auflösung der Souveränität der Staaten 
Versetzt man sich in die wahnwitzigen Gedanken der Machteliten, die eine Weltregierung 
anstreben, dann müßte die Entwicklung logischerweise durch die sukzessive Auflösung der 
Souveränität der Nationalstaaten vorangetrieben werden. Dies wurde auch bereits auf den 
Haager Friedens-Konferenzen von 1899 und 1907 durch Pläne einer internationalen Schieds-
gerichtsbarkeit eingeleitet, die man nach dem 1. Weltkrieg im "Völkerbund" institutionalisier-
te. 
Als die Vorbereitungen zur Gründung des Völkerbundes liefen, sagte Rudolf Steiner warnend: 
"Überstaaten, Überparlamente begründen, das ist so recht ein Zeichen dafür, daß die Men-
schen nicht herausschlüpfen mögen aus den alten Denknetzen. … Während man den einzelnen 
Staat zerklüften muß in seine drei Glieder (wie in Der Mensch als Maß skizziert), wollen die 
Menschen das Gegenteil. Sie wollen die ganze Erde … zu einem großen Staat zusammen-
schweißen. Sie wollen das Gegenteil von dem, was in den Entwicklungskräften der Zeit be-
gründet ist. Deshalb sollte (der Wissende) wirklich einsehen und es auch überführen in sein 
Wollen, daß ein starkes Anstürmen notwendig ist gegen dasjenige, was heute noch in der ganz 
entgegengesetzten Richtung geht."  
"Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden die Staaten durch ein immer engmaschigeres Netz mul-
tilateraler Vertragssysteme und Organisationen gebunden und auf das je spezifische Regel-
werk festgelegt", welche "die Autonomie der Nationalstaaten systematisch und zum Teil emp-
findlich beschneiden."  

Zu diesen Institutionen gehören die Vereinten Nationen (UN) als Nachfolgeorganisation des 
Völkerbundes, der Internationale Währungsfonds (IWF), die Weltbank, die Welt-Handels-
Organisation (WTO), die EU, die NATO, der Internationale Strafgerichtshof usw.  
Dabei muß man sich klar machen, daß die Übertragung nationaler Kompetenzen auf diese 
Organisationen noch lange nicht an ihr Ende gekommen ist, sondern ständig weitergetrieben 
wird und dem internationalen Recht, das dadurch geschaffen wird, stets und ausnahmslos 
Vorrang vor dem innerstaatlichen Recht zukommt. Die EU gibt bereits ca. 80 % der nationa-
len Gesetze vor, die von den USA dominierte NATO beherrscht die Militärpolitik ihrer Mit-
gliedsländer, und welche Macht der IWF auf verschuldete Länder ausübt, erleben wir gegen-
wärtig in der europäischen Euro-Krise in drastischer Weise. 
"Politische Entscheidungsfindung ist in praktisch allen westlichen Ländern weitgehend aus 
den dafür vorgesehenen verfassungsmäßigen Gremien ausgelagert worden, indem die Ent-
scheidungsvoraussetzungen … von privaten Stiftungen und Netzwerken oder von supranatio-
nalen Institutionen wie EU und UNO erarbeitet werden.  
Transparenz ist in solchen Gremien nicht vorgesehen; die Öffentlichkeit bleibt ausgesperrt, 
und demokratische Kontrolle findet nicht statt. Gewählte Politiker sitzen gewissermaßen nur 
noch am Ende der Pipeline, und sie haben wenig Einfluß darauf, was in dieser Pipeline 
transportiert wird, es sei denn, sie gehören selbst den genannten Gremien an. Am Ende be-
schränkt sich ihre Aufgabe darauf, abzunicken und der Öffentlichkeit als 'alternativlos' zu 
präsentieren, was zumeist schon längst entschieden worden ist." 
Dieses internationale Netz wird von den Regierungen der Staaten geschaffen, also von den 
Vertretern der Vertreter der angeblich souveränen Völker, über deren Köpfen dies geschieht, 
ohne daß sie den geringsten Einfluß darauf ausüben könnten.  
Die Kompliziertheit des Entscheidungsverfahrens bedeutet, "daß eine einmal etablierte Ord-
nung dieser Art praktisch kaum mehr zu ändern ist, jedenfalls nicht auf Initiative einzelner 
Akteure oder Staaten hin. Staaten, die einmal in ein solches System verstrickt sind, können es 
nur als Ganzes akzeptieren oder es ganz verlassen - mit allen Nachteilen und Gefahren, die 
damit verbunden sind." 
Es ist ein internationales System, das nicht nur die Integrität der Völker und ihre Eigenstän-
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digkeit allmählich auflösen, sondern, damit verbunden, die Selbstbestimmung des einzelnen 
Menschen und damit jede wahre Demokratie in einem ihm übergestülpten globalen Regel-
werk vollends untergehen lassen will. 
Welt-Commonwealth 
Es liegt auf der Hand, daß eine Weltregierung primär in den Plänen derjenigen liegt, die so-
wieso durch ihre eigene politische und wirtschaftliche Macht eine Weltherrschaft anstreben: 
den anglo-amerikanischen Eliten.  
Bereits Cecil J. Rhodes (1853-1902), wichtiger Impulsator des britischen Imperialismus, 
schwebte eine anglo-amerikanische Union vor, welche "die Regierung der ganzen Welt antre-
ten" und "den Frieden der Welt in alle Ewigkeit sichern würde."  
Der mit ihm befreundete W. T. Stead und, wie er berichtete, sowohl die Liberalen unter Lord 
Rosebury als auch die Konservativen unter Lord Salisbury nahmen diese Idee auf und ergänz-
ten sie mit der einer Föderation der europäischen Staaten, die letztlich unter der Dominanz der 
anglo-amerikanischen Union stehen müsse.  
In dem elitären Kreis des "Round Table", der von Alfred Milner, dem engsten Freund und 
geistigen Nachfolger Rhodes 1909 gegründet wurde und der bald wesentlichen Einfluß auf die 
britische Außenpolitik nahm, pflegte man diese Gedanken weiter.  
Insbesondere die Mitglieder Philip Kerr und Lionel Curtis "dachten an die Möglichkeit, … 
eine Art Weltgemeinschaft auf gemeinsamer kultureller und weltanschaulicher Grundlage ins 
Leben zu rufen; aus diesem Hintergrund gingen die britischen Initiativen zur Schaffung des 
'Völkerbundes' hervor", dessen Präsident der Round-Tabler Lord Robert Cecil 1923 wurde 
und bis zu seiner Auflösung 1946 blieb.  
Die USA wurden nur deshalb nicht Mitglied des Völkerbundes, weil sich der US-Senat in sei-
ner Autorität von Woodrow Wilson übergangen fühlte und die Ratifizierung des Versailler 
Vertrages ablehnte, dessen Bestandteil die Satzung des Völkerbundes war (Wikipedia). 
Lionel Curtis forderte in seinem Buch "The Commonwealth of Nations" (London 1916), das 
britische Commonwealth dürfe nicht auf eine Nation oder ein Reich beschränkt bleiben, da es 
immer wieder durch Kriege bedroht würde, sondern müsse auf die ganze Menschheit ausge-
dehnt werden, um so den Weltfrieden herbeizuführen.  
Es sollte ein anglo-amerikanisch geprägtes Welt-Commonwealth geschaffen werden. Philip 
Kerr förderte diese Idee mit aller Kraft. Um die Welt vor einem Krieg aller gegen alle zu be-
wahren, sei "die einzige Endlösung der Weltstaat". Gemeinsam mit Curtis unterstützte er die 
Paneuropa-Bewegung von Graf Coudenhove-Kalergi. "Europa - worunter der Kontinent ohne 
die britischen Inseln verstanden wurde - könne sich langfristig zu einem Commonwealth or-
ganisieren, was den Beitritt in das künftige Welt-Commonwealth unter transatlantischer Füh-
rung erleichtern würde."  
Übergang der Führung auf die USA 
Im Ersten Weltkrieg verlor Großbritannien seine Weltmachtstellung de facto an die USA. 
Aber die britischen und amerikanischen Eliten arbeiten nach wie vor eng zusammen. Ableger 
des britischen "Round Table" gibt es auch in den USA. Und auf höchster Ebene existiert seit 
Ende des Ersten Weltkrieges die enge institutionelle Verbindung der je einflußreichsten Denk-
fabriken Chatham House in London und Council on Foreign Relations in New York, von de-
nen die Richtlinien der Außenpolitik ausgehen. 
"US-Präsident Franklin D. Roosevelt unternahm nach dem Scheitern des Völkerbundes noch 
während des Zweiten Weltkrieges einen zweiten Versuch, eine Organisation zur Sicherung des 
Friedens zu schaffen, und erarbeitete zusammen mit dem britischen Premierminister Winston 
Churchill die Atlantik-Charta. Am 1. Januar 1942 beriefen sich 26 Staaten in der Deklaration 
der Vereinten Nationen auf die Prinzipien der Atlantik-Charta." (Wikipedia) Sie wurden 1945 
gegründet und haben inzwischen 193 Mitglied-Staaten. 
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Doch darf man die Bedeutung der UNO nicht überschätzen. Sie ist nur schwer handhabbar, 
zumal die fünf ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates USA, GB, China, Rußland und 
Frankreich jeweils ein Vetorecht haben, wenn ihre eigenen Interessen berührt sind. Viel effek-
tiver sind die unter strammer US-Führung oder Abhängigkeit stehenden Organisationen wie 
NATO, IWF und EU für die anglo-amerikanischen Interessen einzusetzen und zum weiteren 
Souveränitätsabbau der Nationalstaaten in Richtung einer Weltregierung auszubauen. Wie 
stark dessen Realisierungswille besteht, wird an folgenden Aussagen einflußreicher Persön-
lichkeiten deutlich. 
James Paul Warburg, Mitglied des Council on Foreign Relations und Finanzberater von 
Franklin D. Roosevelt, sagte am 17.2.1950 vor dem US-Senat: "Wir werden eine Weltregie-
rung haben, ob Sie nun wollen oder nicht, entweder durch Unterwerfung oder durch Überein-
kunft.” (Wikipedia) 
Richard Newton Gardner, US-Botschafter in verschiedenen Ländern, UN-Berater und Mit-
glied der Trilateralen Kommission schrieb im CFR-Magazin Foreign Affairs, April 1974: 
"Das 'Haus der Weltordnung' wird man eher von unten nach oben hin, statt von oben nach 
unten herab aufbauen müssen. … Denn wenn es darum geht die nationale Souveränität zu 
zerstören, ist es viel effektiver, sie Stück für Stück erodieren zu lassen als den altmodischen 
Frontalangriff durchzuführen." 
Dazu gehören offensichtlich durch Ausbeutung und Kriege herbeigeführte massenhafte Mi-
grationsbewegungen, die zur Destabilisierung der Staaten, zu Verschmelzungen und Identi-
tätsverlust der Völker führen sollen. Willy Wimmer, früherer Staatssekretär im Bundesvertei-
digungsministerium, schildert aus seiner Erfahrung in NATO-Übungen, daß Flüchtlingsströ-
me immer Gegenstand militärischer Planung seien. 
Von David Rockefeller, 36 Jahre Direktor, 20 Jahre Vizepräsident und 15 Jahre Vorstands-
vorsitzender des Council on Foreign Relations, Gründer der Trilateralen Kommission und 
Lenker der Bilderberg-Konferenzen, wird vielfach berichtet, er habe beim Bilderberg-Treffen 
1991 in Baden-Baden vom 6. bis 9. Juni den Medien dafür gedankt, "daß sie sich an ihr Ver-
sprechen Diskretion zu wahren, beinahe vierzig Jahre lang gehalten haben. Es wäre uns un-
möglich gewesen, unseren Plan für die Welt zu entwickeln, hätten wir all diese Jahre im hel-
len Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit gestanden. Aber die Welt ist jetzt ausgeklügelter und 
vorbereitet in Richtung auf eine Weltregierung zu marschieren. Die supranationale Souverä-
nität einer intellektuellen Elite und der Weltbanker ist der in den vergangenen Jahrhunderten 
praktizierten nationalen Selbstbestimmung sicherlich vorzuziehen." 
Das klingt authentisch, wenn man hinzunimmt, daß er in seinen Memoiren von 2002 auf Seite 
405 offen bekennt: "Manche glauben gar, wir seien Teil einer geheimen Kabale, die entgegen 
der besten Interessen der USA arbeitet, charakterisieren mich als 'Internationalisten' und 
Verschwörer, die gemeinsam mit anderen weltweit eine integrierte globale politische und 
wirtschaftliche Struktur schaffen - die einheitliche Welt, wenn Sie so wollen. Wenn das die 
Anklage ist, dann bin ich schuldig, und ich bin stolz darauf." (Wikipedia) 
Eliten-Netzwerk 
Es ist auffällig, wie unter den Funktionseliten der westlichen Welt, mit Ausläufern bis in die 
der Schwellenländer und des postsowjetischen Raums, ein nahezu unangefochtener Konsens 
über diese Entwicklung besteht. Dabei versteht der größte Teil diese globale Ideologie als In-
begriff der Vernunft, die in Anbetracht der Geschichte alternativlos sei. Die globalen Proble-
me seien mit den alten nationalen Strukturen überhaupt nicht mehr zu lösen, insbesondere sei 
der Friede in der Welt nur auf diesem Wege zu erreichen und zu erhalten. 
Was einst verheimlicht und als Verschwörungstheorie diskreditiert wurde, wird nun - Rocke-
feller gab das Signal - offen als notwendiges Mittel zur Bewältigung der weltweiten Krisen 
ausgegeben. Gideon Rachman, Elitejournalist der Financial Times in London schrieb im Leit-



 91 

artikel vom 7.12. 2008: "Zum ersten Mal in meinem Leben, glaube ich, die Bildung einer Art 
Weltregierung ist plausibel. Eine Weltregierung würde viel mehr als die Zusammenarbeit zwi-
schen den Nationen bedeuten. Sie wäre ein Unternehmen mit staatsähnlichen Merkmalen, das 
durch eine Reihe von Gesetzen gestützt wird. 
David Held, Direktor der London School of Economics, einer der renommiertesten Universitä-
ten der Welt, der die Zeitung The Guardian "mehr Einfluß auf die derzeitige politische Welt 
als jede andere Hochschule auf der Erde" bescheinigt (Wikipedia), sagte in einer am 
14.4.2009 in 3Sat ausgestrahlten Sendung: "Wir leben in einem geschichtlichen Moment, in 
dem eine globale Umstellung hin zu einer Weltregierung stattfindet." An dieser Umstellung 
führe auf Dauer kein Weg vorbei, da die neuen globalen Krisen langfristig nicht von einzelnen 
Staaten, sondern nur von einer Weltregierung gelöst werden könnten. 

Bundeskanzlerin Angela Merkel plädierte am 9.11.2009 während der Konferenz "Falling 
Walls" für den weiteren Verzicht auf nationale Zuständigkeiten:  
"Eine der spannendsten Fragen, Mauern zu überwinden, wird sein: Sind Nationalstaaten be-
reit und fähig dazu, Kompetenzen an multilaterale Organisationen abzugeben, koste es, was 
es wolle; und sei es auch in der Form einer Verurteilung? … Die Gründung der Welthandels-
organisation ist ein solches Beispiel, in dem es Schiedsverfahren gibt, in denen über Handels-
fragen ohne Vetorecht irgendeines Mitgliedstaates entschieden wird und notfalls auch Ver-
tragsstrafen verhängt werden. Aber wir haben zu wenig von solchen Beispielen." -  
"Es wird so sein, daß ein friedliches Zusammenleben nur mit einer globalen Ordnung … mög-
lich ist. 
Wolfgang Schäuble bezeichnet am 11.1.2013 in Heidelberg ebenfalls globale Strukturen als 
unausweichlich und notwendig: "Diese Herausforderungen der Zukunft sind am stärksten ge-
prägt durch das, was wir ´Globalisierung' nennen: eine sich beschleunigende Entnationalisie-
rung und transnationale Verflechtung ökonomischer, politischer und kultureller Systeme. … 
Die Globalisierung hat zur Folge, daß das Regulierungsmonopol des Nationalstaates auch 
außerhalb Europas an seine Grenzen stößt. Dadurch werden neue Formen von Governance 
hinzutreten."  
Auch der ganz auf absoluter Autorität beruhende Vatikan stimmt in den elitären Chor ein. Am 
7.7.2009 meldete "Die Welt": "Papst Benedikt XVI. hat die Schaffung einer Weltautorität als 
Antwort auf die globale Wirtschaftskrise ins Gespräch gebracht. … Die bereits von seinem 
Vorgänger Johannes Paul II. angeregte, über die UN hinausgehende Weltautorität ist nach 
Benedikts Worten nötig, 'um die Weltwirtschaft zu steuern, die von der Krise betroffenen Wirt-
schaften zu sanieren, eine Verschlimmerung der Krisen und sich daraus ergebenden Un-
gleichgewichten vorzubeugen.' Außerdem gehe es darum, eine geeignete vollständige Abrü-
stung zu verwirklichen, die Sicherheit und den Frieden zu nähren, den Umweltschutz zu ge-
währleisten und die Migrationsströme zu regulieren." 
Sein Nachfolger Franziskus forderte ebenfalls mit einer neuen Enzyklika am 18.6.2015 "eine 
ökologische Wende und wünscht sich, den 1963 verstorbenen Papst Johannes XXIII. zitierend, 
eine politische Weltregierung ("Weltautorität"), die Umweltschutz wirksamer durchsetzen 
könnte als Nationalstaaten." (FAZ vom 18.6.2015) 
Vorstufe "Vereinigte Staaten von Europa" 
Wie oben angedeutet, pflegten schon die britischen Eliten Anfang des vorigen Jahrhunderts 
die Idee einer europäischen Föderation unter anglo-amerikanischer Dominanz. Aber nicht nur 
sie, sondern natürlich auch amerikanische Kreise unterstützten Coudenhove-Kalergi mit sei-
ner Paneuropa-Bewegung. Mächtigen Einfluß nahm Winston Churchill darauf. Am 14.5.1947 
wurde er in einer Rede in London ganz deutlich: 
"Wir geben uns natürlich nicht der Täuschung hin, daß die Vereinigten Staaten von Europa 
die letzte und vollständige Lösung aller Probleme der internationalen Beziehungen darstelle. 
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Die Schaffung einer autoritativen, allmächtigen Weltordnung ist das Endziel, das wir anzu-
streben haben. Wenn nicht eine wirksame Welt-Superregierung errichtet und rasch hand-
lungsfähig werden kann, bleiben die Aussichten auf Frieden und menschlichen Fortschritt 
düster und zweifelhaft. Doch wollen wir uns in Bezug auf das Hauptziel keiner Illusion hinge-
ben: Ohne ein Vereinigtes Europa keine sichere Aussicht auf eine Weltregierung. Die Verei-
nigung Europas ist der unverzichtbare erste Schritt zur Verwirklichung dieses Zieles." (Spee-
chers of Winston Churchill, New York 1974) 
Ein Jahr später, welch merkwürdiger Einklang, verankerte der Parlamentarische Rat in Art. 24 
des bundesrepublikanischen Grundgesetzes die Möglichkeit, Hoheitsrechte zur Wahrung des 
Friedens einem System kollektiver Sicherheit zu übertragen. In den Beratungen dazu sagte Dr. 
Carlo Schmid (SPD) am 10. November 1948 zum späteren Bundespräsidenten Theodor Heuss 
(FDP):  
"Die Weltstaatbemühungen in allen Ehren! Die Idee ist des Schweißes der Edlen wert. Man 
sollte aufhören, bei diesen Dingen immerzu von Utopien zu sprechen, wie man es gern tut, um 
es sich leicht zu machen. Aber ich glaube nicht, daß wir zur Weltregierung kommen werden, 
ohne vorher durch Europa gegangen zu sein." Das bedeutet, auch die deutsche Elite war sich 
bereits 1948 einig, eine Weltregierung anzustreben, für die eine Europäische Union Voraus-
setzung wäre. 
Der oben bereits zitierte Journalist Gideon Rachman schrieb in dem Leitartikel in der Finan-
cial Times" vom 8.12.2008 weiter: "Die Europäische Union hat bereits eine kontinentale Re-
gierung für 27 Länder und könnte ein Modell sein. Die EU hat ein oberstes Gericht, eine 
Währung, Tausende von seiten des Gesetzes, einen großen öffentlichen Dienst und die Fähig-
keit zur Bereitstellung militärischer Gewalt. Könnte sich das europäische Modell weltweit 
verbreiten?" Und das "europäische Modell" wird von der derzeitigen EU mittels der herbeige-
führten Krisen unerbittlich zum vollen europäischen Staat vorangetrieben. 
Und auch Wolfgang Schäuble plädiert in seiner oben angeführten Rede vom 11.1.2013 für die 
EU als Vorstufe zu einer globalen Regierung: "Daher lautet meine erste Begründung für die 
Notwendigkeit einer weiter fortschreitenden europäischen Einigung, daß eben diese den mit 
Abstand am weitesten entwickelten Ansatz für neue Elemente von Regierungs- und Ordnungs-
strukturen bildet, also eine Form von Governance, die auch die globalisierte Welt als Ganzes 
entwickeln muß. Diese neuen Elemente von Regierungs- und Ordnungsstrukturen in Europa 
sind zugleich ein Beitrag zu unserer globalen Verantwortung, die wir Europäer im Hinblick 
auf unsere weltgeschichtliche Rolle in den zurückliegenden Jahrhunderten nicht geringschät-
zen sollten."  
Manfred Kleine-Hartlage zieht am Ende seines zitierten Essays ein ernstes Fazit: "Die Umris-
se einer durchaus nicht kommunistischen oder faschistischen, wohl aber totalitären und, ein-
mal errichtet, nicht mehr zu beseitigenden globalen Diktatur zeichnen sich deutlich ab. Alle 
zu ihrer Verwirklichung erforderlichen Strategien laufen bereits, und dies zum Teil schon seit 
vielen Jahrzehnten. Ob dieser Prozeß noch umkehrbar ist? Wenn ich Optimist wäre, würde 
ich sagen: Es ist 1 Minute vor 12." …<< 
 
Schlußbemerkungen 
Bei den Geheimbünden und Geheimorganisationen handelt es sich zweifelsfrei um geniale 
Täuscher und Hetzer, die unter dem Deckmantel der Humanität, der Menschenrechte und der 
Menschenwürde, die Menschen weltweit gegeneinander aufhetzen.  
Die Freimaurerei war zum Beispiel nie etwas anderes als ein fanatischer Satanskult, denn ihr 
verehrter 'dreifach großer Baumeister' ist nicht Gott, der Vater, der Allmächtige, der Schöpfer 
des Himmels und der Erde, der sich uns in der Bibel offenbart, sondern ihr 'dreifach großer 
Baumeister' ist in Wirklichkeit der Teufel.  
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Der globale Humanismus der Freimaurerei versprach der gesamten Menschheit Freiheit und 
Menschenrechte, plante aber tatsächlich die Umstürze und Anschläge auf Staaten und Men-
schen, die Auslösung und Inszenierung von Kriegen zur finanziellen Bereicherung von Eli-
ten, die Abschaffung aller persönlichen Freiheiten, die Gleichschaltung aller Werteordnungen 
und die Wiedereinführung der Sklaverei, um einen totalitären Weltstaat zu etablieren. 
Wir müssen endlich begreifen und realisieren, daß nichts zufällig passiert, wenn Freimaurer 
beteiligt sind. Ein Blick zurück in die geschichtliche Vergangenheit beweist, daß leider kein 
kultureller Fortschritt der Menschheit stattgefunden hat. Gegenwärtig passiert genau der glei-
che Terror wie in den zurückliegenden Jahrhunderten. Die Dummheit der Menschen ist an-
scheinend grenzenlos, denn auch wir "aufgeklärten Menschen" lassen uns unentwegt belügen 
und betrügen. Es ist unglaublich und nicht zu fassen, wie leicht sich die Menschen versklaven 
lassen und nicht bereit sind, für ihre Freiheit zu kämpfen. 
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